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Aufgabe des 
Finanzausgleichs
Die Schweiz weist eine föderale Staatsorganisation auf, die aus den Ebe-
nen Bund, Kantone und Gemeinden besteht. Jede dieser Ebenen hat 
ihre eigenen Aufgaben- und Einnahmenkompetenzen (Abbildung 1). Die 
Verteilung von Aufgaben und Einnahmen zwischen dem Bund und den 
Kantonen ist in der Bundesverfassung geregelt. Die Verteilung zwischen 
dem Kanton und den Gemeinden legt das kantonale Recht fest.

Das Wichtigste  
in Kürze

Abbildung 1:
Staatsebenen mit ihren 
Aufgaben und Einnahmen 
(Auszüge)
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Bund
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Die vom Staat im Rahmen der öffentlichen Aufgabenerfüllung erbrach-
ten Güter und Dienstleistungen, darunter insbesondere die sogenann-
ten öffentlichen Güter, haben unterschiedliche Reichweiten. Je nach 
Reichweite fällt der Nutzen für die Bevölkerung in einem bestimmten 
Umkreis an. Das Einzugsgebiet eines Kindergartens beispielsweise ist 
auf wenige Kilometer beschränkt, eine Universität kann von Studieren-
den aus dem In- und Ausland besucht werden.

Mit der Verteilung von Aufgaben auf die verschiedenen Staatsebenen 
lassen sich geografische Angebotsunterschiede steuern. Werden Auf-
gaben ungeachtet ihrer Reichweite dem Bund übertragen, erfolgt ihre 
Erfüllung national einheitlich. Kantone und Gemeinden können auf regi-
onal und lokal unterschiedliche Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen. 
Durch die bürgernahe Aufgabenerfüllung und die damit verbundene 
Transparenz weist der föderale Staat gegenüber dem zentralistischen 
Staat demokratische und wirtschaftliche Vorteile auf.

Nach dem Subsidiaritätsprinzip soll eine Aufgabe nur dann einer über-
geordneten Staatsebene zugewiesen werden, wenn sie diese besser 
erfüllen kann als die untergeordnete Ebene. Dadurch werden Bürger-
nähe und Angebotsvielfalt sichergestellt. Nach dem Prinzip der fiskali-
schen Äquivalenz sollen die Entscheidungsträger, Nutzniessenden und 
Finanzierungsträger einer Aufgabe übereinstimmen, was zu besseren 
Entscheidungen führt. Wenn die Subsidiarität und die fiskalische Äqui-
valenz bei der Aufgaben- bzw. Einnahmenverteilung berücksichtigt wer-
den, kann der Föderalismus seine Vorteile voll entfalten.

Zwischen den Gemeinden zeigen sich hinsichtlich der öffentlichen Auf-
gaben und der Kosten ihrer Bereitstellung Unterschiede. Bestimmte 
Aufgaben werden dabei durch Gebühren, andere durch Steuern finan-
ziert. Die Unterschiede in den Kosten der steuerfinanzierten Leistungs-
bereitstellung und im Steuerpotenzial bewirken unterschiedlich hohe 
Steuerbelastungen. Je nach Vorlieben der Bürgerinnen und Bürger für 
öffentliche Leistungen deckt eine Gemeinde das Gewünschte im Ver-
gleich zur Steuerbelastung besser ab als andere Gemeinden. Aufgrund 
der Mobilität der natürlichen und juristischen Personen (Niederlas-
sungsfreiheit) stehen die Gemeinden im Wettbewerb zueinander.

Die Auswirkungen werden unter anderem am Beispiel des Wohnungs-
marktes sichtbar. Die vermehrte Nachfrage nach Wohnraum in attrak-
tiven Gemeinden mit tiefer Steuerbelastung lässt die Preise für das 
Wohnen ansteigen. Die durch die tiefe Steuerbelastung erzielbare Steu-
erersparnis nimmt aufgrund des progressiven Steuertarifs mit steigen-
dem Einkommen zu. Dies steigert die Attraktivität dieser Gemeinden für 
Personen mit hohem Einkommen. Demgegenüber ist der Wohnraum in 
weniger attraktiven Gemeinden mit hoher Steuerbelastung tendenziell 
günstiger. Dies ermöglicht es Einwohnerinnen und Einwohnern mit tiefe-
rem Einkommen, sich dort niederzulassen. So kann es zu einer Konzen-
tration der einkommensstarken Bevölkerung an bevorzugten und der 
einkommensschwachen Bevölkerung an weniger bevorzugten Lagen 
kommen.

Durch diese unterschiedlichen Entwicklungen besteht die Gefahr einer 
sich öffnenden Schere zwischen ärmeren und reicheren Gemeinden. 



Durch Zentralisierung von Aufgaben oder Einnahmenkompetenzen auf 
der übergeordneten Staatsebene können die Unterschiede zwischen 
ärmeren und reicheren Gemeinden abgebaut werden. Sobald die Un-
terschiede zu gross werden, entsteht sozialer und politischer Druck zur 
Kantonalisierung. Da die Mehrheit der Bevölkerung über ein unterdurch-
schnittliches Einkommen verfügt, haben Vorstösse zur Zentralisierung 
von Einnahmequellen und Aufgaben politisch gute Chancen. Damit 
droht der Verlust der Vorteile des Föderalismus.

Mit dem Finanzausgleich wird sichergestellt, dass die Gemeinden ihre 
notwendigen Aufgaben erfüllen können, ohne dass die Unterschiede in 
der Steuerbelastung zwischen ärmeren und reicheren Gemeinden zu 
gross werden. Auf der einen Seite trägt das zum Erhalt des Föderalismus 
bzw. der Gemeindeautonomie und der damit verbundenen wirtschaft-
lichen Vorteile bei. Auf der anderen Seite schwächt es steuergünstige 
Gemeinden im Standortwettbewerb mit attraktiven Gemeinden anderer 
Kantone. Aufgrund dieses Spannungsfeldes muss der Umfang, in dem 
der Finanzausgleich finanzielle Unterschiede vermindert, politisch be-
stimmt werden.

Die Zürcher Verfassung sieht vor, dass der Kanton mit dem Finanzaus-
gleich die Steuerfussunterschiede eingrenzt. Eine fixe Begrenzung kann 
den Anreiz der Gemeinden beeinträchtigen, öffentliche Mittel sparsam 
einzusetzen. Gemeinden mit dem minimalen Steuerfuss könnten ihn 
nicht weiter senken, Gemeinden mit dem maximalen Steuerfuss sind 
von Finanzausgleich abhängig. Wenn der Finanzausgleich die wirt-
schaftlichen Vorteile des Föderalismus schützen soll, darf er nicht zu 
Mehrausgaben verleiten. Deswegen beschränkt sich der Finanzaus-
gleich auf die Verminderung von finanziellen Unterschieden, die von 
der Gemeinde nicht zu beeinflussen sind. Für Unterschiede, die die Ge-
meinde selber herbeigeführt hat, muss sie selber aufkommen.

Einnahmen- und Ausgabenunter-
schiede zwischen Gemeinden
Der Finanzausgleich soll Unterschiede zwischen Gemeinden vermin-
dern. Im Kanton Zürich sind die Unterschiede im Vergleich zu anderen 
Kantonen insbesondere auf der Einnahmenseite gross. So weist die 
Gemeinde mit der höchsten Finanzausstattung pro Kopf eine 10-mal 
so hohe Steuerkraft auf wie die Gemeinde mit dem tiefsten Wert (Ab-
bildung 2).

Auf der Ausgabenseite ist das Verhältnis der Gemeinde mit den tiefsten 
zu jener mit den höchsten Ausgaben 1 zu 2,5 (Abbildung 3). Betrachtet 
man die politischen Gemeinden und die Schulgemeinden konsolidiert, 
ergeben sich für 22 der 171 politischen Gemeinden Nettoaufwendun-
gen von unter Fr. 3000 pro Kopf. Die meisten Gemeinden benötigen 
zwischen Fr. 3000 und 4000, um ihren Aufwand zu decken. 18 Gemein-
den weisen einen Nettoaufwand auf, der Fr. 4000 pro Einwohnerin und 
Einwohner übersteigt. 

Neben der Stadt Zürich mit dem höchsten Bedarf von rund Fr. 6400 pro 
Kopf, lassen sich die übrigen 17 Gemeinden in zwei Gruppen einteilen. 
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Abbildung 2:
Verteilung der Steuerkraft 

pro Kopf in den  
Gemeinden (2012)

Abbildung 3:
Verteilung der  

Nettoaufwendungen  
pro Kopf in den 

Gemeinden (2012)
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Zum einen handelt es sich um kleine Gemeinden, deren Fixkosten sich 
in hohen (durchschnittlichen) Nettoaufwendungen pro Kopf nieder-
schlagen. Zum anderen sind es Zentren, die in den letzten Jahren vor 
allem in den Aufgabenbereichen Bildung, Gesundheit und soziale Wohl-
fahrt ein hohes Ausgabenwachstum zeigen.

Grosse Unterschiede zwischen den Gemeinden sieht man bei der Fi-
nanzausstattung in der Steuerkraft pro Kopf. Sie ist durch die Gemein-
den kaum beeinflussbar, da die Steuerkraft vom festgelegten Steu-
erfuss unabhängig ist. Auf der Ausgabenseite sind die Unterschiede 
weniger gross. Zudem sind die Ausgaben zumindest teilweise beein-
flussbar. Aufgrund dieser Ausgangslage knüpft die Umverteilung des 
Finanzausgleichs im Kanton Zürich stärker an die Einnahmen an als an 
die Ausgaben.

Vorgaben und 
Gestaltungsprinzipien
Die Verfassung des Kantons Zürich (KV) regelt den Finanzausgleich in 
Art. 127 (Finanzausgleich) und Art. 128 (Lastenausgleich):

Art. 127 KV Finanzausgleich
1		 Der Kanton stellt den Finanzausgleich sicher.
2		 Der Finanzausgleich:
  		 a. 	 ermöglicht den Gemeinden die Erfüllung ihrer notwendigen Aufgaben;
  		 b.	 sorgt dafür, dass die Gemeindesteuerfüsse nicht erheblich vonein- 
			   ander abweichen.
3		 Der Finanzausgleich wird vom Kanton und den Gemeinden getragen.

Art. 128 KV Lastenausgleich
1		 Erbringt eine Gemeinde besondere Leistungen für ein grösseres Ge- 
		  biet oder trägt sie besondere Lasten, so kann das Gesetz dafür unter  
		  Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit eine angemessene Abgel- 
		  tung vom Kanton oder von anderen Gemeinden vorsehen.
2 		 Gemeinden, die Abgeltungen finanzieren oder erhalten, haben ein  
		  Mitspracherecht.

Neben Art. 127 und Art. 128 KV sind für den Finanzausgleich weitere Vor- 
gaben massgebend. Diese sind in § 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) zu-
sammengefasst:

§ 3 FAG Grundsätze
1 		 Der Finanzausgleich ist so ausgestaltet, dass er
 	  	a.	 die gesetzeskonforme, sparsame, wirtschaftliche, wirksame und  
			   nachhaltige Verwendung der Mittel, die den Gemeinden zur Erfül- 
			   lung ihrer notwendigen Aufgaben zur Verfügung stehen, unter- 
			   stützt,
		  b.	 die Gemeindeautonomie stärkt,
		  c.	 die Planbarkeit der Gemeindeaufgaben und deren Finanzierung  
			   verbessert,
		  d.	 die Voraussetzungen für einen fairen Wettbewerb unter den Ge- 
			   meinden fördert,
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		  e.	 sich an Änderungen der finanziellen Rahmenordnung, insbeson- 
			   dere der Verteilung von Aufgaben und Einnahmen zwischen Kan- 
			   ton und Gemeinden, anpasst,
  		 f.	 der Leistungsfähigkeit der Gemeinden und dem interkantonalen  
			   Standortwettbewerb Rechnung trägt.
2 			  Die Beiträge werden den Gemeinden grundsätzlich ohne Zweck- 
			   bindung ausgerichtet; vorbehalten bleiben beim Zentrumslasten- 
			   ausgleich die Beiträge im Bereich Kultur gemäss § 28 Abs. 2.
3 			  Die Beiträge können mit Auflagen verbunden werden.

Darüber hinaus wurden bei der Ausgestaltung des Finanzausgleichs Er-
kenntnisse der modernen Finanzwissenschaft berücksichtigt. Dadurch 
werden falsche Anreize minimiert und die Effizienz des Finanzausgleichs 
wird gewährleistet. Durch einen konzeptionell klaren Aufbau werden Ein-
fachheit, Transparenz und Planbarkeit des Finanzausgleichs sichergestellt.

Instrumente des 
Finanzausgleichs
Der Finanzausgleich umfasst die Instrumente Ressourcenausgleich, de-
mografischer Sonderlastenausgleich, geografisch-topografischer Son-
derlastenausgleich, individueller Sonderlastenausgleich und Zentrums-
lastenausgleich (Abbildung 4). Zudem gibt der Übergangsausgleich den 
Gemeinden bis 2017 Zeit für notwendige Anpassungen.

Abbildung 4:
Übersicht über die  

Instrumente des  
Finanzausgleichs

Geografisch-topografischer 
Sonderlastenausgleich

Finanzschwache 
Gemeinden

Finanzstarke
Gemeinden

InstrumenteZahler

Zürich
Winterthur

Kanton
Zürich

Demografischer 
Sonderlastenausgleich

Ressourcenausgleich

Empfänger

Individueller 
Sonderlastenausgleich

Zentrumslastenausgleich



Der Ressourcenausgleich bezweckt die Angleichung der Ressour-
cenausstattung der Gemeinden. Durch die Ausgleichsbeiträge und 
Abschöpfungen wird erreicht, dass finanzschwache Gemeinden die 
Gesamtsteuerfüsse senken können und finanzstarke Gemeinden die 
Gesamtsteuerfüsse anheben müssen.

Die Ressourcenzuschüsse stellen sicher, dass die Steuerkraft pro Kopf 
mindestens 95 % des Kantonsmittels (Ausgleichsgrenze) beträgt (Abbil-
dung 5). Damit wird den Gemeinden eine im interkantonalen Vergleich 
grosszügige Mindestausstattung garantiert. Die Ressourcenzuschüsse 
werden zweckfrei ausgerichtet. Gemeinden können frei entscheiden, 
wofür sie die Mittel einsetzen möchten. Dies stärkt die Gemeindeau-
tonomie.

Die Höhe des Ressourcenzuschusses hängt vom Unterschied zwischen 
der relativen Steuerkraft der Gemeinde und der Ausgleichsgrenze ab. 
Diese sogenannte Ressourcenlücke wird multipliziert mit der Zahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner sowie dem Gesamtsteuerfuss. Die Aus-
gleichsgrenze wird nicht als fixer Wert festgesetzt, sondern entspricht 
95 % des Kantonsmittels der relativen Steuerkraft. Die Stadt Zürich wird 
zur Berechnung der relativen Steuerkraft nicht miteinbezogen, da sie 
das Kantonsmittel verzerren würde. Dadurch passt sich die Ausgleichs-
grenze automatisch der Entwicklung der durchschnittlichen relativen 
Steuerkraft an.

Werden Aufgaben vom Kanton auf die Gemeinden verlagert, steigen die 
Gemeindesteuerfüsse und die Ressourcenzuschüsse. Durch die Be-
rücksichtigung der Gesamtsteuerfüsse wird die automatische Anpas-
sung an die Aufgabenverteilung gewährleistet.

Die Ressourcenabschöpfungen bewirken, dass die finanzstarken Ge-
meinden ihre Steuerfüsse anheben müssen. Gleichzeitig tragen sie 
dadurch zur Finanzierung des Finanzausgleichs bei. Die Ressourcen-
abschöpfung erfolgt bei Gemeinden, deren relative Steuerkraft das 
Kantonsmittel um mehr als 10 % übersteigt (Abschöpfungsgrenze).
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Abbildung 5:
Funktionsweise der  
Ressourcenzuschüsse

	  	 Gemeinden vor  
	 Ressourcenzuschüssen

	  	 Gemeinden nach  
	 Ressourcenzuschüssen
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Die Ressourcenabschöpfungen führen bei ressourcenstarken Gemein-
den überdurchschnittliche Ressourcen ab (Abbildung 6). Dabei wird ab 
dem 1,1-Fachen des Kantonsmittels der Steuerkraft pro Einwohnerin 
und Einwohner (ohne Stadt Zürich) 70 % des Überhangs über der Ab-
schöpfungsgrenze abgeschöpft. Dieser Betrag wird mit der Zahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner sowie dem Steuerfussindex multipli-
ziert, der sich der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden 
anpasst.

Der Abschöpfungssatz von 70 % wirkt wie eine Steuerfussuntergrenze. 
Wenn eine Gemeinde einen tieferen Steuerfuss erhebt, muss sie für je-
den zusätzlichen Franken an Steuereinnahmen mehr an Ressourcenab-
schöpfung abliefern als sie selber an Steuern einnimmt.

Die Steuerfussunterschiede, die die unterschiedlich finanzstarken Ge-
meinden zur Finanzierung ihres Finanzbedarfs ohne Finanzausgleich 
erheben müssen, würden von 12 % bis über 500 % reichen (Abbildung 7). 
Mit den Ressourcenzuschüssen werden den finanzschwachen Gemein-
den im Jahr Mittel von rund 600 Mio. Franken zugeführt, sodass die 
höchsten Steuerfüsse wesentlich reduziert werden können. Die Res-
sourcenabschöpfungen sorgen dafür, dass finanzstarke Gemeinden 
mindestens einen Steuerfuss von 70 % erheben müssen. Der Umfang 
der Abschöpfungen beträgt (ohne die Stadt Zürich) rund 400 Mio. Fran-
ken. Durch den Ressourcenausgleich werden die Steuerfüsse auf min-
destens 70 % und höchstens 350 % festgesetzt, sodass eine Steuer-
fussdisparität von 280 % verbleibt. 

Abbildung 6:
Funktionsweise der  

Ressourcen- 
abschöpfungen

	  	 Gemeinden vor  
	 Ressourcen- 
	 abschöpfungen

	  	 Gemeinden nach  
	 Ressourcen- 
	 abschöpfungen

Abschöpfungs-
pflicht

Abschöpfung (70 %)

Anteil  
Gemeinde (30 %)

Gemeinden
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Der demografische Sonderlastenausgleich deckt den Mehrauf-
wand als Folge eines hohen Bevölkerungsanteils an Kindern und Ju-
gendlichen ab. Für die Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen er-
bringen die Gemeinden Leistungen im Vorschulalter, im Rahmen der 
Volksschule und des 10. Schuljahrs sowie im Bereich Jugendhilfe. Diese 
Leistungen beanspruchen einen grossen Teil des Gemeindebudgets.

Mit dem demografischen Sonderlastenausgleich wird eine Sonderlast 
ausgeglichen, wenn der Anteil an Kindern und Jugendlichen einer Ge-
meinde das 1,1-Fache des kantonalen Durchschnitts (ohne Stadt Zü-
rich) übersteigt (Abbildung 8). Für jede zusätzliche Person unter 20 
Jahren über diesem Grenzwert gewährt der demografische Sonderlas-
tenausgleich der Gemeinde einen Beitrag von Fr. 12 000 pro Jahr. Die 
Pauschale wird jährlich der Teuerung angepasst.

Die Pauschale deckt die besonderen Belastungen in folgenden Aufga-
ben der funktionalen Gliederung ab:

–		 Bildung, ohne «Bildungswesen Übriges»
– 	Schulgesundheitsdienst
–		 Jugend, Kinder- und Jugendheime, Kinderkrippen

Sonderlasten gehen tendenziell mit einer hohen Steuerbelastung einher. 
Kann eine Gemeinde trotz Sonderlasten einen relativ tiefen Steuerfuss 
erheben, weist sie in anderen Aufgabenbereichen günstige Bedingun-
gen, sogenannte Minderlasten, auf. Bei der Bemessung der Beiträge 
werden die Sonderlasten nicht mit den Minderlasten zur Nettosonder-
last verrechnet. Gemeinden mit Minderlasten kann jedoch zugemutet 
werden, dass sie einen Teil ihrer Sonderlasten selber finanzieren. Ent-
sprechend wird der Beitrag bei einem tiefen Steuerfuss gekürzt.

Mit dem demografischen Sonderlastenausgleich werden rund 50 Ge-
meinden, die einen hohen Anteil an Kindern und Jugendlichen aufwei-
sen, gezielt entlastet. Dies erlaubt den Gemeinden mit hohen Belastun-
gen in diesem Bereich, die Steuerfüsse etwas zu senken (Abbildung 9). 
Das Volumen des demografischen Sonderlastenausgleichs beträgt 
rund 12 Mio. Franken pro Jahr und ist rückläufig.

Abbildung 7:
Steuerfüsse ohne  
und mit Ressourcen- 
ausgleich (2012)

Abbildung 8:
Funktionsweise des  
demografischen  
Sonderlastenausgleichs



Mit dem geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich 
werden besondere Lasten vermindert, die auf eine dünne Besiedelung 
oder schwierige topografische Verhältnisse zurückzuführen sind (Abbil-
dung 10). Als schwierig gelten die Verhältnisse, wenn ein grosser Teil 
des Gemeindegebiets eine hohe Hangneigung aufweist. Dies führt zu 
höheren Erschliessungs- und Bewirtschaftungskosten. Beitragsbe-
rechtigt im geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich sind 
jene Gemeinden, die eine Bevölkerungsdichte von unter 150 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern pro Quadratkilometer Gemeindefläche haben  
oder die einen Anteil steiler Gemeindefläche (Hangneigung von über  
35 Steigungsprozenten) von mehr als 15 % haben. Ein Anspruch auf 
einen Beitrag besteht, wenn mindestens eines der Kriterien erfüllt ist.
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Abbildung 9:
Steuerfüsse ohne und mit 
demografischem Sonder-
lastenausgleich (2012)
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Die Beiträge werden anhand einer Formel bemessen, die die beiden 
massgebenden Faktoren der geografisch-topografischen Sonderlasten 
berücksichtigt. Die Beitragshöhe ist direkt proportional zum Steigungs-
index und zur Einwohnerzahl der Gemeinde sowie umgekehrt proporti-
onal zur Bevölkerungsdichte. Sie wird jährlich der Teuerung angepasst.

Der geografisch-topografische Sonderlastenausgleich deckt grund-
sätzlich die besonderen Belastungen in folgenden Aufgabenbereichen 
der funktionalen Gliederung ab:

– 	Feuerwehr und Feuerpolizei
– 	Gemeindestrassen
– 	Gewässerunterhalt und -verbauung
– 	Forstwesen

Den vollen Lastenausgleichsbeitrag erhalten nur Gemeinden mit einer 
hohen Gesamtsteuerbelastung. Gemeinden mit einem tiefen Steuerfuss 
vermögen einen grösseren Teil ihrer Sonderlasten selber zu tragen. Sie 
erhalten einen gekürzten Beitrag.

Abbildung 10:
Schematische  

Darstellung des  
geografisch- 

topografischen  
Sonderlastenausgleichs

Dichte Besiedelung Flache topografische Verhältnisse

Schwierige topografische VerhältnisseDünne Besiedelung



Durch den geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich kommen 
rund 50 Gemeinden, überwiegend in den Randregionen des Kantons, 
in den Genuss einer Entlastung. Die Entlastung erfolgt tendenziell bei 
Gemeinden mit einem hohen Finanzierungsbedarf. Bei vier Gemeinden 
ist der Beitrag grösser als eine Million Franken, was ihnen eine deutliche 
Senkung des Steuerfusses erlaubt (Abbildung 11).

Der individuelle Sonderlastenausgleich (ISOLA) vermindert be-
sondere Lasten einer politischen Gemeinde, die von ihr nicht beeinflusst 
werden können und weder vom demografischen noch vom geografisch-
topografischen Sonderlastenausgleich abgegolten werden. Mit Son-
derlasten sind überdurchschnittliche Nettoaufwendungen in einzelnen 
Aufgabenbereichen der funktionalen Gliederung gemeint. Denkbar sind 
einmalige Ereignisse (beispielsweise Sturm- oder Überschwemmungs-
schäden) oder andauernde Zustände (beispielsweise viele Sozialhilfe-
fälle oder umfangreiche Schülertransporte). Die Sonderlasten werden 
abgegolten, wenn der Steuerbedarf einer Gemeinde zu einem Steuer-
fuss führt, der das 1,3-Fache des kantonalen Durchschnitts (ohne Stadt 
Zürich) übersteigt. 
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Abbildung 11:
Steuerfüsse ohne  
und mit geografisch- 
topografischem  
Sonderlastenausgleich 
(2012)
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Bei der Bemessung wird im ersten Schritt der maximale Betrag an in-
dividuellem Sonderlastenausgleich ermittelt (Abbildung 12, links). Er 
entspricht den anrechenbaren Nettoaufwendungen, die mit dem Aus-
gleichssteuerfuss nicht finanziert werden können. Folglich wird höchs-
tens jener Steuerbedarf ausgeglichen, der die Ausgleichsgrenze über-
steigt (Überhang). Im zweiten Schritt werden die Sonderlasten in den 
einzelnen steuerfinanzierten Aufgabenbereichen der funktionalen Gliede-
rung ermittelt (Abbildung 12, rechts). Als besondere Lasten gelten hierbei 
nicht beeinflussbare Nettoaufwendungen für notwendige Aufgaben, die 
pro Kopf höher sind als die durchschnittlichen Nettoaufwendungen al-
ler Gemeinden (ohne die beiden Städte Zürich und Winterthur). Da die 
Gemeinden über die Ursachen ihrer überdurchschnittlichen Aufwen-
dungen besser informiert sind als der Kanton, müssen die Gemeinden 
den Nachweis erbringen, dass sie diese nicht beeinflussen können. Die 
überdurchschnittlichen Nettoaufwendungen der Aufgabenbereiche, die 
nachweislich nicht beeinflusst werden können, werden zur Summe der 
Sonderlasten zusammengefasst. Der Gesamtbetrag, der im Gesuch um 
individuellen Sonderlastenausgleich abgegolten werden kann, ist die 
Summe der einzelnen auf die Aufgabenbereiche bezogenen Sonderlas-
ten, höchstens aber der maximale Betrag (Überhang).

Bei der Beurteilung der Gesuche um individuellen Sonderlastenausgleich 
und bei der Festlegung des Beitrags wird das Gemeindeamt durch die 
zuständigen Fachdirektionen unterstützt und vom Fachbeirat beraten. 
Der Fachbeirat besteht aus je zwei Vertreterinnen und Vertretern des 
Kantons und der Gemeinden. Sie wählen eine aussenstehende unab-
hängige Fachperson als Vorsitzende oder Vorsitzenden.

Sind höhere Aufwendungen in bestimmten Aufgabenbereichen von der 
Gemeinde beeinflussbar und könnten sie deshalb gesenkt werden, wer-
den sie im individuellen Sonderlastenausgleich nicht abgegolten. So-
mit garantiert der individuelle Sonderlastenausgleich keinen maximalen 
Steuerfuss.

Abbildung 12:
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des individuellen Sonder-
lastenausgleichs

Maximaler Betrag Sonderlasten

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Gemeinde XY Aufgabenbereiche

Ausgleichsgrenze

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Maximaler Betrag Sonderlasten

A B C D

Nicht anrechenbare
Nettoaufwendungen

Abzug Demo SLA und Geotopo SLA

Sonderlasten

Durchschnittliche Nettoaufwendungen 
(ohne die Städte Zürich und Winterthur)

Steuerbedarf unter der 
Ausgleichsgrenze

Maximaler Betrag
(Überhang)

Ü
b

er
ha

ng

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Gemeinde XY Aufgabenbereiche

Ausgleichsgrenze

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Maximaler Betrag Sonderlasten

A B C D

Nicht anrechenbare
Nettoaufwendungen

Abzug Demo SLA und Geotopo SLA

Sonderlasten

Durchschnittliche Nettoaufwendungen 
(ohne die Städte Zürich und Winterthur)

Steuerbedarf unter der 
Ausgleichsgrenze

Maximaler Betrag
(Überhang)

Ü
b

er
ha

ng

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Gemeinde XY Aufgabenbereiche

Ausgleichsgrenze

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Maximaler Betrag Sonderlasten

A B C D

Nicht anrechenbare
Nettoaufwendungen

Abzug Demo SLA und Geotopo SLA

Sonderlasten

Durchschnittliche Nettoaufwendungen 
(ohne die Städte Zürich und Winterthur)

Steuerbedarf unter der 
Ausgleichsgrenze

Maximaler Betrag
(Überhang)

Ü
b

er
ha

ng

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Gemeinde XY Aufgabenbereiche

Ausgleichsgrenze

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
op

f

Maximaler Betrag Sonderlasten

A B C D

Nicht anrechenbare
Nettoaufwendungen

Abzug Demo SLA und Geotopo SLA

Sonderlasten

Durchschnittliche Nettoaufwendungen 
(ohne die Städte Zürich und Winterthur)

Steuerbedarf unter der 
Ausgleichsgrenze

Maximaler Betrag
(Überhang)

Ü
b

er
ha

ng



Die Anzahl Gemeinden, die ein Gesuch um individuellen Sonderlasten-
ausgleich stellen werden, und die damit verbundenen Aufwendungen 
können vor der erstmaligen Beitragssprechung nicht beziffert werden. 
Es wird im Einzelfall zu prüfen sein, welche überdurchschnittlichen Auf-
wendungen als nicht beeinflussbare Sonderlasten anerkannt werden.

Mit dem Zentrumslastenausgleich werden den beiden Städten Zü-
rich und Winterthur Zusatzlasten abgegolten. Diese bringt zum einen die 
grossstädtische Bevölkerungsstruktur mit sich (beispielsweise in den 
Bereichen Polizei und Soziales). Zum anderen sind sie die Folge der 
Erbringung zentraler Leistungen auch für Dritte (beispielsweise in den 
Bereichen Kultur und Verkehr). Mit dem Zentrumslastenausgleich sollen 
diese räumlichen externen Effekte (Spillovers) kompensiert und die Steu-
erbelastungen der Städte auf ein vertretbares Mass gesenkt werden.

Die Mehrbelastung der grossen Städte kann wissenschaftlich nicht ein-
deutig bestimmt werden. Deshalb musste die Höhe des Zentrumslasten-
ausgleichs politisch festgesetzt werden. Beim Übergang vom alten zum 
neuen Finanzausgleich sollten die Beiträge an die beiden Städte gleich 
bleiben (Abbildung 13). Entsprechend wurde auf die Werte für das Jahr 
2005 abgestellt, die vom Regierungsrat für das Jahr der Inkraftsetzung 
2012 vorgeschlagen worden sind.

Der Kantonsrat hat der Stadt Winterthur wegen eines aufgestauten In-
vestitionsbedarfs einen Zuschlag von 11,4 Mio. Franken gewährt. Die 
Stadt Zürich erhielt im Jahr 2012 412,2 Mio., die Stadt Winterthur 86 Mio. 
Franken. Der Betrag wird jährlich der Teuerung angepasst. Durch den 
Zentrumslastenausgleich können die Städte Zürich und Winterthur ihre 
Steuerfüsse senken (Abbildung 14). Zur Sicherstellung der Kulturpflege 
wird ein Teil der Zentrumslastenabgeltung mit einer Zweckbindung aus-
gerichtet.

Das Wichtigste in Kürze

XVI

B
ei

tr
äg

e

Stadt Zürich Stadt Winterthur

FAG bisher

Zentrumslastenausgleich

Mittlere Abschöpfung

Zuschlag Kantonsrat

+11.4 Mio. Fr.

Abbildung 13:
Bemessung des  
Zentrumslastenausgleichs

Zentrumslasten-
ausgleich

FAG bisher

Mittlere Abschöpfung

Zuschlag Kantonsrat

B
ei

tr
äg

e

Stadt Zürich Stadt Winterthur

FAG bisher

Zentrumslastenausgleich

Mittlere Abschöpfung

Zuschlag Kantonsrat

+11.4 Mio. Fr.



XVII

Mit dem Übergangsausgleich erhalten die Gemeinden Zeit, sich an 
die neuen Verhältnisse anzupassen. Gemeinden (ausser die Städte Zü-
rich und Winterthur) haben Anspruch auf Übergangsausgleich, wenn sie 
einen Mittelbedarf aufweisen, der nur mit einem Steuerfuss über dem 
Ausgleichssteuerfuss abzudecken ist.

Beim Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs wurde dieser Wert auf der 
Höhe des Höchststeuerfusses des alten Finanzausgleichs, auf 122 %, 
festgelegt (Abbildung 15). Nach zwei Jahren wurde der massgebende 
Steuerfuss auf das 1,25-Fache des kantonalen Durchschnittssteuerfus-
ses erhöht (124 % für die Jahre 2014/15). Im fünften Jahr nach Inkraft-
treten steigt er auf das 1,35-Fache des Durchschnittssteuerfusses (Ab-
bildung 15). Nach Ablauf von sechs Jahren werden keine Zuschüsse aus 
dem Übergangsausgleich mehr bezahlt.

Rund 20 Gemeinden erhielten im Jahr 2012 einen Übergangsausgleich 
im Umfang von rund 28 Mio. Franken. Dabei ist die Stadt Dietikon mit 
rund 17 Mio. Franken mit Abstand grösste Bezügerin. Drei Gemeinden 
ermöglicht der Übergangsausgleich, den Steuerfuss sehr stark zu sen-
ken (Abbildung 16).

Abbildung 14:
Steuerfüsse ohne und mit  
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Abbildung 15:
Funktionsweise des  
Übergangsausgleichs

Abbildung 16:
Steuerfüsse ohne und mit 
Übergangsausgleich (2012)
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 XIX

Grundzüge des Verfahrens
 
Der Finanzausgleich wird grundsätzlich von Amtes wegen durchge-
führt. Er ist in seiner Funktionsweise durch das Gesetz abschliessend 
geregelt, sodass der Verwaltung bei der Festlegung der Beiträge mit 
Ausnahme des individuellen Sonderlastenausgleichs und des Über-
gangsausgleichs grundsätzlich kein Handlungsspielraum bleibt. Ein all-
fälliges Ermessen wird beim individuellen Sonderlastenausgleich durch 
die Stellungnahme des Fachbeirates den Gemeinden gegenüber sicht-
bar gemacht. Beim Verfahren müssen die Gemeinden nur beim indivi-
duellen Sonderlastenausgleich und beim Übergangsausgleich Gesuche 
um Beiträge stellen. Die Beiträge der anderen Instrumente werden von 
Amtes wegen festgesetzt und ausgerichtet.

Grundsätzlich werden die Finanzausgleichsbeiträge anhand von Daten 
aus der Vergangenheit bemessen. Dies trifft auf den Ressourcen-
ausgleich, den demografischen Sonderlastenausgleich, den geografisch- 
topografischen Sonderlastenausgleich und den Zentrumslastenausgleich 
zu. Dementsprechend geht das Bemessungsjahr (t-2) dem Ausgleichs-
jahr (t) um zwei Jahre voraus. Im Sinne einer Gegenwartsbemessung 
stimmen Ausgleichsjahr und Bemessungsjahr beim individuellen Son-
derlastenausgleich und beim Übergangsausgleich überein.

Soweit die Vergangenheitsbemessung massgebend ist, können den Ge-
meinden die endgültigen Beiträge rechtzeitig zur Budgetierung 
mitgeteilt werden. Für den individuellen Sonderlastenausgleich und 
den Übergangsausgleich sind im Vorjahr nur die vorläufigen Beiträge be-
kannt. Die endgültige Festsetzung erfolgt auf der Grundlage der effekti-
ven Werte der Jahresrechnung im Nachjahr zum Ausgleichsjahr.

Der Teuerungsausgleich wird beim demografischen Sonderlasten-
ausgleich, beim geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich und 
beim Zentrumslastenausgleich berücksichtigt. Nicht notwendig ist eine 
solche Indexierung beim Ressourcenausgleich, beim individuellen Son-
derlastenausgleich und beim Übergangsausgleich. Deren Bemessungs-
grundlage bezieht sich auf Frankenbeträge, die die Teuerung bereits be-
inhalten. Somit passen sich alle Instrumente automatisch der Teuerung an.

Grundsätzlich erfolgt die Auszahlung der Beiträge Mitte des Aus-
gleichsjahres. Vorbehalten bleiben die Zuschüsse und Abschöpfungen 
des Ressourcenausgleichs sowie die endgültigen Beitragszahlungen für 
den individuellen Sonderlastenausgleich und den Übergangsausgleich. 
Beim Ressourcenausgleich bezieht das Gemeindeamt die Abschöpfun-
gen von den politischen Gemeinden jährlich bis Ende September und 
zahlt die Zuschüsse bis Ende Oktober des Ausgleichsjahres aus.



Die Erhebung der Grunddaten erfolgt durch das Statistische 
Amt des Kantons Zürich. Sie stammen von den politischen Gemein-
den, von der Bildungsdirektion und vom Amt für Raumentwicklung des 
Kantons Zürich. Die Bildungsdirektion meldet dem Statistischen Amt bis 
Ende März die endgültigen Schülerzahlen. Das Amt für Raumentwicklung 
bestimmt auf der Grundlage der Meldungen der politischen Gemeinden 
und eigener Messungen die Flächen und Neigungsgebiete der Gemein-
den und teilt die Angaben bis Ende März dem Statistischen Amt mit.

Das Statistische Amt berechnet alle Daten, die für die Durch-
führung des Finanzausgleichs erforderlich sind. Damit die endgültigen 
Finanzausgleichsbeiträge bis Ende August bekannt gegeben werden 
können, müssen alle an der Erhebung beteiligten Stellen die Daten 
rechtzeitig und in einwandfreier Qualität liefern. Das Statistische Amt 
erhebt und berechnet bis Mitte Juni des Vorjahres die massgebenden 
Ausgleichsfaktoren und teilt sie dem Gemeindeamt bis zum 15. Juni mit.

Das Gemeindeamt ist zuständig für die Durchführung des Fi-
nanzausgleichs. Auf der Grundlage der Angaben des Statistischen 
Amtes erlässt es bis Ende Juni des Vorjahres die Festsetzungsverfügung 
über die massgebenden Ausgleichsfaktoren. Gegen diese können die 
Gemeinden Einsprache erheben. Verstreicht die 30-tägige Einsprache-
frist ungenutzt, erlässt das Gemeindeamt bis Ende August die endgül-
tigen Beitragsverfügungen. Die Festlegung der vorläufigen Beiträge er-
folgt beim individuellen Sonderlastenausgleich bis 31. Oktober.

Die Zahlungen ergehen ausschliesslich zwischen dem Gemein-
deamt und den politischen Gemeinden. Die politischen Gemeinden 
zahlen den Schulgemeinden die entsprechenden Anteile an Beiträgen 
aus. Bei der Ressourcenabschöpfung zahlen die Schulgemeinden ihren 
Anteil zuhanden des Gemeindeamtes an die politischen Gemeinden.

Bei Fusionen, die sich wegen der Vergangenheitsbemessung bestimm-
ter Instrumente immer auf die Bemessung auswirken, setzt anstelle des 
Statistischen Amtes das Gemeindeamt die Ausgleichsfaktoren entspre-
chend fest.

Finanzierung durch Kanton 
und Gemeinden
Der Kanton und die Gemeinden tragen den Finanzausgleich gemein-
sam. Die ressourcenstarken Gemeinden werden durch die Ressourcen-
abschöpfungen an der Finanzierung beteiligt. Der Rest wird vom Kanton 
grösstenteils über den allgemeinen Steuerhaushalt finanziert.

Im Mittel betragen die Beiträge der finanzstarken Gemeinden ohne Stadt 
Zürich rund 400 Mio. Franken jährlich (Abbildung 17). Der Beitrag des 
Kantons bewegt sich in der Grössenordnung von rund 500 Mio. Franken.
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Abbildung 17:
Finanzierungsbeiträge an 

den Finanzausgleich

Kanton Zürich

Gemeinden ohne  
Stadt Zürich

Kanton Gemeinden ohne Stadt Zürich

Millionen

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 in
 F

r.

0

100

200

300

400

500

600

2012 2013 2014

XXI



Wirksamkeit des Finanzausgleichs
Gemeinden mit einer tiefen Steuerkraft erhalten Ressourcenzuschüsse. 
Gemeinden mit einer überdurchschnittlichen Steuerkraft müssen Res-
sourcenabschöpfungen leisten. Dadurch werden die Einnahmenunter-
schiede vermindert.

In der Grafik zeigt sich die Wirkung des Ressourcenausgleichs anhand 
des Übergangs von den grünen zu den blauen Markierungen (Abbildung 
18). Vor dem Ressourcenausgleich verläuft die Kurve der Markierungen 
wesentlich steiler als nach dem Ressourcenausgleich. Es findet folglich 
eine Verminderung der Unterschiede der relativen Steuerkraft durch den 
Ressourcenausgleich statt. Mit der Mindestausstattung von 95 % des 
Kantonsmittels stehen allen Gemeinden im Jahr 2014 Ressourcen aus 
allgemeinen Gemeindesteuern und Finanzausgleich von mindestens 
Fr. 3300 pro Kopf zur Verfügung. Nach Durchführung des Ressourcen-
ausgleichs gibt es im Kanton Zürich somit keine armen Gemeinden mehr.

Eine Gemeinde mit einer grossen Ressourcenausstattung benötigt, um 
den gleichen Nettoaufwand zu finanzieren, einen viel tieferen Steuerfuss 
als eine Gemeinde mit geringen Ressourcen. Am Beispiel der Gemein-
den Zumikon und Fischenthal lässt sich dies für das Jahr 2012 veran-
schaulichen. Die Gemeinde Zumikon mit einer Steuerkraft von Fr. 13 700 
pro Kopf bräuchte einen Steuerfuss von unter 25 %, um einen normierten 
Nettoaufwand von Fr. 3000 pro Kopf zu finanzieren. Die Gemeinde Fi-
schenthal mit einer Steuerkraft von rund Fr. 1500 benötigt hierfür einen 
Steuerfuss von 200 %. Der ressourcenbedingte normierte Steuerfuss ist 
somit jener Steuerfuss, der bei vorliegender Ressourcenausstattung not-
wendig ist, um Fr. 3000 pro Kopf zu finanzieren.

Das Wichtigste in Kürze

Abbildung 18:
Steuerkraftdisparität  

vor und nach  
Ressourcenausgleich 

(2012)

Abbildung 19:
Ressourcenbedingte  
Steuerkraftdisparität  

vor und nach  
Ressourcenausgleich  

(2012)
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Die grünen Markierungen in der Abbildung zeigen die Verteilung der res-
sourcenbedingten Steuerfüsse vor dem Ressourcenausgleich, die blauen 
jene danach (Abbildung 19). Letztere verlaufen wesentlich flacher. Dies 
zeigt, dass der Finanzausgleich die Unterschiede zwischen den zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen deutlich vermindert. Insbesondere grenzt 
er die Steuerfüsse, die zur Finanzierung von Fr. 3000 Steuereinnahmen 
pro Kopf notwendig sind, nach oben deutlich ein. Mit der Ressourcen-
ausstattung aus dem Jahr 2014 hätte jede Gemeinde Fr. 3000 mit einem 
Steuerfuss von weniger als 100 % finanzieren können. Mussten höhere 
Steuerfüsse erhoben werden, war dies immer eine Folge hoher Ausga-
ben pro Einwohnerin und Einwohner.

Der Vergleich zwischen den Steuerfüssen, die ohne Finanzausgleich er-
hoben werden müssten (eigenständige Steuerfüsse), und den effektiv er-
hobenen Steuerfüssen zeigt die Wirkung des gesamten Finanzausgleichs 
(Abbildung 20).

Der Finanzausgleich vermindert die Unterschiede zwischen den Steuer-
füssen erheblich. Er sorgt dafür, dass sich die Ausgangslagen der Ge-
meinden im Standortwettbewerb annähern. Der Finanzausgleich trägt 
folglich dazu bei, dass die Ausgangslage im Wettbewerb zwischen den 
Gemeinden fairer wird.

Das Wichtigste in Kürze

Abbildung 20:
Verteilung der Gemeinden 
nach eigenständigen  
und effektiv erhobenen  
Steuerfüssen (2012)
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Überprüfung der Wirksamkeit
Das Finanzausgleichsgesetz sieht vor, dass der Regierungsrat dem Kan-
tonsrat mindestens alle vier Jahre einen Bericht über den Vollzug und die 
Wirksamkeit des Finanzausgleichs vorlegt. Dieser Bericht soll Aufschluss 
darüber geben, 

– 	ob der Finanzausgleich die in ihn gesteckten Ziele in der vergangenen  
	 Periode erreicht hat,

– 	ob sich Veränderungen in der Verteilung der öffentlichen Aufgaben zwi- 
	 schen Kanton und Gemeinden ergeben und zu welchen Auswirkungen  
	 auf den Handlungsspielraum und die Finanzen der Gemeinden diese  
	 geführt haben,

– 	wie sich die Ressourcen der Gemeinden und die Belastung durch die  
	 Erfüllung ihrer notwendigen Aufgaben entwickelt haben.

Stellt der Bericht wesentliche Veränderungen in den Ressourcenunter-
schieden oder den Belastungen der Gemeinden fest, so hat der Regie-
rungsrat dem Kantonsrat eine Revision des Gesetzes zu beantragen, die 
den neuen Verhältnissen Rechnung trägt.

Abbildung 21:
Gemeinde- und  

Wirksamkeitsbericht 2013, 
Zwischenbericht 2014  

und Planung Wirksam-
keitsbericht 2017

Nr. Vorgangsname Dauer Anfang Ende VorgäRessourcennamen

1 Initialisierung 40 Tage Mo 05.01.15 Mo 02.03.15
2 Kickoff 0 Tage Mo 05.01.15 Mo 05.01.15 Arthur Helbling;Urs Glä
3 Konzept und Projektplan erstellen 10 Tage Di 06.01.15 Mo 19.01.15 2 Alexander Gulde;Urs G
4 Verfügbarkeit Gemeindebefragung abklären 10 Tage Di 20.01.15 Mo 02.02.15 3 Urs Glättli
5 Verfügbarkeit Bevölkerungsbefragung abklä 10 Tage Di 20.01.15 Mo 02.02.15 3 Urs Glättli
6 GAZ Rapport traktandieren 20 Tage Di 03.02.15 Mo 02.03.15 5 Arthur Helbling;Urs Glä
7 Konzept genehmigt 0 Tage Mo 02.03.15 Mo 02.03.15 6 RR Graf
8
9 Vorbereitung 184 Tage Di 03.03.15 Fr 13.11.15 7
10 Abteilungsplanung abstimmen 5 Tage Di 03.03.15 Mo 09.03.15 Arthur Helbling;Vittorio
11 Studie Gemeindeschreiberbefragung bestell 5 Tage Di 03.03.15 Mo 09.03.15 7 Urs Glättli
12 Studie Bevölkerungsbefragung bestellen 5 Tage Di 03.03.15 Mo 09.03.15 7 Urs Glättli
13 Offerte Layout 5 Tage Di 03.03.15 Mo 09.03.15 7 Urs Glättli
14 Website aufschalten 5 Tage Di 03.03.15 Mo 09.03.15 7 Urs Glättli
15 Information GSK 40 Tage Mo 24.08.15 Fr 16.10.15 Arthur Helbling;Urs Glä
16 Meldung Kontaktpersonen 20 Tage Mo 19.10.15 Fr 13.11.15 15 Direktionen
17 Vorbereitung abgeschlossen 0 Tage Fr 13.11.15 Fr 13.11.15 16 Urs Glättli;Alexander L
18
19 Datenbeschaffung 132 Tage Mi 01.04.15 Do 01.10.15
20 GEFIS-Daten Kanton (t-2) einfordern 10 Tage Mi 01.04.15 Di 14.04.15 Rudolf Meier
21 Datenaufbereitung, -lieferung 40 Tage Mi 15.04.15 Di 09.06.15 20 FD
22 GEFIS-Daten Kanton umschlüsseln 20 Tage Mi 10.06.15 Di 07.07.15 21 Rudolf Meier;FD;STA
23 GEFIS-Daten Kanton einlesen 5 Tage Mi 08.07.15 Di 14.07.15 22 STA
24 GEFIS-Daten Gemeinden (t-2) 110 Tage Fr 01.05.15 Do 01.10.15 STA
25 Daten (t-2) verfügbar 0 Tage Do 01.10.15 Do 01.10.15 24;23STA
26
27 Externe Vorarbeiten 240 Tage Di 10.03.15 Mo 08.02.16
28 Gemeindebefragung vorbereiten 120 Tage Di 10.03.15 Mo 24.08.15 11 KPM
29 Gemeindebefragung durchführen, Bericht er 120 Tage Di 25.08.15 Mo 08.02.16 28 KPM
30 Bevölkerungsbefragung vorbereiten 120 Tage Di 10.03.15 Mo 24.08.15 12 GFS.Bern
31 Bevölkerungsbefragung durchführen, Berich 120 Tage Di 25.08.15 Mo 08.02.16 30 GFS.Bern
32 Befragungen verfügbar 0 Tage Mo 08.02.16 Mo 08.02.16 31
33
34 Berichtsentwurf 191 Tage Fr 02.10.15 Fr 24.06.16
35 GEFIS-Auswertungen erstellen 20 Tage Fr 02.10.15 Do 29.10.15 7;25 Alexander Gulde
36 Strukturteil erstellen 45 Tage Fr 30.10.15 Do 31.12.15 35 Alexander Locher
37 Vorbereitung Direktionsbefragung 30 Tage Mo 16.11.15 Fr 25.12.15 17;35Alexander Locher
38 Direktionsbefragung 95 Tage Mo 28.12.15 Fr 06.05.16 37;35Urs Glättli;Alexander L
39 Bericht zur Aufgabenteilung erstellen 25 Tage Mo 09.05.16 Fr 10.06.16 25;38Urs Glättli;Alexander L
40 Vorbereitung Wirksamkeitsbericht 30 Tage Mo 16.11.15 Fr 25.12.15 17;25Alexander Gulde
41 Bericht zur Wirksamkeit erstellen 44 Tage Mo 28.12.15 Do 25.02.16 40;25Alexander Gulde
42 Bericht zur Bevölkerungsbefragung erstellen 15 Tage Di 09.02.16 Mo 29.02.16 31 Urs Glättli
43 Teile zusammenfügen 10 Tage Mo 13.06.16 Fr 24.06.16 39;36Alexander Gulde
44 Entwurf erstellt 0 Tage Fr 24.06.16 Fr 24.06.16 43
45
46 Überarbeitung 57 Tage Mo 27.06.16 Di 13.09.16
47 Stellungnahmen Fachbeirat 50 Tage Mo 27.06.16 Fr 02.09.16 44
48 Überarbeiten 10 Tage Mo 27.06.16 Fr 08.07.16 44 Alexander Locher;Urs 
49 Bericht an Kommunikation Bretscher Bretsc 3 Tage Mo 11.07.16 Mi 13.07.16 48
50 Inhaltliches Lektorat 11 Tage Do 14.07.16 Do 28.07.16 49 Kommunikation Bretsc
51 Überarbeitung 10 Tage Fr 29.07.16 Do 11.08.16 50 Alexander Locher;Alex
52 Sprachliches Lektorat 5 Tage Fr 12.08.16 Do 18.08.16 51 Kommunikation Bretsc
53 Überarbeitung 9 Tage Fr 19.08.16 Mi 31.08.16 52 Alexander Locher;Alex
54 Entwurf Fazit erstellen 5 Tage Mo 27.06.16 Fr 01.07.16 43 Arthur Helbling
55 Versand an Direktionen;Vorsteher 1 Tag Mo 04.07.16 Mo 04.07.16 54 Alexander Locher
56 Feedback Direktionen 20 Tage Di 05.07.16 Mo 01.08.16 55
57 Besprechung Bericht mit Vorsteher 1 Tag Do 01.09.16 Do 01.09.16 56;54
58 Überarbeiten 5 Tage Mo 05.09.16 Fr 09.09.16 56;47Alexander Locher;Alex
59 Zusammenfassung erstellen 4 Tage Fr 02.09.16 Mi 07.09.16 57
60 Abschlussarbeiten 2 Tage Mo 12.09.16 Di 13.09.16 58;59Alexander Locher;Alex
61 Bericht erstellt 0 Tage Di 13.09.16 Di 13.09.16 60
62
63 Ergänzung 151 Tage Fr 01.04.16 Fr 28.10.16
64 GEFIS-Daten Kanton (t-2) einfordern 10 Tage Fr 01.04.16 Do 14.04.16 Rudolf Meier
65 Datenaufbereitung, -lieferung 40 Tage Fr 15.04.16 Do 09.06.16 64 FD
66 GEFIS-Daten Kanton umschlüsseln 20 Tage Fr 10.06.16 Do 07.07.16 65 Rudolf Meier
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Föderalismus und  
Finanzausgleich
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Föderalismus und Finanzausgleich

1 Ein föderal aufgebauter Staat  
mit Bund, Kantonen und Gemein-
den führt zu Unterschieden  
zwischen Kantonen und Gemein-
den. Im Standortwettbewerb  
drohen die Unterschiede zwischen 
Arm und Reich grösser zu werden. 
Der Finanzausgleich vermindert  
die finanziellen Unterschiede und 
sorgt für eine faire Ausgangslage 
im Standortwettbewerb.
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1.1.1		  Staatsebenen
Die Schweiz weist eine föderale Staatsorganisation auf, die aus den Ebe-
nen Bund, Kantone und Gemeinden besteht. Dabei ist die Schweizerische 
Eidgenossenschaft ein aus Gliedstaaten (Kantonen) bestehender Bundes-
staat. Die Gemeinden unterstehen der kantonalen Organisationshoheit. 
Jede dieser Ebenen hat ihre eigenen Aufgaben und Einnahmenkompeten-
zen (Abbildung 22). Zwischen dem Bund und den Kantonen werden die 
Kompetenzen durch die Bundesverfassung geregelt. Aufgaben, die die 
Verfassung nicht dem Bund zuweist, fallen in die Kompetenz der Kantone. 
Die Kompetenzausscheidung zwischen Kanton und Gemeinden bestimmt 
das kantonale Recht.

Abbildung 22:  
Staatsebenen mit ihren 

Aufgaben und  
Einnahmen (Auszüge)

Bund

Staatsebenen Aufgaben Einnahmen

Kanton

Gemeinden  

– Landesverteidigung
– Nationalstrassen
– Technische Hochschulen  
 (ETH/EPFL)

– Spitalversorgung
– Agglomerationsverkehr
– Universität

– Elektrizitätsversorgung
– Alterspflege
– Volksschule

– Direkte Bundessteuer
– Mehrwertsteuer
– Zölle

– Einkommens- und Vermögenssteuer (Kanton) 
– Gewinn- und Kapitalsteuer (Kanton)

– Einkommens- und Vermögenssteuer (Gemeinde) 
– Gewinn- und Kapitalsteuer (Gemeinde)  
– Grundstückgewinnsteuer

Staatsaufbau 1.1
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1  Föderalismus und Finanzausgleich

Die vom Staat im Rahmen der öffentlichen Leistungserbringung zur Ver-
fügung gestellten Güter und Dienstleistungen umfassen grösstenteils öf-
fentliche Güter. Im Gegensatz zu privaten sind öffentliche Güter im Kon-
sum nicht oder nur beschränkt dem Wettbewerb ausgesetzt: Sie können 
durch mehrere Nutzer genutzt werden, ohne dass sie aufgebraucht wer-
den (z.B. eine Schule). Sie stiften den Bürgerinnen und Bürgern in ei-
nem bestimmten Umkreis einen Nutzen (z.B. durch den Schulbesuch). 
Je nach Gut unterscheidet sich der Umkreis, in dem der Nutzen anfällt. 
Er wird auch Reichweite des öffentlichen Gutes genannt. Beispielsweise 
ist die Reichweite eines Kindergartens auf wenige Kilometer beschränkt, 
während eine Universität von Studierenden aus dem In- und Ausland 
besucht werden kann.

Mit der Verteilung von Aufgaben auf die unterschiedlichen Staatsebenen 
lassen sich geografische Angebotsunterschiede und die Wettbewerbsin-
tensität unter den Kantonen und Gemeinden steuern. Wird eine Aufgabe 
dem Bund übertragen, sollte ihre Erfüllung, auch wenn an die Kantone 
delegiert, national einheitlich erfolgen. Die Unterschiede in der Erfüllung 
sind gering, sodass diese Aufgabe als Element des Wettbewerbs unter 
den Kantonen und Gemeinden keine Bedeutung hat. Liegt die Aufga-
benkompetenz bei den Kantonen oder Gemeinden, können sie auf un-
terschiedliche regionale und lokale Bedürfnisse eingehen. Eine Aufga-
benerfüllung auf möglichst bürgernaher Staatsebene erhöht zudem die 
Transparenz, was zu einer bedürfnisgerechten und kostengünstigen Auf-
gabenerfüllung beiträgt. Eine föderale Staatsorganisation im Zusammen-
spiel mit dem Standortwettbewerb verspricht eine wirtschaftlich ideale 
Bedürfnisabdeckung mit öffentlichen Gütern. Im Gegensatz zum zent-
ralistischen weist der föderalistisch organisierte Staat somit durch die 
enge demokratische Verankerung und die Wirtschaftlichkeit Vorteile auf.

1.1.2				A   ufgaben- und  
							      Einnahmenverteilung  
Eine möglichst bürgernahe lokale Aufgabenerfüllung führt zu einer 
bedürfnisgerechten und kostengünstigen Versorgung mit öffentlichen 
Gütern. Das bedeutet, dass alle öffentlichen Güter auf möglichst tie-
fer Stufe erbracht werden sollen (Subsidiaritätsprinzip). Es gibt jedoch 
Güter, deren Reichweite sich über die Gemeindegrenzen hinaus er-
streckt. Beispielsweise wird das Kulturangebot einer Stadt auch von 
auswärtigen Besucherinnen und Besucher genutzt. Der Nutzen fällt 
auch bei den Einwohnerinnen und Einwohnern anderer Gemeinden an. 
So übt das Kulturangebot einer Zentrumsgemeinde positive externe 
Effekte (Spillovers) auf die Kulturinteressierten der Agglomeration aus. 
Ohne finanzielle Abgeltung trägt die Zentrumsgemeinde eine überpro-
portionale Last. Da der extern anfallende Nutzen bei der Entscheidung 
über den Angebotsumfang in den umliegenden Gemeinden unberück-
sichtigt bleibt, bewirken diese Spillovers eine Unterversorgung mit 
Kulturangeboten. Unter solchen Voraussetzungen erscheint es zweck-
mässig, die Aufgabe einer höheren Staatsebene zuzuweisen, um zu 
bewirken, dass der Kreis der Entscheidungs- und Finanzierungsträger 
wieder mit jenem der Nutzniessenden übereinstimmt (fiskalische Äqui-
valenz). Kosten und Nutzen fallen dann bei denjenigen Personen an, 
die die Entscheidung über das Angebot fällen.
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Damit das föderale System seine Vorteile entfalten kann, müssen bei 
der Aufgabenverteilung zwischen den Staatsebenen zwei Grundsätze 
beachtet werden:

–	 Nach dem Subsidiaritätsprinzip sollen die Aufgaben auf möglichst  
	 tiefer Ebene angesiedelt werden. Nur wenn eine übergeordnete  
	 Staatsebene wie der Kanton die Aufgabe besser als die Gemeinden  
	 erbringen kann, soll sie ihm übertragen werden. Dadurch kann sich  
	 der Wettbewerb auf der untergeordneten Ebene so intensiv wie mög- 
	 lich entfalten.

–	 Nach dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz soll der Kreis der  
	 Entscheidungsträger, der Nutzniessenden und der Finanzierungs- 
	 träger einer Aufgabe übereinstimmen. Damit wird verhindert, dass die  
	 Konsequenzen einer Entscheidung auf andere abgeschoben oder  
	 Leistungen durch andere finanziert werden.

Die Einhaltung der Prinzipien der Subsidiarität und der fiskalischen 
Äquivalenz soll optimale Entscheidungen bewirken und die wirtschaftli-
che Leistungserbringung fördern.  

Entspricht eine Aufgabenverteilung diesen Grundsätzen, müssten die 
Aufgaben entweder ausschliesslich dem Bund, den Kantonen oder den 
Gemeinden zugewiesen werden. Der aufgrund wirtschaftlicher Überle-
gungen ideale Zustand wäre jener einer vollständig entflechteten Aufga-
benverteilung. Die Realität sieht jedoch anders aus. Viele Aufgaben sind 
hinsichtlich der drei Dimensionen Rechtsetzung, Vollzug und Finanzie-
rung nicht nur einer Staatsebene zugewiesen.

1.1.3				   Einnahmen und  
							A      ufgaben der Gemeinden
Das kantonale Recht weist den Gemeinden Einnahmequellen zu. Im Kan-
ton Zürich finanzieren die Gemeinden ihre Aufgabenerfüllung mit Steuern, 
Kausalabgaben, Entgelten und Finanzausgleichsbeiträgen. Steuern wer-
den vorbehaltlos ohne ein konkretes Anrecht auf eine staatliche Gegen-
leistung erhoben. Im Kanton Zürich sind das im Wesentlichen Einkom-
mens- und Vermögenssteuern der natürlichen Personen, Gewinn- und 
Kapitalsteuern der juristischen Personen, Quellen-, Grundstückgewinn- 
und Personalsteuern. Sie dienen zur Finanzierung des allgemeinen Steu-
erhaushalts der Gemeinden. Massgebend für den Finanzausgleich sind 
Einkommens- und Vermögenssteuern, Gewinn- und Kapitalsteuern und 
die Quellensteuer.

Für bestimmte Gegenleistungen müssen Kausalabgaben in der Form 
von Gebühren und Beiträgen bezahlt werden. Neben Gebühren für Leis-
tungen von Gemeindebehörden sind dies insbesondere Gebühren für 
bestimmte Leistungen der Gemeindebetriebe (z.B. Wasser, Abwasser, 
Kehricht), die aufgrund übergeordneter Gesetze verursachergerecht fi-
nanziert werden müssen. Die Gemeindebehörden legen gestützt auf die 
entsprechenden Rechtsgrundlagen die Gebühren fest, die in separate 
Haushalte fliessen und vom Steuerhaushalt zu trennen sind.
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Eine Gemeinde kann in beschränktem Umfang einer eigenen Erwerbstä-
tigkeit nachgehen. Entgelte werden dabei insbesondere im Zusammen-
hang mit kommunalen Elektrizitätswerken erwirtschaftet. Sie kommen 
dem allgemeinen Steuerhaushalt der Gemeinden zugute. Die Finanzaus-
gleichsbeiträge werden in den Abschnitten 3.1 bis 3.6 in diesem Hand-
buch vorgestellt.

Die Zuordnung der Einnahmequellen auf Kanton und Gemeinden stellt 
nicht alle Gemeinden gleich. Folglich unterscheidet sich die Finanzaus-
stattung zwischen den Gemeinden, so etwa zwischen Küsnacht und 
Hofstetten. Aufgaben werden den Gemeinden von Bund und Kanton 
übertragen oder aber von den Gemeinden selber gewählt. Bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben werden die Gemeinden durch die Gemeindeau-
tonomie geschützt. Sie können in Bereichen, die nicht abschliessend 
durch übergeordnetes Recht geregelt sind, über ihre Angelegenheiten 
selbstständig entscheiden. So unterscheidet sich der Aufgabenumfang 
zwischen Gemeinden je nach Wahl der sich selber auferlegten Aufga-
ben und der Art der Aufgabenerfüllung. Beispielsweise haben einige 
Gemeinden ein Schwimmbad, andere ein Museum oder sie verzichten 
auf solche Angebote. Neben dem Aufgabenumfang der verschiedenen 
Gemeinden unterscheiden sich auch die Kosten für die Erfüllung ein-
zelner Aufgaben. Beispielsweise gestaltet sich die Schneeräumung im 
höher gelegenen Bäretswil aufwendiger als in Andelfingen. Dies führt zu 
Unterschieden in den Kosten pro Einwohnerin und Einwohner für diese 
Aufgabe. Aus diesem Grund weisen die Gemeinden sowohl hinsichtlich 
Finanzausstattung als auch Finanzbedarf für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben Unterschiede auf.

1  Föderalismus und Finanzausgleich
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1.2.1				D   efinition von  
							D      isparitäten
Gemeinden unterscheiden sich in verschiedenen Eigenschaften. Die 
Nähe zu einem See oder zu den Wirtschaftszentren sind Ausprägun-
gen, die eine Gemeinde attraktiv machen. Eine schlechte Anbindung an 
den öffentlichen Verkehr oder die Lage in einer kantonalen Randregi-
on wirken sich nachteilig auf die Anziehungskraft einer Gemeinde aus. 
Neben der geografischen Lage unterscheiden sich zum Beispiel auch 
das Steuerpotenzial, die Wirtschaftsstruktur, die Demografie oder die 
Bedürfnisse der Bevölkerung zwischen den Gemeinden.

Dabei können die Unterschiede zwischen den Gemeinden finanzieller 
oder nicht finanzieller Natur sein. Der Steuerertrag ist beispielsweise fi-
nanzieller Natur, während die geografische Lage keine finanzielle Eigen-
schaft ist. Finanzielle Unterschiede zwischen den Gemeinden werden 
als Disparitäten bezeichnet. Durch den föderalen Staatsaufbau und die 
Gemeindeautonomie treten zwischen den Kantonen und zwischen den 
Gemeinden Disparitäten auf.

1.2.2			   Einnahmen- und 
							A      usgabendisparitäten
Gemeinden können auf der Seite der Einnahmen oder der Ausgaben 
finanzielle Unterschiede (Disparitäten) aufweisen. Entsprechend wird 
von Einnahmen- oder von Ausgabendisparitäten gesprochen. Dabei 
muss bei den Einnahmen unterschieden werden, ob es sich um Steuern 
oder um Gebühren handelt. Der Finanzausgleich betrifft ausschliesslich 
die Steuereinnahmen.

Auf der Einnahmenseite unterscheiden sich Gemeinden in ihren Mög-
lichkeiten, Erträge zu generieren. Je grösser die Finanzausstattung aus 
steuerbarem Einkommen und Vermögen sowie aus Gewinn und Kapital 
ist, desto mehr Erträge können erwirtschaftet werden. Die Breite der 
Finanzausstattung wird als absolute Steuerkraft bezeichnet. Sie ist der 
Steuerertrag, der auf einen einheitlichen Steuerfuss von 100 % umge-
rechnet wurde. Mit der Steuerkraft besteht eine vom Gemeindesteuer-
fuss unabhängige einheitliche Grösse zum Vergleich der Finanzausstat-
tung der Gemeinden.

Die Verteilung der absoluten Steuerkraft pro Kopf (relative Steuerkraft) 
zeigt die Disparitäten zwischen den Gemeinden auf der Einnahmenseite 
(Abbildung 23). Die Bandbreite der Werte erstreckt sich für das Jahr 
2012 von rund Fr. 1500 pro Kopf in Fischenthal bis hin zu rund Fr. 13 700 
pro Kopf in Zumikon. Das Verhältnis zwischen der Gemeinde mit der 
tiefsten und jener mit der höchsten Steuerkraft pro Kopf ist mit 1 zu 10 
gross. Die Einnahmendisparitäten im Kanton Zürich sind im Kantons-
vergleich nicht die grössten, aber sie sind gross.

Disparitäten 1.2
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Auf der Ausgabenseite werden die Kosten anhand der Nettoaufwen-
dungen pro Kopf erfasst (Total Nettoaufwendungen ohne Aufgaben-
bereich Steuern und Finanzen). Darin kommt zum Ausdruck, wie gross 
die Finanzierungslast ist, die in einer Gemeinde pro Einwohnerin und 
Einwohner zu tragen ist. Auch hier zeigt die Verteilung der Ausgaben 
grosse Unterschiede zwischen den Gemeinden (Abbildung 24). Die 
Gemeinde Neerach weist mit Fr. 2600 die tiefsten Ausgaben pro Kopf 
aus. Die höchsten Ausgaben verzeichnet die Stadt Zürich mit Fr. 6500 
pro Kopf.

Das Verhältnis der Nettoaufwendungen pro Kopf der Gemeinde mit den 
tiefsten Ausgaben im Vergleich zur Gemeinde mit den höchsten Ausga-
ben beträgt 1 zu 2,5. Für die Erfüllung ihrer Aufgaben braucht die «teu-
erste» Gemeinde mehr als das Doppelte der Gemeinde mit den tiefsten 
Pro-Kopf-Ausgaben. Diese Unterschiede sind ebenfalls gross, jedoch 
von viel geringerem Ausmass als auf der Einnahmenseite. Bei näherer 
Betrachtung der Abbildung 24 stellt man fest, dass die Zahl der Ge-
meinden, deren Ausgaben pro Kopf mehr als Fr. 4000 betragen, relativ 
klein ist. Die Mehrheit der Gemeinden hat Ausgaben zwischen Fr. 3000 
und Fr. 4000 pro Kopf zu finanzieren.

1.2.3			   Steuerfussdisparitäten
Mit dem Steuerfuss bestimmt die Gemeinde, wie stark sie ihre Steuer-
kraft ausschöpft, um die Ausgaben zu finanzieren. Die Verteilung der 
sogenannten eigenständigen Steuerfüsse zeigt die Steuerfussunter-
schiede, wenn die Gemeinden ihre Ausgaben ohne Unterstützung des 
kantonalen Finanzausgleichs decken müssten (Abbildung 25). 

Abbildung 24:
Verteilung der Gemeinden 
nach Nettoaufwendungen 
pro Kopf (2012)

Abbildung 23:
Verteilung der Gemeinden 
nach Steuerkraft pro Kopf 
(2012)
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Abbildung 25:
Verteilung der Gemeinden 
nach Steuerfüssen ohne 
Finanzausgleich (2012)

Auf sich allein gestellt wäre die Steuerfussdisparität der Gemeinden 
sehr gross. Die Gemeinde mit der tiefsten Belastung müsste, um ihre 
Ausgaben zu decken, einen Steuerfuss von nur 12 % festsetzen. Die 
Gemeinde mit der höchsten Belastung könnte ihre Aufgabenerfüllung 
nur mit einem Steuerfuss von knapp über 500 % erfüllen. Das Verhältnis 
vom tiefsten zum höchsten Steuerfuss würde einem Verhältnis von rund 
1 zu 40 entsprechen. Das würde bedeuten, dass die Steuerbelastung in 
einer Gemeinde dem 40-Fachen derjenigen der günstigsten Gemeinde 
entsprechen würde. Diese Unterschiede in der Steuerbelastung hätten 
vor Art. 127 Abs. 2 lit. b KV – kein erhebliches Abweichen der Steuerfüs-
se voneinander – keinen Bestand; zudem würde die Ausgangslage der 
Gemeinden im Standortwettbewerb erheblich beeinträchtigt.
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Der Föderalismus stellt die wettbewerbsorientierte Form der Staats-
organisation dar. Einwohnerinnen und Einwohner können gestützt auf 
die Niederlassungsfreiheit ihren Wohnort frei wählen. Erscheint ihnen 
das Preis-Leistungs-Verhältnis an einem anderen Ort besser, können 
sie den Wohnort dorthin verlegen. Gebietskörperschaften der mittleren 
und unteren Ebene, die Kantone und Gemeinden, stehen so im Wettbe-
werb untereinander.

Gemeinden mit einem attraktiven Leistungsangebot und günstiger 
Lage sind als Wohnort begehrt. Wegen des beschränkten Angebots an 
Wohnraum sind die Wohnkosten in diesen Gemeinden höher. Perso-
nen mit überdurchschnittlichem Einkommen können sich diesen teu-
ren Wohnraum eher leisten als einkommensschwache. Dadurch ist das 
Steueraufkommen in attraktiven Gemeinden tendenziell höher, was ei-
nen tieferen Steuerfuss ermöglicht. Personen mit hohem Einkommen 
können durch den tiefen Steuerfuss bei progressivem Steuertarif eine 
Steuerersparnis realisieren und so die teuren Wohnkosten kompensie-
ren. Der Zuzug gut situierter Personen bringt den Gemeinden neues 
Steueraufkommen und erhöht den Spielraum für Steuersenkungen wei-
ter. Dadurch wird sich die Attraktivität dieser Gemeinden für gut situier-
te Einwohnerinnen und Einwohner zusätzlich erhöht.

Die zunehmende Attraktivität einer Gemeinde und die dadurch steigen-
den Wohnkosten bringen finanzschwache Haushalte in Bedrängnis. Sie 
haben zunehmend Mühe, sich den gewünschten Wohnraum leisten zu 
können. Vielen Personen mit tieferem Einkommen bleibt nur der Weg-
zug in eine Gemeinde mit weniger attraktivem Leistungsangebot und 
entsprechend günstigem Wohnraum. Mit der Konzentration der einkom-
mensschwachen Bevölkerung in Gemeinden mit günstigem Wohnraum 
sinkt deren Steueraufkommen. Das erhöht den Druck, den Steuerfuss 
anheben zu müssen.

Mit einem föderal aufgebauten Staat in Kombination mit dem Standort-
wettbewerb besteht die Gefahr der räumlichen Trennung von finanzstar-
ker und finanzschwacher Bevölkerung. Sowohl das Steueraufkommen 
als auch die Steuerfüsse können deshalb auseinanderdriften. Mit zu-
nehmenden Unterschieden wächst der gesellschaftliche und politische 
Druck auf eine Verminderung der Unterschiede.

Unterschiede zwischen Gemeinden lassen sich am einfachsten durch 
Zentralisierung von Aufgaben und Einnahmenkompetenzen beim Kanton 
vermindern. Vorlagen zur Kantonalisierung sind häufig mehrheitsfähig. 
Der Föderalismus bzw. die Gemeindeautonomie geraten dadurch in Ge-
fahr, sich auf demokratischem Weg selber abzuschaffen. Damit gingen 
aber auch die wirtschaftlichen Vorteile des dezentralen Staatsaufbaus 
verloren. Der Finanzausgleich ist eine flankierende Massnahme, mit der 
sich die Intensität des Standortwettbewerbs regulieren lässt.

Standort- 
wettbewerb

 1.3
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Vorgaben und  
Gestaltungsprinzipien
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2 Die Verfassung des Kantons Zürich 
enthält Vorgaben zum Finanzaus-
gleich und zum Lastenausgleich 
sowie weitere Grundsätze, die  
es zu beachten gilt. Neben diesen 
rechtlichen Leitplanken gibt es  
Erkenntnisse aus den Wirtschafts- 
wissenschaften, die in die Gestal-
tung eines modernen Finanzaus-
gleichsmodells einfliessen sollten.

Vorgaben und Gestaltungsprinzipien
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2.1.1		  Finanzausgleich 
				    (Art. 127 KV)
Art. 127 KV Finanzausgleich
1	 Der Kanton stellt den Finanzausgleich sicher.
2	 Der Finanzausgleich:
   	a.	 ermöglicht den Gemeinden die Erfüllung ihrer notwendigen Aufgaben;
   	b.	 sorgt dafür, dass die Gemeindesteuerfüsse nicht erheblich vonein- 
		  ander abweichen.
3	 Der Finanzausgleich wird vom Kanton und den Gemeinden getragen.

Gemäss Art. 127 Abs. 1 KV stellt der Kanton den Finanzausgleich sicher. 
Damit hält die Verfassung fest, dass der Finanzausgleich eine kantonale 
Aufgabe ist. Daraus ergibt sich auch, dass den Gemeinden in Sachen 
Finanzausgleich keine Autonomie zukommt.

Der Finanzausgleich muss den Gemeinden ermöglichen, ihre notwendi-
gen Aufgaben zu erfüllen. Aufgrund der Materialien zur Verfassung ist da-
von auszugehen, dass zu den notwendigen Gemeindeaufgaben nicht nur 
vom Bund oder Kanton den Gemeinden übertragene Aufgaben gehören. 
Auch von der Gemeinde selbst gewählte Aufgaben können notwendig 
sein. Welche Aufgaben als notwendige Gemeindeaufgaben gelten, ist 
nicht immer einfach zu bestimmen. Zu beurteilen sind dabei Art, Quanti-
tät, Qualität, Bedeutung und Dringlichkeit einer Aufgabe. Grundsätzlich 
kann für eine Beurteilung in Bezug auf das Leistungsangebot und die 
Kosten auf vergleichbare Gemeinden des Kantons zurückgegriffen wer-
den. Zu beachten sind insbesondere die Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit (vgl. die Abschnitte 2.1.6 und 2.1.7).

Der Finanzausgleich soll verhindern, dass die Gemeindesteuerfüsse 
erheblich voneinander abweichen. Während das alte Finanzausgleichs-
gesetz eine quantitative Vorgabe für die anzustrebende Steuerfussdis-
parität kannte (§ 8 aFAG), äussern sich die Verfassung und das neue Fi-
nanzausgleichsgesetz nicht ausdrücklich dazu. 

Nach Art. 127 Abs. 3 KV finanzieren der Kanton und die Gemeinden den 
Finanzausgleich gemeinsam. Das Finanzausgleichsgesetz setzt diese 
Vorgabe im Rahmen der Ressourcenabschöpfungen um, wo die finanz-
starken Gemeinden zu Beiträgen verpflichtet werden.

Vorgaben2.1
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2.1.2		  Lastenausgleich 
				    (Art. 128 KV)
Art. 128 KV Lastenausgleich
1	 Erbringt eine Gemeinde besondere Leistungen für ein grösseres Ge- 
	 biet oder trägt sie besondere Lasten, so kann das Gesetz dafür unter  
	 Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit eine angemessene Abgel- 
	 tung vom Kanton oder von anderen Gemeinden vorsehen.
2	 Gemeinden, die Abgeltungen finanzieren oder erhalten, haben ein Mit- 
	 spracherecht.

Art. 128 Abs. 1 KV wird durch den Zentrumslastenausgleich für die Städ-
te Zürich und Winterthur umgesetzt. Seine Beiträge sind im Finanzaus-
gleichsgesetz festgelegt.

2.1.3		  Gemeindeautonomie 
				    (Art. 85 KV)
Die Gemeindeautonomie ist in der Bundesverfassung nach Massgabe 
des kantonalen Rechts verankert (Art. 50 Abs. 1 BV). Für die Gemeinden 
des Kantons Zürich ist sie in Art. 85 Abs. 1 und 2 KV geregelt. Eine Ge-
meinde ist in einem Sachbereich autonom, wenn das kantonale Recht 
diesen Bereich nicht abschliessend ordnet, sondern ihn ganz oder teil-
weise der Gemeinde zur Regelung überlässt und ihr dabei eine relativ 
erhebliche Entscheidungsfreiheit einräumt.

Die Gemeindeautonomie lässt sich in die Organisations-, Aufgaben- und 
Finanzautonomie gliedern. Die Finanzautonomie umfasst die Einnahmen- 
und Ausgabenautonomie. Ein Beispiel der Einnahmenautonomie ist die 
Befugnis einer Gemeinde, den Steuerfuss festzulegen. Der Finanzaus-
gleich ist eine Voraussetzung der Gemeindeautonomie, den Gemeinden 
kommt jedoch keine Autonomie im Finanzausgleich zu, weil der Finanz-
ausgleich eine Aufgabe des Kantons ist (vgl. Art. 127 Abs. 1 KV).

Im Finanzausgleichsgesetz wird festgehalten, dass der Finanzausgleich 
die Gemeindeautonomie stärkt (§ 3 Abs. 1 lit. b FAG). Dies geschieht 
zur Hauptsache mit dem Ressourcenausgleich, der den Gemeinden eine 
grosszügige Mindestausstattung mit Ressourcen garantiert. 

Im Weiteren wird die Gemeindeautonomie auch durch die Ausrichtung 
von Pauschalbeiträgen gestärkt, so beim:
–	 demografischen Sonderlastenausgleich
–	 geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich
–	 Zentrumslastenausgleich

Grundsätzlich wird mit dem neuen Finanzausgleichsgesetz die Gemein-
deautonomie umfassender verwirklicht, als dies im alten Finanzaus-
gleichsgesetz mit dem Steuerfussausgleich möglich war. Einzig beim 
individuellen Sonderlastenausgleich und beim befristeten Übergangs-
ausgleich haben sich Elemente des Steuerfussausgleichs erhalten, die 
auf den effektiven Ausgaben basieren. Bis auf den Kulturlastenausgleich 
der Städte Zürich und Winterthur werden die Beiträge zudem zweckfrei 
gesprochen. Die Gemeinden können autonom entscheiden, wofür sie die 
Mittel verwenden.

2  Vorgaben und Gestaltungsprinzipien
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2.1.4		  Gesetzmässigkeit 
				    (Art 122 Abs. 2 KV)
Nach der Gesetzmässigkeit (Legalitätsprinzip) ist das Recht die Grund-
lage und Schranke staatlichen Handelns. In diesem Sinne ist der Grund-
satz der Gesetzmässigkeit in der Bundes- und in der Kantonsverfassung 
identisch geregelt (Art. 5 Abs. 1 BV und Art. 2 Abs. 1 KV). Für die Steuern 
ist das Gesetzmässigkeitsprinzip in Art. 164 Abs. 1 lit. d BV und Art. 125 
KV speziell festgehalten. Für den Haushalt von Kanton und Gemeinden 
ist die Gesetzmässigkeit schliesslich in Art. 122 Abs. 2 KV und § 165 GG 
i.V.m. § 2 FHG niedergelegt.

Sollte beispielsweise bei einer Gemeindeaufgabe die erforderliche 
Rechtsgrundlage fehlen, werden die damit verbundenen Ausgaben nicht 
vom Finanzausgleich getragen. Umgekehrt müssen alle Regelungen des 
Finanzausgleichs den Anforderungen des Legalitätsprinzips genügen.

2.1.5		  Subsidiaritätsprinzip
				    (Art. 97 Abs. 1 KV)
Das Subsidiaritätsprinzip im Verhältnis von Kanton und Gemeinden ist 
in Art. 97 Abs. 1 KV (Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden) 
niedergelegt. Die Gemeinden nehmen öffentliche Aufgaben selber wahr, 
wenn sie diese ebenso zweckmässig oder besser erfüllen können als 
der Kanton. Der Grundsatz richtet sich in erster Linie an den kantonalen 
Gesetzgeber. Zu beachten ist, dass bei Übernahme einer Aufgabe durch 
eine Gemeinde die Aufgabenwahrnehmung nicht nur ein Recht, sondern 
auch eine Pflicht der Gemeinde ist. 

Damit die Gemeinden die ihnen zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen 
können, stattet der Finanzausgleich sie mit den notwendigen Mitteln aus.

2.1.6		  Sparsamkeit 
				    (Art. 122 Abs. 2 KV)
Bei der Sparsamkeit handelt es sich um einen Haushaltsgrundsatz, der 
in Art. 122 Abs. 2 KV sowie § 165 GG i.V.m. § 6  Satz 1 FHG geregelt 
ist. Ausgabenbedürfnisse sind auf ihre Notwendigkeit und Tragbarkeit zu 
prüfen. Die Ausgaben sind in der Reihenfolge ihrer Dringlichkeit vorzu-
nehmen (§ 165 GG i.V.m. § 6 Satz 2 FHG).

Wenn eine Gemeinde gegen den Grundsatz der Sparsamkeit verstösst, 
stehen ihr keine Finanzausgleichsbeiträge zu.

2.1.7		  Wirtschaftlichkeit 
				    (Art. 122 Abs. 2 KV)
Bei der Wirtschaftlichkeit handelt es sich ebenfalls um einen Haushalts-
grundsatz, der in Art. 122 Abs. 2 KV und § 165 GG i.V.m. § 7 FHG gere-
gelt ist. Für jedes Vorhaben ist jene Variante zu wählen, die bei gegebe-
ner Zielsetzung die wirtschaftlich günstigste Lösung gewährleistet.
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Wie die Sparsamkeit ist auch die Wirtschaftlichkeit für den Finanzaus-
gleich von zentraler Bedeutung. Denn wenn bestimmte Ausgaben oder 
Aufwendungen gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit verstossen, 
werden sie durch den Finanzausgleich nicht ausgeglichen, da die Ge-
meinde diese Aufwendungen beeinflussen kann (§ 2 Abs. 2 FAG).

2.1.8		  Wirksamkeit 
				    (Art. 95 Abs. 2 KV)
Bei der Wirksamkeit handelt es sich um einen Grundsatz des New Public 
Managements. § 3 Abs. 1 lit. a FAG spricht von der wirksamen Verwen-
dung der Mittel. Die Wirksamkeit ist in der Verfassung in Art. 95 Abs. 2 
KV niedergelegt. Danach stellen Kanton und Gemeinden sicher, dass die 
öffentlichen Aufgaben wirkungsvoll, wirtschaftlich, nachhaltig und von 
der geeigneten Trägerschaft erfüllt werden.

Wirksamkeit (Effektivität) bedeutet, dass die mit einer Gemeindeaufgabe – 
bzw. mit deren Erfüllung in Form von Leistungen (Output) – zu erzielen-
den Wirkungen (Outcome) in einem bestimmten Jahr auch tatsächlich 
erreicht worden sind. Wenn sich Hinweise ergeben, dass dies nicht der 
Fall ist, ist die Aufgabenerfüllung mangelhaft oder sogar nutzlos.  Der 
Kanton kann dies bei den Gemeinden nicht unterstützen. Gemäss § 4 
Abs. 3 FAG wirken sich Mängel in der Wirksamkeit auf die Finanzaus-
gleichsbeiträge aus.

Andererseits ist auch der Kanton verpflichtet, dass der Finanzausgleich 
wirksam ist. Die mit dem Finanzausgleich verbundenen Wirkungen sind 
in Art. 127 Abs. 2 KV festgelegt und bestehen darin, dass die Gemein-
den gestützt auf den Finanzausgleich ihre notwendigen Aufgaben erfül-
len können und die Steuerfussdisparität zwischen den Gemeinden nicht 
erheblich ist. Die Wirksamkeit des Finanzausgleichs hinsichtlich dieser 
beiden Ziele wird periodisch in einem Wirksamkeitsbericht zuhanden des 
Kantonsrates untersucht.

2.1.9		N  achhaltigkeit 
				    (Art. 6 und 95 Abs. 2 KV)
Die Nachhaltigkeit findet ihre Grundlagen in Art. 6 und 95 Abs. 2 KV. 
Als nachhaltig wird eine Nutzung natürlicher Ressourcen bezeichnet, die 
nur so weit geht, als diese sich wieder erneuern. Ziel ist die Erhaltung 
des Grundbestands, indem nur die Erträge aus dem Grundbestand ver-
braucht werden.

Die Nachhaltigkeit ist beim Finanzausgleich insbesondere mit Bezug auf 
die Finanzierung zu berücksichtigen, sodass der Kanton und finanzstar-
ke Gemeinden ihre eigenen Aufgaben und jene im Zusammenhang mit 
dem Finanzausgleich auf Dauer erfüllen können.

2  Vorgaben und Gestaltungsprinzipien
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2.1.10	 Spannungsverhältnis 
				    zwischen den 
				    einzelnen Vorgaben
Die angeführten Vorgaben und Prinzipien der Kantonsverfassung stehen 
miteinander in einem Spannungsverhältnis. Für jede einzelne Regelung 
und für jedes einzelne Prinzip ist zu ermitteln, welche Interessen dadurch 
geschützt werden (vgl. Art. 2 Abs. 2 KV: öffentliche Interessen). Wenn 
es dabei zu Interessenkonflikten kommt, sind für eine gesetzgeberische 
Lösung oder eine konkrete Anwendung die sich widerstrebenden Inter-
essen vom Gesetzgeber oder von der Verwaltung gegeneinander abzu-
wägen.
 
Gemäss Art. 127 Abs. 3 KV wird der Finanzausgleich durch Kanton und 
Gemeinden finanziert. Nach §§ 14 ff. FAG werden die finanzstarken Ge-
meinden im Rahmen des Ressourcenausgleichs zur Finanzierung heran-
gezogen. Mit den Abschöpfungen werden gleichzeitig die tiefen Gemein-
desteuerfüsse der finanzstarken Gemeinden angehoben, wodurch nach 
Art. 127 Abs. 2 lit. b KV die Steuerfussdisparität gemindert wird. Art. 127 
Abs. 2 lit. b und Abs. 3 KV verfolgen somit sich ergänzende Ziele. Gleich-
zeitig ist aber bei den Abschöpfungen darauf zu achten, dass der Grund-
satz der Gemeindeautonomie nicht verletzt wird und die finanzstarken 
Gemeinden mit den Abschöpfungen nicht zu stark belastet werden.

Bei den finanzschwachen Gemeinden wird durch die Beiträge des Fi-
nanzausgleichs die Gemeindeautonomie überhaupt erst ermöglicht. Das 
schliesst jedoch nicht aus, dass solche Gemeinden nach dem Grundsatz 
der Subsidiarität (Art. 97 Abs. 1 KV) verpflichtet sind, weiterhin alle zu-
mutbaren Massnahmen zu ergreifen, um die Hilfe des Kantons möglichst 
tief zu halten oder überhaupt zu vermeiden. In Übereinstimmung mit die-
sem Grundsatz verlangt § 37 Abs. 2 FAG im Rahmen des Übergangs-
ausgleichs, dass eine Gemeinde zumutbare, eigene Anstrengungen un-
ternimmt, um die gegenwärtige und künftige Steuerbelastung zu senken. 
Zu diesen Anstrengungen gehören insbesondere die Zusammenarbeit 
oder der Zusammenschluss mit anderen Gemeinden.
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2  Vorgaben und Gestaltungsprinzipien

2.2.1		  Fiskalische 
				    Äquivalenz
Nach dem Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz (vgl. Art. 43a Abs. 2 
und 3 BV) müssen in Bezug auf eine öffentliche Aufgabe die Kreise der 
Entscheidungsträger, Nutzniessenden und der Finanzierungsträger über-
einstimmen. Damit wird erreicht, dass das Ergebnis der Bereitstellung 
öffentlicher Güter effizient ist, dass also die Wünsche (Präferenzen) und 
Kosten im Lot bleiben.

Der Föderalismus bzw. die Gemeindeautonomie können ihre Vorteile nur 
entfalten, wenn das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz eingehalten wird. 
Dieses Prinzip ist verletzt, wenn die Gemeinden die Höhe der Finanz-
ausgleichsbeiträge beeinflussen können. Aus diesem Grund dürfen nur 
nicht beeinflussbare (durch äussere Umstände) verursachte Disparitäten 
ausgeglichen werden, nicht aber endogen (durch Gemeindeentscheide) 
verursachte.

2.2.2		A  usgleich von exogenen 
				D    isparitäten
Exogen (durch äussere Umstände) verursachte Disparitäten sind ins-
besondere Unterschiede in der Steuerkraft und Unterschiede bezüglich 
der Kosten der Aufgaben, die die Gemeinden zwingend erfüllen müssen. 
Diese sind im Interesse eines gerechten und fairen Wettbewerbs zwi-
schen den Gemeinden zu vermindern. Damit kann auch der Tendenz zur 
räumlichen Konzentration von reicher Bevölkerung einerseits und armer 
Bevölkerung anderseits entgegengetreten werden.

Dieser Grundsatz kommt im Finanzausgleichsgesetz in § 2 Abs. 2 FAG 
zum Tragen, wo festgehalten wird, dass nur jene Unterschiede in den 
finanziellen Verhältnissen der Gemeinde ausgeglichen werden, die diese 
nicht beeinflussen können.

2.2.3		U  nterscheidung von 
				    Einnahmen- und 
				A    usgabendisparitäten
Ausgleichsinstrumente, die gleichzeitig sowohl Disparitäten auf der Ein-
nahmen- als auch auf der Ausgabenseite korrigieren, sind zu meiden, 
weil eine Erfolgskontrolle erheblich erschwert wird.

 Gestaltungs-
prinzipien

2.2
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2.2.4		  Ein Instrument 
				    je Disparität
Versucht man, die verschiedenen nicht beeinflussbaren Unterschiede 
zwischen den Gemeinden mit einem einzigen Instrument zu korrigieren, 
entsteht ein undurchschaubarer Mischindex, mit dem sich in der Regel 
keines der angestrebten Ziele erreichen lässt. Deshalb ist es sinnvoll, 
mehrere Finanzausgleichsinstrumente zu verwenden, die je ein eigenes 
Ausgleichsziel anstreben. Dies sorgt für grösstmögliche Transparenz in 
Bezug auf Wirkungen und Nebenwirkungen des Finanzausgleichs und 
ermöglicht dadurch gezielte Korrekturen.

Dieser Grundsatz wird im Finanzausgleichsgesetz durch die Auffäche-
rung des alten Steuerfussausgleichs auf die neuen Instrumente des de-
mografischen, geografisch-topografischen und individuellen Sonderlas-
tenausgleichs erreicht.

2.2.5		A  usgleich nach 
				    Massgabe 
				    der Disparitäten
Um mit den im Finanzausgleich eingesetzten Mitteln eine möglichst gute 
Ausgleichswirkung zu erzielen, müssen die Mittel nach Massgabe der 
auftretenden exogenen Disparitäten eingesetzt werden. Treten beispiels-
weise bei den Einnahmen im Vergleich zu den Ausgaben wesentlich 
grössere exogene Disparitäten auf, so sind für deren Korrektur tendenzi-
ell mehr finanzielle Mittel einzusetzen als für den Abbau ausgabenseitiger 
Unterschiede. Hierzu ist eine Analyse der finanziellen Unterschiede der 
Gemeinden notwendig, um auf dieser Grundlage die einzelnen Instru-
mente des Finanzausgleichs auszugestalten.

Weil der Finanzausgleich mit administrativem Aufwand verbunden ist, 
muss er sich auf die Angleichung der wesentlichen Disparitäten konzen-
trieren. Sie müssen wesentlich sein und in Verwaltungsbereichen auftre-
ten, die sich finanziell massgeblich auswirken.

2.2.6		  Gemeindeautonomie
Art. 50 Abs. 1 BV gewährleistet die Gemeindeautonomie nach Massgabe 
des kantonalen Rechts. Nach Art. 85 Abs. 1 KV regeln die Gemeinden 
ihre Angelegenheiten selbstständig. Das kantonale Recht gewährt ihnen 
möglichst weiten Handlungsspielraum. Über Autonomie verfügt eine Ge-
meinde in jenen Sachbereichen, die der Kanton nicht abschliessend ord-
net (vgl. BGE 128 I 3 E. 2a S. 8; BGE 122 I 279 E. 8b S. 290).

Die Autonomie in jenen Aufgabenbereichen, die den Gemeinden zu-
gewiesen sind, ist ein wichtiger Vorteil des Föderalismus. Sie ist eine 
Voraussetzung für die effiziente Erfüllung der Aufgaben durch die Ge-
meinden. Der Abbau der finanziellen Unterschiede durch ein Finanzaus-
gleichsinstrument darf die Gemeindeautonomie nicht einschränken.
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Gemeindeautonomie bedeutet im Zusammenhang mit dem Finanzaus-
gleich insbesondere Finanzautonomie. Die Finanzautonomie ist dann 
bestmöglich gewahrt, wenn eine Gemeinde bereits aufgrund ihrer eige-
nen Einnahmen (Steuern und Kausalabgaben) über ausreichend Mittel 
verfügt, um ihre notwendigen Aufgaben ohne jede weitere finanzielle Un-
terstützung seitens des Kantons wahrzunehmen. Bei vielen Gemeinden 
im Kanton Zürich sind diese Voraussetzungen jedoch nicht gegeben. Sie 
sind auf Beiträge aus dem Finanzausgleich angewiesen.

2.2.7		  Gleichbehandlung 
				    der Gemeinden
Nach Art. 8 BV (Rechtsgleichheit) sind alle Menschen vor dem Gesetz 
gleich. Unter diese Bestimmung fallen auch die Gemeinden: Der Kanton 
ist gehalten, seine Gemeinden gleich zu behandeln.

Jede Gemeinde stellt eigentlich einen Sonderfall dar. Jede Gemeinde hat 
eigene Vor- und Nachteile, die einen Einfluss auf die Erfüllung ihrer Auf-
gaben haben. Eine allgemeine Einzelfallprüfung durch den Kanton als 
Grundlage für den gesamten Finanzausgleich ist aber nicht sinnvoll. Dies 
wäre sehr aufwendig und würde die Gefahr der Willkür in sich bergen. 
Es ist daher wichtig, dass die Finanzausgleichsinstrumente so gestal-
tet sind, dass sie auf alle Gemeinden angewendet werden können. Die 
Sonderfälle in bestimmten Aufgabenbereichen sind von den Gemeinden 
selbst geltend zu machen, da sie diesbezüglich über die besseren Infor-
mationen verfügen.

2.2.8		  Horizontale und vertikale
				    Finanzierung des
				    Ressourcenausgleichs 
Nicht nur die Mittelverwendung (Beiträge an finanzschwache Gemein-
den), sondern auch die Finanzierung des Finanzausgleichs durch die 
finanzstarken Gemeinden hat eine Ausgleichswirkung. Dieser horizonta-
le Finanzausgleich hebt die Steuerfüsse der finanzierenden Gemeinden 
an. Der vertikale Finanzierungsanteil des Kantons wird durch den allge-
meinen Kantonshaushalt gedeckt. Hauptsächlich wird dieser durch Ein-
kommens- und Vermögens- bzw. Gewinn- und Kapitalsteuern finanziert. 
Auch dies führt zur Umverteilung finanzieller Mittel von reichen zu armen 
Gemeinden. Finanzstarke Gemeinden leisten pro Einwohnerin oder Ein-
wohner einen höheren Beitrag an die Finanzierung kantonaler Aufgaben 
und damit auch an die vertikale Finanzierung des Finanzausgleichs.

Die horizontale Finanzierung durch den Ressourcenausgleich hat den 
Vorteil, dass mit den Abschöpfungen die Steuerfüsse finanzstarker Ge-
meinden angehoben werden, wodurch die Steuerfussdifferenzen zwi-
schen den Gemeinden verkleinert werden. Wollte man dieselbe Wirkung 
mit einer vertikalen Finanzierung erreichen, müssten beträchtlich mehr 
kantonale Mittel eingesetzt werden.

2  Vorgaben und Gestaltungsprinzipien
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2.2.9		  Flexibilität bei Einnah- 
				    men- und Aufgaben- 
				    verschiebungen
Die Gestaltung des Finanzausgleichs hängt stark von der Aufgaben- und 
Einnahmenverteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden ab. Je 
mehr Aufgaben und Einnahmen beim Kanton konzentriert sind, desto 
geringer ist die Bedeutung des Finanzausgleichs und umgekehrt. Die 
Gestaltung des Finanzausgleichs fällt zudem leichter, wenn den Gemein-
den Aufgaben übertragen werden, die ähnliche Pro-Kopf-Ausgaben ver-
ursachen. 

Bei der Zuteilung der Einnahmequellen (insbesondere Steuern) an die 
Gemeinden sind jene Einnahmemöglichkeiten zu bevorzugen, die mög-
lichst regelmässig anfallen und deren Erträge zwischen den Gemeinden 
kleine Unterschiede aufweisen. Da sich die Aufgaben- und Einnahmen-
verteilung im Zeitverlauf ändern kann, muss das Finanzausgleichssystem 
angemessen darauf reagieren. Dies ist im Rahmen des Wirksamkeits-
berichts zu prüfen.

2.2.10	 Einfachheit, 
				    Transparenz und 
				    Planbarkeit
Je einfacher und transparenter ein Finanzausgleichssystem ist, desto 
besser werden dessen Wirkungen und Nebenwirkungen sichtbar. Ein-
fachheit, Transparenz und insbesondere Planbarkeit sind für den Kanton 
und die Gemeinden wichtige Eigenschaften. Sie erleichtern die Erfolgs-
kontrolle. Allfällige Korrekturen können rasch umgesetzt werden.





Instrumente des  
Finanzausgleichs
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Instrumente des Finanzausgleichs

3 Der Finanzausgleich umfasst  
den Ressourcenausgleich, den  
demografischen, den geografisch-
topografischen und den individu-
ellen Sonderlastenausgleich sowie 
den Zentrumslastenausgleich.  
Der Ressourcenausgleich vermin-
dert Unterschiede bei den Ein-
nahmen, die Lastenausgleichsin-
strumente nicht beeinflussbare 
Unterschiede bei den Ausgaben.
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Der Finanzausgleich des Kantons Zürich umfasst folgende sechs In-
strumente:
–	 Ressourcenausgleich mit Zuschüssen und Abschöpfungen
–	 demografischer Sonderlastenausgleich
–	 geografisch-topografischer Sonderlastenausgleich
–	 individueller Sonderlastenausgleich
–	 Zentrumslastenausgleich
–	 Übergangsausgleich (befristet bis 2017)

Der Ressourcenausgleich vermindert Disparitäten auf der Einnahmen-
seite (Abbildung 26). Auf der Ausgabenseite vermindern die Lastenaus-
gleichsinstrumente durch die Gemeinden nicht selbst beeinflussbare Un-
terschiede zwischen den Gemeinden. 

Abbildung 26:
Übersicht über die 

Instrumente

Geografisch-topografischer 
Sonderlastenausgleich

Finanzschwache 
Gemeinden

Finanzstarke
Gemeinden

InstrumenteZahler

Zürich
Winterthur

Kanton
Zürich

Demografischer 
Sonderlastenausgleich

Ressourcenausgleich

Empfänger

Individueller 
Sonderlastenausgleich

Zentrumslastenausgleich

3.1 Übersicht
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3.2.1			A   usgangslage
Auf der Einnahmenseite unterscheiden sich Gemeinden in ihren Mög-
lichkeiten, Erträge zu generieren. Je grösser die Finanzausstattung aus 
steuerbarem Einkommen und Vermögen sowie aus Gewinn und Kapital 
ist, desto mehr Erträge können erwirtschaftet werden. Die Breite der 
Finanzausstattung wird als absolute Steuerkraft bezeichnet. Sie ist der 
Steuerertrag, der auf einen einheitlichen Steuerfuss von 100 % umge-
rechnet wurde. Mit der Steuerkraft besteht eine vom Gemeindesteu-
erfuss unabhängige einheitliche Grösse zum Vergleich der Finanzaus-
stattung der Gemeinden. Der Regierungsrat qualifiziert die Steuerkraft 
als exogene Grösse, die durch die Gemeinden grundsätzlich nicht be-
einflussbar ist.

Die Verteilung der Steuerkraft pro Kopf (relative Steuerkraft) zeigt die Ein-
nahmendisparitäten zwischen den Gemeinden (Abbildung 27). Die Band-
breite der Werte für das Jahr 2012 erstreckt sich von rund Fr. 1500 pro 
Kopf in Fischenthal bis hin zu rund Fr. 13 700 pro Kopf in Zumikon. Das 
Verhältnis zwischen der Gemeinde mit der höchsten und jener mit der 
tiefsten Steuerkraft pro Kopf beträgt 1 zu 10. Die Einkommensdisparitä-
ten im Kanton Zürich sind im Kantonsvergleich relativ gross.

3.2.2			   Zweck
Der Ressourcenausgleich bezweckt die Verminderung der Unterschie-
de zwischen den Gesamtsteuerfüssen der Gemeinden. Zudem stellt er 
sicher, dass die Gemeinden mit ausreichenden Mitteln ausgestattet wer-
den, um ihre Aufgaben selbstständig wahrzunehmen (§ 10 Abs. 1 FAG).

3.2.3			   Funktionsweise
Der Ressourcenausgleich umfasst Ressourcenzuschüsse an finanz-
schwache Gemeinden und Ressourcenabschöpfungen bei finanzstarken 
Gemeinden (Abbildung 28). Ressourcenschwachen Gemeinden werden 
Mittel zugeschossen, damit sie ihre notwendigen Aufgaben erfüllen und 
ihre Gesamtsteuerfüsse senken können. Bei finanzstarken Gemeinden 
hingegen werden Mittel abgeschöpft, sodass sie zur Finanzierung des Fi-
nanzausgleichs beitragen und ihren Gesamtsteuerfuss anheben müssen.

Ressourcen-
ausgleich

3.2

Abbildung 27:
Verteilung der Gemeinden 

nach Steuerkraft pro 
 Kopf (2012)

Abbildung 28:
Funktionsweise des 

Ressourcenausgleichs

3  Instrumente des Finanzausgleichs
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3  Instrumente des Finanzausgleichs

3.2.4			   Ressourcenzuschüsse
3.2.4.1			   Zweck
Der Ressourcenausgleich stellt sicher, dass die finanzschwachen Ge-
meinden mit Ressourcen (Steuerkraft und Ressourcenausgleich) ausge-
stattet werden, damit sie ihre notwendigen Aufgaben erfüllen können. 
Finanzschwache Gemeinden können dadurch ihren Gesamtsteuerfuss 
auf eine vertretbare Höhe senken.

3.2.4.2			   Funktionsweise
Die Ressourcenzuschüsse ergänzen die relative Steuerkraft, sofern diese 
weniger als 95 % des Kantonsmittels (Ausgleichsgrenze) beträgt (Abbil-
dung 29). Zugeschossen wird die fehlende Steuerkraft zur Ausgleichs-
grenze, multipliziert mit der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner so-
wie dem Gesamtsteuerfuss im Bemessungsjahr. Die Ausgleichsgrenze 
bezieht sich auf das Kantonsmittel ohne die Stadt Zürich.

Die Ressourcenzuschüsse werden zweckfrei ausgerichtet. Das bedeu-
tet, dass die Gemeinden frei entscheiden, wofür sie die Mittel einsetzen 
möchten. Dies stärkt die Gemeindeautonomie.

3.2.4.3			B   erechtigung
Anspruch auf Ressourcenzuschüsse haben finanzschwache Gemein-
den. Als finanzschwach gelten Gemeinden, deren relative Steuerkraft un-
ter der Ausgleichsgrenze von 95 % des Kantonsmittels liegt. Neben den 
politischen Gemeinden haben auch Schulgemeinden einen Anspruch auf 
einen Anteil an den Ressourcenzuschüssen.

3.2.4.4			B   emessung
Die Höhe des Ressourcenzuschusses hängt vom Unterschied zwischen 
der relativen Steuerkraft der Gemeinde und der Ausgleichsgrenze ab und 
ist proportional zur Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner sowie zum 
Gesamtsteuerfuss. Bemessungsjahr des Ressourcenausgleichs ist das 
zweite dem Ausgleichsjahr vorangehende Kalenderjahr. Massgebend ist 
die Formel 1:
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Funktionsweise der  
Ressourcenzuschüsse
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Der Ressourcenzuschuss Z an eine politische Gemeinde i beträgt im Aus- 
gleichsjahr t:

Legende

Ei;t-2				   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im 
						     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

GSFi;t-2			   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b und c FAG)

SKRi;t-2			   Relative Steuerkraft der ausgleichsberechtigten politischen Gemeinde i im  
						     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und g FAG)

SKRKM;t-2			  Kantonsmittel der relativen Steuerkraft im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b und h FAG)

 

Die Zuschussgrenze wird nicht als fester Wert festgelegt. Um der dy-
namischen Entwicklung der Steuerkraft gerecht zu werden, bezieht sie 
sich auf das Kantonsmittel der Steuerkraft. Bei der Berechnung des Kan-
tonsmittels wird die Steuerkraft der Stadt Zürich nicht mitberücksichtigt, 
da sie einen dominanten Einfluss auf das Kantonsmittel hätte. Zudem 
hängt die Steuerkraft der Stadt Zürich wesentlich von der Ertragslage 
der juristischen Personen ab. Diese schwankt stärker als diejenige der 
Privatpersonen. Wird bei der Ermittlung der durchschnittlichen relativen 
Steuerkraft als Referenzwert die Steuerkraft der Stadt Zürich nicht be-
rücksichtigt, so sorgt dies im Interesse aller Gemeinden für einen stabi-
leren Ressourcenausgleich.

Formel 11:
Ressourcenzuschuss an 

politische Gemeinden 
(§§ 10–13 FAG)

Zi;t = (SKRKM;t-2 × 95% – SKRi;t-2) × Ei;t-2 × GSFi;t-2

1 Die Formelnummerierung 
bezieht sich auf die  
Nummerierung in FAG 
und FAV.
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3  Instrumente des Finanzausgleichs

Die Zuschussgrenze von 95 % des Kantonsmittels der relativen Steu-
erkraft ist das Ergebnis einer politischen Entscheidung. Im Vergleich 
zu Finanzausgleichssystemen anderer Kantone ist die Zuschussgrenze 
grosszügig gewählt. Die Mindestausstattung soll es allen Gemeinden 
erlauben, ihre notwendigen Aufgaben mit einem moderaten Steuer-
fuss wahrzunehmen. Im Jahr 2014 betrug die Mindestausstattung rund 
Fr. 3300 pro Kopf. Wenn sie mit einem Steuerfuss von 122 % ausge-
schöpft wird, erhält die Gemeinde Einnahmen von über Fr. 4000 pro 
Kopf aus allgemeinen Steuern und Ressourcenausgleich. Bei Nettoauf-
wendungen zwischen Fr. 3000 bis 4000 sollte diese Mindestausstattung 
es erlauben, dass die Gemeinden ihre notwendigen Aufgaben mit einer 
vertretbaren Steuerbelastung finanzieren können.

Die Berücksichtigung des Gesamtsteuerfusses der Gemeinde bei der 
Bemessung der Zuschüsse hat einen Einfluss auf die Höhe der Beiträ-
ge. Modellrechnungen haben gezeigt, dass finanzschwache Gemeinden 
ohne Berücksichtigung des Steuerfusses sehr hohe Steuerfüsse erhe-
ben müssten. Der Kanton hätte sich dadurch dem Vorwurf ausgesetzt, 
die Steuerfussdisparitäten nicht genügend zu vermindern bzw.Mittel an 
Gemeinden zu verteilen, die sie gar nicht nötig hätten. Ohne jeden Bezug 
zum Steuerfuss lassen sich diese Anforderungen an den Finanzausgleich 
nicht erfüllen.

Durch die Berücksichtigung der Steuerfüsse bei der Bemessung der 
Ressourcenzuschüsse können die Gemeinden Einfluss auf die Höhe 
der Beiträge nehmen. Je höher der Steuerfuss festgesetzt wird, desto 
höher ist der Ressourcenzuschuss. Dieser grundsätzlich falsche Anreiz 
wird aber dadurch geschwächt, dass die kommunalen Steuerzahler ei-
nen Steuerfuss in gleicher Höhe finanzieren müssen. Steuerzahlende, die 
bereits mit einem hohen Steuerfuss belastet sind, werden einer weiteren 
Erhöhung des Steuerfusses kaum zustimmen, nur um vom Kanton hö-
here Beiträge zu erhalten. Es wird im Rahmen des Wirksamkeitsberichts 
notwendig sein, diese Annahme zu überprüfen.

Abbildung 30:
Berechnungsbeispiel für 
den Ressourcenzuschuss 
(Fischenthal)

Berechnungsbeispiel Ressourcenzuschuss

Kantonsmittel der relativen Steuerkraft im Bemessungsjahr 2012 
(ohne Stadt Zürich)

3503 Fr.

Ausgleichsgrenze 95 % x 3503 Fr. = 3329 Fr.

Relative Steuerkraft der politischen Gemeinde im Bemessungsjahr 2012 1511 Fr.

Einfacher relativer Zuschuss  3328 Fr. - 1511 Fr. = 1817 Fr.

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde am 
31.12. des Bemessungsjahres 2012

2330 EW

Einfacher absoluter Zuschuss 1817 Fr. x 2330 = 4 233 261 Fr.

Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde im Bemessungsjahr 2012 122 %

Ressourcenzuschuss an die politische Gemeinde im Ausgleichsjahr 2014 4 233 260 Fr. x 122 % = 5 164 578 Fr.
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Durch die Anbindung des Ressourcenzuschusses an den Steuerfuss 
wird ferner erreicht, dass sich das Ausgleichsvolumen flexibel an Ver-
änderungen der Aufgabenverteilung anpasst. Werden zusätzliche Auf-
gaben von den Gemeinden wahrgenommen, steigen tendenziell deren 
Steuerfüsse. Mit steigendem Steuerfuss werden auch die Ressourcen-
zuschüsse höher, was zu einer grösseren Ausgleichswirkung führt. Somit 
reagieren die Ressourcenzuschüsse automatisch richtig auf Veränderun-
gen der Aufgabenverteilung.

Der Anteil der Schulgemeinden am Ressourcenzuschuss der politischen 
Gemeinde wird nach dem Verhältnis des Steuerfusses der Schulge-
meinde zum Gesamtsteuerfuss der Gemeinde bemessen. Umfasst eine 
Schulgemeinde nicht das ganze Gebiet der politischen Gemeinde, wird 
zusätzlich das Verhältnis der absoluten Steuerkraft der Schulgemeinde 
auf dem Gebiet der politischen Gemeinde zur absoluten Steuerkraft der 
politischen Gemeinde berücksichtigt. Massgebend ist die Formel 2:

Der Anteil einer Schulgemeinde u am Ressourcenzuschuss Z einer poli-
tischen Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

Legende

GSFi;t-2			   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b und c FAG)

SFu;t-2			   Steuerfuss der Schulgemeinde u im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b FAG)

SKAi;t-2	 		  Absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b und f FAG)

SKAu;t-2			   Absolute Steuerkraft der Schulgemeinde u auf dem Gebiet der politischen 		
						     Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und f FAG)

Zi;t					    Ressourcenzuschuss an die politische Gemeinde i im Bemessungsjahr t  
						     (§ 8 lit. a FAG)

3.2.5			   Ressourcen-
								     abschöpfungen

3.2.5.1			   Zweck
Mit den Ressourcenabschöpfungen werden zum einen die Steuerfüsse 
der finanzstarken Gemeinden angehoben. Die Beschränkung der Steuer-
füsse nach unten ist notwendig, um das in der Verfassung vorgegebene 
Ziel der Minderung der Steuerfussdisparität umzusetzen. Zum anderen 
tragen die Ressourcenabschöpfungen zur Finanzierung des Finanzaus-
gleichs bei. Dabei dienen die Abschöpfungen nicht nur der Finanzierung 
der Ressourcenzuschüsse, sondern auch der Finanzierung des gesam-
ten Finanzausgleichs (§ 2 Abs. 3 FAG).

Formel 2:
Anteil von Schul- 

gemeinden am  
Ressourcenzuschuss  

(§ 11 Abs. 2 und  
§ 12 Abs. 2 FAG)

Zu;t = Zi;t × (SFu;t-2 / GSFi;t-2) × (SKAu;t-2 / SKAi;t-2)
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3  Instrumente des Finanzausgleichs

3.2.5.2			   Funktionsweise
Die Ressourcenabschöpfungen führen bei ressourcenstarken Gemein-
den überdurchschnittliche Ressourcen ab (Abbildung 31). Abgeschöpft 
werden 70 % des Überhangs über der Abschöpfungsgrenze. Die Ab-
schöpfungsgrenze bezieht sich wiederum auf das Kantonsmittel ohne 
die Stadt Zürich.

3.2.5.3			   Verpflichtung
Die Ressourcenabschöpfung erfolgt bei denjenigen politischen Gemein-
den, deren relative Steuerkraft das Kantonsmittel um mehr als 10 % 
übersteigt (Abschöpfungsgrenze). Die Stadt Zürich hat aufgrund ihrer 
hohen Steuerkraft eine Abschöpfung zu leisten. Die Besonderheit bei der 
Bemessung liegt darin, dass beim Kantonsmittel der relativen Steuerkraft 
die Werte der Stadt Zürich nicht berücksichtigt werden. Die Abschöp-
fung der Stadt Zürich wird mit dem Zentrumslastenausgleich der Stadt 
Zürich verrechnet. Die Schulgemeinden beteiligen sich anteilsmässig an 
der Ressourcenabschöpfung.

3.2.5.4			B   emessung
Die Höhe der Ressourcenabschöpfung hängt vom Unterschied zwischen 
der relativen Steuerkraft der Gemeinde und der Abschöpfungsgrenze ab 
und ist proportional zur Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner, zum Ab-
schöpfungssatz von 70 % sowie zum Steuerfussindex (§ 15 Abs. 1 FAG). 
Massgebend ist die Formel 3:

Gemeinden
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Abbildung 31:
Funktionsweise der  
Ressourcenabschöpfungen
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Die Ressourcenabschöpfung A bei einer politischen Gemeinde i beträgt 
im Ausgleichsjahr t:

Legende

Ei;t-2				   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im 		
						     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

SKRi;t-2			   Relative Steuerkraft der ausgleichspflichtigen politischen Gemeinde i im 		
						     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und g FAG)

SKRKM;t-2			  Kantonsmittel der relativen Steuerkraft im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b und h FAG)

GSFKM;t-2			  Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Bemessungsjahr t-2  
						     (§ 8 lit. b, d und i FAG)

GSFKM;-2			   Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im zweiten der Inkraftsetzung dieses 		
						     Gesetzes vorangehenden Jahr (§ 8 lit. d und i FAG)

Der Abschöpfungssatz von 70 % wirkt wie eine implizite Steuerfuss-
untergrenze. Wenn eine Gemeinde im Abschöpfungsbereich einen tie-
feren Steuerfuss erhebt, dann muss sie für jeden zusätzlichen Franken 
an Steuerkraft mehr an Ressourcenabschöpfung abliefern als sie selber 
an Steuern einnimmt. Setzt beispielsweise eine Gemeinde ihren Steuer-
fuss auf 65 % fest, dann nimmt sie pro zusätzlichem Franken Steuerkraft  
65 Rappen an Steuern ein. Die Ressourcenabschöpfung pro Franken 
über der Abschöpfungsgrenze beträgt bei einem Abschöpfungssatz von 
70 % 70 Rappen. Folglich nimmt die Gemeinde für einen Franken zu-
sätzliche Steuerkraft 65 Rappen ein, muss aber 70 Rappen Abschöp-
fung leisten. Sie erleidet also auf jeden Franken Steuerkraft über der 
Abschöpfungsgrenze 5 Rappen Verlust. Steuerfüsse unter 70 % lohnen 
sich deshalb finanziell nicht. Diese implizite Begrenzung der Steuerfüs-
se nach unten ist notwendig, um den räumlichen Konzentrationsprozess 
von reichen und armen Gemeinden zu begrenzen und um die finanziellen 
Unterschiede ausreichend zu kompensieren.

Bei der Ressourcenabschöpfung wird der Steuerfussindex als Faktor 
mitberücksichtigt. Der Steuerfussindex ist das Kantonsmittel der Ge-
samtsteuerfüsse der Gemeinden im Bemessungsjahr geteilt durch den-
selben Wert aus dem Jahr 2010. Mit der Berücksichtigung des Steuer-
fussindexes wird sichergestellt, dass die Ressourcenabschöpfungen auf 
Veränderungen in der Aufgabenverteilung reagieren. Werden Aufgaben 
vom Kanton auf die Gemeinden verlagert, steigen die Gemeindesteu-
erfüsse. Durch den höheren Steuerfuss wird die Steuerkraft vermehrt 
ausgeschöpft, wodurch die finanziellen Unterschiede zwischen den Ge-
meinden in absoluten Frankenbeträgen zunehmen. Durch die höheren 
Steuerfüsse steigt aber auch das Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse 
und somit der Steuerfussindex. Somit passen sich die Ressourcenab-
schöpfungen den gestiegenen finanziellen Unterschieden an.

Formel 3:
Ressourcenabschöpfung 

bei politischen Gemeinden 
(§§ 14–16 FAG)

Ai;t = (SKRi;t-2 – SKRKM;t-2 × 110%) × 70% × Ei;t-2 × (GSFKM;t-2 / GSFKM;-2)
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3  Instrumente des Finanzausgleichs

Der Anteil der Schulgemeinden wird nach dem Verhältnis des Steuerfus-
ses der Schulgemeinde zum Gesamtsteuerfuss der Gemeinde bemes-
sen. Umfasst eine Schulgemeinde nicht das ganze Gebiet der politischen 
Gemeinde, wird zusätzlich das Verhältnis der absoluten Steuerkraft der 
Schulgemeinde auf dem Gebiet der politischen Gemeinde zur absoluten 
Steuerkraft der politischen Gemeinde berücksichtigt. Massgebend ist 
die Formel 4:

Der Anteil einer Schulgemeinde u an der Ressourcenabschöpfung A einer 
politischen Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

Au;t = Ai;t × (SFu;t-2 / GSFi;t-2 ) × (SKAu;t-2 / SKAi;t-2)

 

Legende

Ai;t				    Ressourcenabschöpfung bei der politischen Gemeinde i im Ausgleichsjahr t 	
					     (§ 8 lit. a FAG)

GSFi;t-2			   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
					     (§ 8 lit. b und c FAG)

SFu;t-2			   Steuerfuss der Schulgemeinde u im Bemessungsjahr t-2  
					     (§ 8 lit. b FAG)

SKAi;t-2			   Absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
					     (§ 8 lit. b und f FAG)

SKAu;t-2			   Absolute Steuerkraft der Schulgemeinde u auf dem Gebiet der politischen 		
					     Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und f FAG)

Abbildung 32:
Berechnungsbeispiel  
Ressourcenabschöpfung 
(Horgen)

Formel 4: 
Anteil von Schulgemeinden 
an der Ressourcenab-
schöpfung (§ 14 Abs. 2 
und § 15 Abs. 2 FAG)

Berechnungsbeispiel Ressourcenabschöpfung

Relative Steuerkraft der politischen Gemeinde im Bemessungsjahr 
2012

4940 Fr.

Kantonsmittel der relativen Steuerkraft im Bemessungsjahr 2012 
(ohne Stadt Zürich)

3503 Fr.

Abschöpfungsgrenze 110 % x 3503 Fr. = 3853 Fr.

Überhang über Abschöpfungsgrenze 4940 Fr. - 3853 Fr. = 1087 Fr.

Einfache relative Abschöpfung 70 % x 1087 Fr. = 761 Fr.

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde 
am 31.12. des Bemessungsjahres 2012

19 252 EW

Einfache absolute Abschöpfung 761 Fr. x 19 252 = 14 644 804 Fr.

Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Bemessungsjahr 2012  99.14 %

Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Jahr vor Inkraftsetzung  
des Gesetzes

100.87 %

Steuerfussindex 99.14 % / 100.87 % = 0.9828

Ressourcenabschöpfung bei der politischen Gemeinde 
im Ausgleichsjahr 2014

14 644 804 Fr. x 0.9828 = 14 393 634 Fr.
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3.2.6		  Wirkung und Kosten
Durch den Ressourcenausgleich verkleinert sich die Bandbreite der 
Steuerfüsse auf 70 % bis 350 % (Abbildung 33). Die verbleibende Steu-
erfussdisparität beträgt somit 280 %.

Im Jahr 2014 wurden 610 Mio. Franken an Ressourcenzuschüssen aus-
bezahlt. Die ressourcenstarken Gemeinden mussten insgesamt 671 Mio. 
Franken an Abschöpfungen an den Kantonshaushalt abliefern. Der Um-
fang der Abschöpfungen bei den finanzstarken Gemeinden ohne die 
Stadt Zürich beträgt rund 400 Mio. Franken. Die neuesten Zahlen sind 
auf www.finanzausgleich.zh.ch zu finden.

Abbildung 33:
Steuerfüsse ohne und 

mit Ressourcenausgleich 
(2012)
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3.3.1			A   usgangslage
Der Anteil der Kinder und Jugendlichen unter 20 Jahren an der gesamten 
Bevölkerung unterscheidet sich zwischen den Gemeinden zum Teil deut-
lich (Abbildung 34). In der Stadt Zürich betrug der Anteil der Kinder und 
Jugendlichen an der gesamten Bevölkerung im Jahr 2012 unter 16,3 %. 
Der höchste Wert wurde für Hofstetten mit 27,7 % ermittelt.

Für die Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen erbringen die Gemein-
den Leistungen im Vorschulalter, im Rahmen der Volksschule und des 10. 
Schuljahrs sowie im Bereich Jugendhilfe. Für sie wird ein grosser Teil des 
Gemeindebudgets beansprucht. Kleine Gemeinden wenden zum Teil bis 
zur Hälfte ihres Budgets im Bereich der Bildung auf. Dieser Aufgabenbe-
reich ist somit relevant für die gesamte Steuerbelastung einer Gemeinde. 
Zwischen den Gemeinden bestehen Unterschiede, die auf die Belastung 
der Steuerzahlenden durch einen unterschiedlichen Anteil der Kinder 
und Jugendlichen zurückgeht. 

Demografischer 
Sonderlasten-
ausgleich

3.3

Abbildung 34:
Anteil Kinder und Jugend-
liche an der gesamten 
Bevölkerung (2012)
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3.3.2			   Zweck
Der demografische Sonderlastenausgleich deckt exogen bedingten Mehr- 
aufwand als Folge eines hohen Anteils der Kinder und Jugendlichen an 
der Einwohnerschaft ab.

3.3.3			   Funktionsweise
Mit dem demografischen Sonderlastenausgleich wird eine Sonderlast 
ausgeglichen, wenn der Anteil der Kinder und Jugendlichen einer Ge-
meinde das 1,1-Fache des kantonalen Durchschnitts (ohne Stadt Zü-
rich) übersteigt (Abbildung 35). Für jede zusätzliche Person über diesem 
Grenzwert gewährt der Kanton der politischen Gemeinde eine Pauschale 
von Fr. 12 000 (§ 19 Abs. 1 FAG). Der Betrag wird jährlich der Teuerung 
angepasst.

3.3.4			B   erechtigung
Anspruchsberechtigt sind politische Gemeinden, in denen der Anteil der 
Einwohnerinnen und Einwohner unter 20 Jahren an der Gesamtzahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde das Kantonsmittel um 
das 1,1-Fache übersteigt (Anspruchsgrenze). Die Werte der Stadt Zürich 
werden nicht berücksichtigt.

Keinen Anspruch hat eine politische Gemeinde, deren Gesamtsteuerfuss 
tiefer als das 0,75-Fache des Kantonsmittels der Gesamtsteuerfüsse ist, 
auch wenn sie die Voraussetzungen hinsichtlich der definierten Sonder-
belastung erfüllen würde. Die Gemeinde muss also aufgrund ihrer ge-
samten Finanzlage auch auf die entsprechenden Mittel angewiesen sein.

Schulgemeinden haben gegenüber den politischen Gemeinden Anspruch 
auf Beteiligung an den Ausgleichszahlungen.

Abbildung 35:
Funktionsweise des  

demografischen Sonder-
lastenausgleichs

Gemeinden

110 % x Kantonsmittel = Grenzwert
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3.3.5			B   emessung
Für jede Person unter 20 Jahren, die sich über der Anspruchsgrenze 
befindet, wird ein pauschaler Beitrag ausgerichtet. Die Pauschale von 
Fr. 12 000 wird jährlich der Teuerung angepasst. Die Bemessungsgrund-
lage für die jährliche Indexierung ergibt sich aus § 7 FAG. Bemessungs-
jahr ist das zweite dem Ausgleichsjahr vorangehende Kalenderjahr (§ 19 
Abs. 5 FAG).  

Die indexierte Pauschale von Fr. 12 000 (§ 19 Abs. 1 FAG) entspricht etwa 
den durchschnittlichen Kosten, die im Kanton Zürich für eine Person un-
ter 20 Jahren anfallen. Sie deckt grundsätzlich die besonderen Belastun-
gen in folgenden Aufgaben der funktionalen Gliederung:

–			  Bildung, ohne «Bildungswesen Übriges»
– 		 Schulgesundheitsdienst
– 		 Jugend, Kinder- und Jugendheime, Kinderkrippen

Die Quote der Personen unter 20 Jahren, das heisst die Anzahl Per-
sonen unter 20 Jahren geteilt durch die Zahl aller Einwohnerinnen und 
Einwohner der politischen Gemeinde, ist die Kennzahl, die für die Son-
derlasten in diesem Aufgabenbereich gewählt wurde. Um Verzerrungen 
zu vermeiden, wird das Kantonsmittel ohne die Werte der Stadt Zürich 
berechnet. Massgebend ist die Formel 5a:
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Der volle Beitrag Bv des demografischen Sonderlastenausgleichs an eine 
politische Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

Legende

Bi;t	 				    Voller Beitrag an die politische Gemeinde i für den demografischen Sonder- 
							     lastenausgleich im Ausgleichsjahr t (§ 8 lit. a FAG)

Ei;t-2				   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im  
							     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

EK;t-2				   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons ohne Stadt Zürich im 		
							     Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

GSFi,t-2			   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
							     (§ 8 lit. b und c FAG)

GSFKM,t-2			  Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Bemessungsjahr t-2  
							     (§ 8 lit. b und d FAG)

It-2						    Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise am Ende des  
							     Bemessungsjahres t-2 (§ 8 lit. b und § 7 FAG)

I-2							    Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise am Ende des zweiten  
							     Jahres vor Inkraftsetzung dieses Gesetzes (§ 7 FAG)

PP0	 			   Pauschale pro Einwohnerin oder Einwohner unter 20 Jahren im Jahr der 		
							     Inkraftsetzung dieses Gesetzes (§ 19 Abs. 1 FAG)

P-20i;t-2	 		  Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner (Personen) unter 20 Jahren der  
							     politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

P-20K;t-2			   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner (Personen) unter 20 Jahren des  
							     Kantons ohne Stadt Zürich im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

Su;t-2				   Zahl der Schülerinnen und Schüler der Schulgemeinde im Schuljahr, das im 		
							     Bemessungsjahr t-2 beginnt (§ 8 lit. b FAG)

Sonderlasten gehen tendenziell einher mit einer hohen Steuerbelastung. 
Kann eine Gemeinde trotz Sonderlasten einen relativ tiefen Steuerfuss 
erheben, weist sie in anderen Aufgabenbereichen günstige Bedingun-
gen, sogenannte Minderlasten, auf. Bei der Bemessung der Beiträge 
werden die Sonderlasten nicht mit den Minderlasten zur Nettosonderlast 
verrechnet. Gemeinden mit Minderlasten kann jedoch zugemutet wer-
den, dass sie einen Teil ihrer Sonderlasten selber finanzieren. Entspre-
chend wird der Beitrag bei einem tiefen Steuerfuss gekürzt.

Politische Gemeinden mit einem Gesamtsteuerfuss kleiner als das 
1,3-Fache, aber grösser als das 0,75-Fache des Kantonsmittels erhalten 
einen linear gekürzten Beitrag gemäss Formel 5b:

Der gekürzte Beitrag Bg des demografischen Sonderlastenausgleichs an 
eine politische Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

 

Vgl. für Legende  
Formel 5a

Formel 5a: 
Voller Beitrag des  

demografischen  
Sonderlastenausgleichs 

(§§ 17–19 FAG)

Formel 5b:
Gekürzter Beitrag des  

demografischen  
Sonderlastenausgleichs  

(§ 19 Abs. 3 FAG)

Bvi;t = [(P-20i;t-2 / Ei;t-2) – (P-20K;t-2 / EK;t-2) × 110%] × Ei;t-2 × PP0 × (It-2 / I-2)

Bgi;t = Bvi;t – Bvi;t × (GSFKM,t-2 × 1,3 – GSFi,t-2) / (GSFKM,t-2 × 0,55)
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Abbildung 36:	
Berechnungsbeispiel 
demografischer 
Sonderlastenausgleichs-
beitrag (Fischenthal)

Berechnungsbeispiel demografischer Sonderlastenausgleichsbeitrag

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner unter 20 Jahren am 31.12.2012 596 EW 

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner am 31.12.2012 2330 EW 

Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner unter 20 Jahren 
am 31.12.2012

596 / 2330 = 25.579 %

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner unter 20 Jahren des Kantons 
(ohne Stadt Zürich) am 31.12.2012

213 000 EW 

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons 
(ohne Stadt Zürich) am 31.12.2012

1 026 168 EW 

Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner unter 20 Jahren an der  
Gesamtbevölkerung des Kantons am 31.12.2012

213 004 / 1 026 168 = 20.757 %

Anspruchsgrenze 1.1 x 20.757 % = 22.833 %

Überhang über Anspruchsgrenze 25.579 % - 22.833 % = 2.746 %

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner am 31.12. des Bemessungsjahres 2330 EW 

Anzahl ausgleichsberechtigter Personen 2.746 % x 2330 = 63.992 EW 

Teuerungsindexierte Personenpauschale 12 000 Fr. x 103.0 / 104.2 = 11 862 Fr. 

Voller Beitrag für den demografischen Sonderlastenausgleich 
im Jahr 2012

11 862 Fr. x 63.992 = 759 064 Fr. 

Kürzung des demografischen Sonderlastenausgleichs 
(§ 18 Abs. 2, § 19 Abs. 3 nFAG)

Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Bemessungsjahr 2012 99.14 %

Gesamtsteuerfuss im Bemessungsjahr 2012 122.00 %

Anteil der Kürzung (99.14 % x 1.3 - 122 %) / 
(99.14 % x 55 %) = 12.62 %

Kürzungsbetrag 12.62 % x 759 064 Fr. = 95 803 Fr. 

Gekürzter Beitrag für den demografischen Sonderlastenausgleich 
im Jahr 2014

750 064 Fr. - 95 803 Fr. = 663 261 Fr. 
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Die politische Gemeinde beteiligt die Schulgemeinden am demografi-
schen Sonderlastenausgleich gemäss dem Verhältnis der Zahl der Schü-
lerinnen und Schüler der Schulgemeinde zur Zahl der Personen unter 20 
Jahren der politischen Gemeinde. Massgebend ist die Formel 5c:

Der Anteil der Schulgemeinde BAu am Beitrag des demografischen Son-
derlastenausgleichs an die politische Gemeinde i beträgt im Ausgleichs-
jahr t:

BAu;t = Bi;t × (Su;t-2 / P-20i;t-2)
 

Vgl. für Legende  
Formel 5a

§ 21 FAV Zahl der Schülerinnen und Schüler
1	Massgebend für die Zahl der Schülerinnen und Schüler einer Schulge- 
	 meinde gemäss § 19 Abs. 4 FAG ist das Schuljahr, das im Bemes- 
	 sungsjahr beginnt.
2	 Umfasst eine Schulgemeinde mehrere politische Gemeinden, wird die  
	 Zahl der Schülerinnen und Schüler nach dem Wohnsitz in den einzel- 
	 nen politischen Gemeinden bestimmt.
3	Für den Anteil der Schulgemeinden in Formel 5c im Anhang 1 zum Fi- 
	 nanzausgleichsgesetz sind nur die Schülerinnen und Schüler mit  
	 Wohnsitz in der politischen Gemeinde zu berücksichtigen. Anspruchs- 
	 berechtigt sind die Schulgemeinden auf dem Gebiet der politischen  
	 Gemeinde.

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler (S) wird nach dem Schuljahr be-
messen, das im Bemessungsjahr (t-2) beginnt. Die Daten richten sich 
nach den Erhebungen der Bildungsstatistik (BISTA) der Bildungsdirek-
tion. Die öffentliche Volksschule besteht aus der Kindergartenstufe, der 
Primarstufe und der Sekundarstufe (§ 4 VSG). Zu den Schülerinnen und 
Schülern der öffentlichen Volksschule gehören gemäss VSG auch die 
Sonderschülerinnen und Sonderschüler.

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler wird durch die Bildungsstatis-
tik mit einem dezentralen Meldesystem erhoben. Dabei sind Schulver-
waltungen, Schulsekretariate oder Lehrpersonen für die Meldungen der 
Schülerzahlen verantwortlich. Entsprechend sind diese Daten von statis-
tischer Qualität. Das heisst, die Zahlen erlauben in der Tendenz richtige 
Aussagen, können aber einzelne fehlerhafte Werte enthalten. Aus diesem 
Grund werden die Daten nicht verfügt, sondern auf der Basis der Bil-
dungsstatistik wird den Gemeinden ein Vorschlag unterbreitet. Es steht 
den politischen Gemeinden und den Schulgemeinden frei, sich einver-
nehmlich auf eine andere Schülerzahl zu einigen und die entsprechenden 
Beiträge unmittelbar an die Schulgemeinde weiterzuleiten.

In diesem Zusammenhang ist auf eine Besonderheit für Schülerinnen 
und Schüler, die ein Gymnasium besuchen, hinzuweisen: Für im Kan-
ton Zürich wohnhafte Schülerinnen und Schüler, die die 1. und 2. Klasse 
einer kantonalen Mittelschule im Anschluss an die 6. Klasse der Primar-

Formel 5c: 
Anteil der Schulgemeinden 

am demografischen  
Sonderlastenausgleich 

(§ 19 Abs. 4 FAG)
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schule absolvieren, leisten die zuständigen Gemeinden einen Beitrag an 
die Ausbildungskosten. Der Beitrag ist für die Schülerinnen und Schüler 
geschuldet, deren Zahl 5 % der Gesamtzahl der in einer Gemeinde wohn-
haften Schülerinnen und Schüler des 7. und 8. Schuljahrs übersteigt.  
In der Zahl der Schülerinnen und Schüler gemäss § 19 Abs. 4 FAG  
(Su;t-2; Formel 5c) ist die Zahl derjenigen Schülerinnen und Schüler nicht 
enthalten, die die 1. und 2. Klasse einer kantonalen Mittelschule im An-
schluss an die 6. Klasse der Primarschule absolvieren. Dies bedeutet im 
Ergebnis, dass der Beitrag für die Mittelschule bei der politischen Ge-
meinde bleibt.

Schulgemeinden können sich ganz oder teilweise über das Gebiet meh-
rerer politischer Gemeinden erstrecken. Im Finanzausgleich massgebend 
ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die Wohnsitz in den politischen 
Gemeinden haben, auf die sich das Gebiet der Schulgemeinde erstreckt.

3.3.6			   Wirkung und Kosten
Mit dem demografischen Sonderlastenausgleich werden rund 50 Ge-
meinden mit einem hohen Anteil an Kindern und Jugendlichen gezielt 
entlastet. Dies erlaubt den Gemeinden mit hohen Belastungen in diesem 
Bereich, die Steuerfüsse etwas zu senken (Abbildung 37).

Im Jahr 2012 wurden 12,0 Mio. Franken an demografischen Sonder-
lastenausgleichsbeiträgen ausbezahlt. Im Jahr 2013 sind es 11,5 Mio. 
Franken. Diese rücklaufige Entwicklung folgt einem Trend, der schon seit 
einigen Jahren zu beobachten ist. Auf der einen Seite sinkt der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen in den ehemals ländlichen Gebieten des 
Kantons durch die zunehmende Urbanisierung. Auf der anderen Seite 
führt die Verjüngung um das Seebecken zu einem Anstieg des Anteils 
an Kindern und Jugendlichen in diesen Bezirken. Insgesamt nehmen die 
Unterschiede im Anteil an Kindern und Jugendlichen im ganzen Kanton 
immer weiter ab. Dies zeigt sich im Volumen des demografischen Son-
derlastenausgleichs, das immer weiter zurückgeht. Die neuesten Zahlen 
sind auf www.finanzausgleich.zh.ch zu finden.

Abbildung 37: 
Steuerfüsse ohne und  

mit demografischem  
Sonderlastenausgleich 

(2012)
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3.4.1			A   usgangslage
In der Vernehmlassung zum Finanzausgleichsgesetz war das Instrument 
des geografisch-topografischen Sonderlastenausgleichs nicht vorge-
sehen. Modellrechnungen aber zeigten, dass in den Randregionen des 
Kantons einzelne Gemeinden hohe Steuerfüsse erheben müssen. Aus 
den Antworten zur Vernehmlassung wurde schliesslich ersichtlich, dass 
ein Instrument zur Verminderung von Belastungen der Siedlungsstruktur 
und der topografischen Verhältnisse einem grossen Bedürfnis entspricht. 
Mit dem geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich sollen ge-
zielt die Gemeinden in den Randregionen des Kantons entlastet werden.

Aufgrund der Rückmeldungen im Rahmen der Vernehmlassung und der 
Anregungen des Gemeindepräsidentenverbandes wurde deshalb der 
geografisch-topografische Lastenausgleich geschaffen. Die zugrunde 

Geografisch-
topografischer 
Sonderlasten-
ausgleich
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liegenden Abklärungen lehnen sich unter anderem an die Erwägungen 
bei der Ausgestaltung des Finanzausgleichs des Bundes an. Dessen 
Kriterien liessen sich jedoch nicht ohne Anpassungen an die Verhältnis-
se des Kantons Zürich übertragen. So musste beispielsweise der Anteil 
Wohnbevölkerung über 800 Höhenmeter als Kriterium fallen gelassen 
werden, weil diese Höhenlage im Kanton Zürich nur in einzelnen Ge-
meinden besiedelt ist. Um zu bestimmen, welche Faktoren auch für den 
Kanton Zürich brauchbar sind, musste eine eingehendere Analyse vor-
genommen werden.

Statistische Untersuchungen identifizierten die Bevölkerungsdichte und 
den Anteil an steiler Fläche als aussagekräftige Grössen zur Erklärung 
der Pro-Kopf-Ausgaben. Verschiedene Modellrechnungen ergaben Hin- 
weise, wie dieses Instrument ausgestaltet werden könnte, um die ge-
wünschte Entlastungswirkung zu erreichen. Dabei wurde auch festge-
stellt, dass nur dann eine gezielte Entlastung erreicht wird, wenn die An-
spruchsberechtigung an gewisse Schwellenwerte geknüpft wird.

3.4.2			   Zweck
Der geografisch-topografische Sonderlastenausgleich gleicht die beson-
deren Lasten einer politischen Gemeinde infolge ihrer geringen Bevölke-
rungsdichte und ihrer schwierigen topografischen Verhältnisse aus. 

3.4.3			   Funktionsweise
Geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich erhalten Gemein-
den, die entweder eine tiefe Bevölkerungsdichte oder einen hohen Anteil 
steiler Fläche aufweisen (Abbildung 38). Die Beiträge werden anhand ei-
ner Formel bemessen: Je tiefer die Bevölkerungsdichte und je höher der 
Anteil steiler Gemeindefläche an der gesamten Fläche, desto höher ist 
der Beitrag pro Kopf der Bevölkerung.
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3.4.4			B   erechtigung
Anspruchsberechtigt am geografisch-topografischen Sonderlastenaus-
gleich sind politische Gemeinden, deren Bevölkerungsdichte weniger 
als 150 Personen pro Quadratkilometer beträgt oder bei denen mehr als 
15 % des Gemeindegebiets eine Hangneigung von über 35 % aufweisen 
(Steigungsindex). Wenn mindestens eines der beiden Kriterien erfüllt ist, 
dann besteht ein Anspruch auf einen Beitrag.

Keinen Anspruch hat eine politische Gemeinde, deren Gesamtsteuerfuss 
tiefer als das 0,75-Fache des Kantonsmittels der Gesamtsteuerfüsse ist, 
auch wenn sie die Voraussetzungen hinsichtlich der definierten Sonder-
belastung erfüllen würde. Eine Gemeinde muss also aufgrund ihrer ge-
samten Finanzlage auf die Ausgleichsmittel angewiesen sein.

3.4.5			B   emessung
Die Beitragshöhe ist direkt proportional zum Steigungsindex und 
zur Einwohnerzahl der Gemeinde und umgekehrt proportional zu ihrer 
Bevölkerungsdichte. Der Beitrag wird jährlich der Teuerung angepasst  
(§ 7 FAG). Bemessungsjahr ist das zweite dem Ausgleichsjahr vorange-
hende Kalenderjahr.

Der jährlich indexierte Beitrag wird gemäss Formeln 6a (voller Beitrag) 
und 6b (gekürzter Beitrag) bemessen. Dabei wurden zielgerichtet die 
Faktoren 400 und 15 mit der Bevölkerungsdichte, dem Steigungsindex 
und der Einwohnerzahl kombiniert.

Analog zum demografischen Sonderlastenausgleich besteht ein An-
spruch auf den vollen Beitrag nur, wenn der Gesamtsteuerfuss der Ge-
meinde grösser ist als das 1,3-Fache (130 %) des Kantonsmittels der Ge-
samtsteuerfüsse. Der volle Beitrag lässt sich der Formel 6a entnehmen:

Abbildung 38: 
Schematische Darstellung 

des geografisch- 
topografischen  

Sonderlastenausgleichs

Dichte Besiedelung Flache topografische Verhältnisse

Schwierige topografische VerhältnisseDünne Besiedelung
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Der volle Beitrag Bv des geografisch-topografischen Sonderlastenaus-
gleichs einer politischen Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

Legende

Bvi;t					     Voller Beitrag des geografisch-topografischen Sonderlastenausgleichs an 		
							      die politische Gemeinde i im Ausgleichsjahr t (§ 8 lit. a FAG)

Di;t-2					    Bevölkerungsdichte der politischen Gemeinde i in Einwohnerinnen und 	  
							      Einwohnern pro km2 (Quadratkilometer) im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b FAG)

Ei;t-2					    Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im 		
							      Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b und e FAG)

GSFi,t-2			   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
							      (§ 8 lit. b und c FAG)

GSFKM,t-2			  Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse im Bemessungsjahr t-2  
							      (§ 8 lit. b und d FAG)

It-2						     Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise am Ende des  
							      Bemessungsjahres t-2 (§ 8 lit. b und § 7 FAG)

I-2							     Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise am Ende des zweiten 		
							      Jahres vor Inkraftsetzung dieses Gesetzes (§ 7 FAG)

Si;t-2					    Anteil des Gebiets der politischen Gemeinde i mit einer Hangneigung über  
							      35% (Steigungsindex)

Politische Gemeinden mit einem Gesamtsteuerfuss kleiner als das 
1,3-Fache, aber grösser als das 0,75-Fache des Kantonsmittels erhalten 
einen linear gekürzten Beitrag gemäss der Formel 6b.

Der gekürzte geografisch-topografische Sonderlastenausgleich Bg einer 
politischen Gemeinde i beträgt im Ausgleichsjahr t:

vgl. für Legende  
Formel 6a

Formel 6a: 
Voller Beitrag des geogra-
fisch-topografischen  
Sonderlastenausgleichs 
(§§ 20–22 FAV)

Formel 6b: 
Gekürzter Beitrag des  
geografisch-topografi-
schen Sonderlastenaus-
gleichs (§ 22 Abs. 3 FAG)

Bvi;t = (400 - Di;t-2 + 15 × Si;t-2 × 100) × Ei;t-2 × (It-2 / I-2)

Bgi;t = Bvi;t - Bvi;t × (GSFKM,t-2 × 1,3 - GSFi,t-2) / (GSFKM,t-2 × 0,55)
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§ 24 FAV Bevölkerungsdichte
1		Als Bevölkerungsdichte gemäss § 21 Abs. 1 lit. a FAG gilt die Zahl  
		 der Einwohnerinnen und Einwohner pro Quadratkilometer Produk- 
		 tivfläche der politischen Gemeinde gemäss der Arealstatistik des  
		 Bundesamtes für Statistik (BFS) am Ende des Bemessungsjahres.
2		Die Produktivfläche entspricht dem Gebiet der politischen Gemein- 
		 de in Quadratkilometern (Gemeindegebiet) abzüglich der Fläche für  
		 stehende und fliessende Gewässer und der weiteren unproduktiven  
		 Fläche gemäss Arealstatistik des BFS.

Bevölkerungsdichte	

Di;t-2 = Ei;t–2 / APi;t-2
 

 

Legende

APi;t-2				    Produktivfläche der politischen Gemeinde i in Quadratkilometer am Ende 		
							      des Bemessungsjahres t-2 (§ 24 Abs. 2 FAV)

Di;t-2					    Bevölkerungsdichte der politischen Gemeinde i in Einwohnerinnen und 		
							      Einwohnern pro km2 (Quadratkilometer) im Bemessungsjahr t-2 (§ 8 lit. b FAG)

Ei;t-2					    Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im  
							      Bemessungsjahr t-2 (§ 1 FAV)

Abbildung 39:
Berechnungsbeispiel 

geografisch-topografischer 
Sonderlastenausgleichs-

beitrag (Fischenthal)

Formel 12:  
Bevölkerungsdichte  

(§ 24 FAV)

Berechnungsbeispiel geografisch-topografischer Sonderlastenausgleichsbeitrag 

Bevölkerungsdichte am 31.12.2012 (Anspruch wenn <150 EW / km2) 78.29 EW / km2

Anteil des Gebietes mit einer Hangneigung über 35 % 
(Anspruch wenn >15 %)

63.91 %

Voller Beitrag pro Einwohnerin und Einwohner 
(ohne Teuerungsindexierung)

400 - 78.29 + 15 x 63.91 % x 100 = 1280 Fr. 

Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner am 31.12. 2012 2330 EW

Voller Beitrag (ohne Teuerungsindexierung) 1 280.36 Fr. x 2330 = 2 983 239 Fr. 

Stand des Landesindex der Konsumentenpreise 31.12. 2012 103.0 Punkte

Stand des Landesindex der Konsumentenpreise am Ende des  
zweiten Jahres vor Inkrafttreten des Gesetzes

104.2 Punkte

Teuerungsindex 103.0 / 104.2 = 0.9885

Voller Beitrag für den geografisch-topografischen  
Sonderlastenausgleich im Jahr 2012 

2 983 239 Fr. x 0.9885 = 2 948 883 Fr. 

Kürzung des geografisch-topografischen Sonderlastenausgleichs 
(§ 21 Abs. 2, § 22 Abs. 3 FAG)

Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse 2012 99.14 %

Gesamtsteuerfuss im Bemessungsjahr 2012 122.00 %

Anteil der Kürzung (99.14 % x 1.3 - 122 %) /  
(99.14 % x 55 %) = 12.6 %

Kürzungsbetrag 24.3% x 2 618 648 Fr. = 372 187 Fr. 

Gekürzter Beitrag für den geografisch-topografischen  
Sonderlastenausgleich im Jahr 2014 

2 983 239 Fr.  - 372 187 Fr. = 2 576 696 Fr. 
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Die Formel 12 konkretisiert die Formel 6a bezüglich der Bevölkerungs-
dichte (D). Nach Formel 6a bemisst sich die Bevölkerungsdichte der po-
litischen Gemeinde (D) in Einwohnerinnen und Einwohnern pro Quadrat-
kilometer im Bemessungsjahr (t-2). Die massgebenden Angaben richten 
sich nach der Arealstatistik des Bundesamtes für Statistik (BFS). Nach 
den für die Vorlage angestellten Berechnungen wird die Produktivfläche 
der politischen Gemeinde verwendet, da nur auf diesem Gebiet besonde-
re Lasten im Zusammenhang mit der Siedlungsstruktur auftreten.

Die Arealstatistik erhebt in der Abfolge von zwölf Jahren Informationen 
zur Bodennutzung und Bodenbedeckung der Schweiz auf der Grundlage 
von Luftbildern des Bundesamtes für Landestopografie swisstopo. Die 
gesetzlichen Grundlagen beruhen auf Bundesrecht.2 Die in der Arealsta-
tistik erfassten Informationen zur Bodennutzung und -bedeckung sind in 
vier Hauptbereiche aufgeteilt: Siedlungsflächen, Landwirtschaftsflächen, 
bestockte und unproduktive Flächen. Die Produktivfläche entspricht 
dabei dem Gemeindegebiet bzw. der Gesamtfläche der politischen Ge-
meinde abzüglich der Fläche der stehenden und fliessenden Gewäs-
ser und der übrigen unproduktiven Fläche. Es sind dies also diejenigen 
Flächen, die im Gegensatz zu den drei anderen, produktiven Hauptbe-
reichen weder besiedelt noch bewirtschaftet noch bewaldet sind. Die 
Arealstatistik bezeichnet im Mittelland vor allem die Gewässer als unpro-
duktive Flächen.

Die Zuständigkeit für die Ermittlung des Einwohnerbestandes liegt beim 
Statistischen Amt des Kantons Zürich (STAZ).

Die schwierigen topografischen Verhältnisse werden durch den Anteil 
steiler Fläche erfasst. Entsprechend wird der Beitrag an die schwierigen 
topografischen Verhältnisse höher, je grösser der Anteil steiler Fläche ist.

§ 25 FAV: Steigungsindex
1		Als Steigungsindex gemäss § 21 Abs. 1 lit. b FAG gilt der Quotient  
		 zwischen dem Anteil des Gemeindegebiets mit einer Hangneigung  
		 über 35% (Neigungsgebiet) und dem gesamten Gemeindegebiet  
		 ohne Seeflächen.
2		Das Neigungsgebiet berechnet sich gemäss Höhenmodell «DHM25»  
		 des Bundesamtes für Landestopografie swisstopo unter Anwen- 
		 dung des geglätteten 25-Meter-Rasters.

Abs. 1, Steigungsindex: Der geografisch-topografische Sonderlas-
tenausgleich trägt den hohen Aufwendungen der Gemeinden Rechnung, 
die als Folge schwieriger topografischer Verhältnisse auftreten. Je grös-
ser in einer Gemeinde der Anteil an steilem Gelände ist, desto höher ist 
der Gesamtaufwand pro Einwohnerin und Einwohner in den Aufgaben-
bereichen einer Gemeinde, in denen sich die Steilheit des Geländes aus-
wirkt. Die Flächen der stehenden Gewässer (Seeflächen) werden dabei 
nicht berücksichtigt.

2 Vgl. Verordnung vom  
30. Juni 1993 über die 
Durchführung von statis-
tischen Erhebungen des 
Bundes (SR 431.012.1). 
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Abs. 2, Neigungsgebiet: Als Datenquelle für die Bestimmung des An-
teils der Gemeindefläche mit einer Hangneigung von über 35 % dient das 
digitale Höhenmodell «DHM25» von swisstopo (geglätteter 25-Meter-
Raster). Es handelt sich dabei um einen Raster von Zellen mit Maschen-
weite von 25 Metern. Die Höhenwerte wurden aus der Höheninformation 
der Landeskarte 1:25 000 (Höhenkurven und Höhenkoten) abgeleitet 
(Nachführungsstand 1982–1990). Die alternativen Datenquellen GIS-ZH-
«DTM-AV» mit 2-Meter-Raster, «DHM5» mit 5-Meter-Raster und «Rimini» 
mit 1-km-Raster sind für den vorliegenden Zweck zu fein bzw. zu grob.

Der Original-25-Meter-Raster wird für den vorliegenden Zweck jedoch 
als zu fein erachtet. Es erfolgt eine Glättung zur sinnvollen «Vergröbe-
rung» der Betrachtung. Man betrachtet das Gelände sozusagen durch 
eine unscharfe Brille, um (zu) kleine Unregelmässigkeiten auszuschalten. 
Die Zuständigkeit für die Ermittlung des Gemeindegebiets ohne Seeflä-
chen und des Neigungsgebiets liegt beim Amt für Raumentwicklung.

Steigungsindex

Si;t-2 = (Ni,35+,t-2 / ARi;t-2)

 

Legende

ARi;t-2				    Gemeindegebiet der politischen Gemeinde i ohne Seeflächen im 25-Meter-		
							      Raster am Ende des Bemessungsjahres t-2

Ni,35+;t–2 			   Neigungsgebiet der politischen Gemeinde i im 25-Meter-Raster mit  
							      Hangneigung über 35% gemäss Höhenmodell «DHM25» des Bundesamtes  
							      für Landestopografie swisstopo unter Glättung des 25-Meter- Rasters  
							      mittels der Zuweisung des durchschnittlichen Höhenwerts aller Rasterzellen 	
							      im 50-Meter-Radius zu jeder Zelle am Ende des Bemessungsjahres t-2

Si;t–2					    Steigungsindex: Anteil des Gebiets der politischen Gemeinde i mit einer 		
							      Hangneigung über 35% im Bemessungsjahr t-2

Der Anteil steiler Fläche wird mit dem Steigungsindex ermittelt (Formel 
13). Dieser ist das Verhältnis von steiler Fläche zur gesamten Gemein-
defläche ohne Seeflächen. Seeflächen wurden ausgeschlossen, da die 
Gemeindegrenzen von Seen, die grösser als 5 km2 sind, nicht eindeutig 
festgelegt sind. So sind der Zürichsee und der Greifensee nicht den ein-
zelnen Gemeinden zugeteilt, auf den Pfäffikersee und alle weiteren Seen 
trifft das jedoch zu. Da Seeflächen nicht steil sind, würde sich nur die 
gesamte Fläche erhöhen, der Steigungsindex und die Beiträge würden 
sich entsprechend vermindern. Im Sinne einer Gleichbehandlung werden 
daher die Seeflächen ganz ausgenommen.

Für die konkrete Ausgestaltung des Instruments wurden verschiedene 
Modellrechnungen erstellt. Es wurde jene Variante gewählt, die gezielt 
eine Entlastung jener Gemeinden bringt, die hohe Belastungen in den 
Bereichen Gemeindestrassen, Gewässerverbauungen, Forst und Feuer-
wehr aufweisen und insgesamt gemäss Modellrechnungen einen hohen 
Steuerfuss erheben müssten.

Formel 13: 
Steigungsindex (§ 25 FAV)
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3.4.6			   Wirkung und Kosten
Durch den geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich kommen 
rund 50 Gemeinden, überwiegend in den Randregionen des Kantons, in 
den Genuss einer Entlastung (Abbildung 40). Die Entlastung erfolgt ten-
denziell bei Gemeinden mit einem hohen Finanzierungsbedarf. Bei vier 
Gemeinden ist der Beitrag grösser als eine Million Franken, was ihnen 
eine deutliche Senkung des Steuerfusses erlaubt.

Im Jahr 2014 wurden 21,7 Mio. Franken an geografisch-topografischen 
Sonderlastenausgleichsbeiträgen ausgerichtet. Auch 2013 bewegt sich 
das Volumen mit 23,0 Mio. Franken in derselben Grössenordnung. Mit 
fortschreitender Urbansierung der ländlichen Kantonsgegenden ist län-
gerfristig mit leicht zurückgehenden Beitragsvolumen zu rechnen. Die 
neuesten Zahlen sind auf www.finanzausgleich.zh.ch verfügbar.

Abbildung 40: 
Steuerfüsse ohne  
und mit geografisch- 
topografischem  
Sonderlastenausgleich 
(2012)
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3.5.1		A  usgangslage
Gemeinden können in verschiedenen Aufgabenbereichen besondere 
Lasten aufweisen. Denkbar sind einmalige Ereignisse (beispielsweise 
Sturm- oder Überschwemmungsschäden) oder andauernde ausser-
ordentliche Zustände (beispielsweise ein überproportionaler Anteil an 
Sozialhilfefällen). Der individuelle Sonderlastenausgleich (ISOLA) gleicht 
besondere Lasten aus, soweit sie durch die Gemeinden nicht beeinfluss-
bar sind und sie nicht durch die übrigen Sonderlastenausgleichsinstru-
mente bereits abgedeckt werden. Mit Sonderlasten sind Mehrausgaben 
gemeint, die nur bei einzelnen Gemeinden und nur in einzelnen Berei-
chen (Sonderlasten) anfallen. Die Sonderlasten werden gemäss Modell 
abgegolten, wenn der Steuerbedarf einer Gemeinde zu einem Steuerfuss 
führt, der das 1,3-Fache des kantonalen Durchschnitts (ohne Stadt Zü-
rich) übersteigt.

Die Gemeinden verfügen, wenn Vergleichswerte zur Verfügung stehen, 
über die besten Informationen zu allfälligen Sonderlasten, zu deren Höhe 
und zu den Gründen, weshalb diese von der Gemeinde nicht beeinflusst 
werden können. Der Kanton weist gegenüber den Gemeinden hier ein 
Informationsdefizit auf. Darum muss die Gemeinde ihre Sonderlasten 
nachweisen und begründen, weshalb sie diesen nicht beeinflussen kann.

3.5.2		  Zweck
Der individuelle Sonderlastenausgleich gleicht besondere Lasten einer 
politischen Gemeinde aus, die von ihr nicht beeinflusst werden können 
und die weder vom demografischen Sonderlastenausgleich noch vom 
geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich abgegolten werden.

Mit dem individuellen Sonderlastenausgleich wurde auf der Aufwandsei-
te ein Instrument geschaffen, bei dem die betroffenen Ausgabenbereiche 
nicht eingeschränkt sind. Dadurch sollen Gemeinden nachweislich nicht 
beeinflussbare Sonderlasten im Finanzausgleich geltend machen kön-
nen, sofern die Höhe ihres Steuerfusses eine gewisse Belastungsgrenze 
erreicht. Sind höhere Kosten in bestimmten Aufgabenbereichen von der 
Gemeinde beeinflussbar und könnten gesenkt werden, so werden diese 
im individuellen Sonderlastenausgleich nicht abgegolten. Der individuel-
le Sonderlastenausgleich garantiert somit keinen maximalen Steuerfuss.

Individueller 
Sonderlasten-
ausgleich

3.5
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3.5.3		  Funktionsweise
Im Gegensatz zu den bisher dargestellten Instrumenten erfolgt beim in-
dividuellen Sonderlastenausgleich – entsprechend seiner Bezeichnung 
– die Beitragsfestsetzung für eine Gemeinde individuell. Dazu legt die 
Gemeinde in einem Gesuch die Höhe ihrer individuellen Sonderlasten, 
die Notwendigkeit der Aufgabe und die fehlende Möglichkeit zur Kos-
tensenkung dar.

3.5.4		B  erechtigung
Anspruchsberechtigt sind politische Gemeinden, die im Ausgleichsjahr 
einen Gesamtsteuerfuss festsetzen müssen, der über dem Ausgleichs-
steuerfuss liegt. Der Ausgleichssteuerfuss entspricht dem 1,3-Fachen 
des Kantonsmittels der Gesamtsteuerfüsse des zweiten dem Aus-
gleichsjahr vorangehenden Kalenderjahres. Die Städte Zürich und Win-
terthur haben keinen Anspruch auf individuellen Sonderlastenausgleich.

3.5.5		B  emessung
Ausgeglichen werden die Lasten gemäss § 23 FAG, soweit sie zu Auf-
wendungen führen, die über der Ausgleichsgrenze liegen. Über der Aus-
gleichsgrenze liegt jener Teil der Aufwendungen einer Gemeinde, den sie 
mit dem Ausgleichssteuerfuss nicht decken könnte. Bemessungsjahr ist 
das Ausgleichsjahr.

Der individuelle Sonderlastenausgleich ist subsidiär, das heisst, beson-
dere Lasten, die bereits durch den demografischen oder den geogra-
fisch-topografischen Lastenausgleich abgedeckt wurden, können beim 
individuellen Sonderlastenausgleich nicht erneut zum Ausgleich gebracht 
werden. Die Aufgabenbereiche, die durch den demografischen oder den 
geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich abgedeckt sind, wer-
den dabei zusammengefasst betrachtet. Die bereits ausgerichteten Las-
tenausgleichsbeiträge sind in Abzug zu bringen.

Der Ausdruck besondere Lasten bezeichnet Lasten, die für die betrof-
fenen Gemeinden ins Gewicht fallen. Dementsprechend verlangt § 24 
Abs. 2 FAG, dass der Gesamtsteuerfuss tatsächlich um den Faktor 1,3 
über dem Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse liegen muss. Die Ge-
meinde muss also effektiv einen Gesamtsteuerfuss erheben, der – auch 
nach dem Ausgleich – mindestens dem 1,3-Fachen des Kantonsmittels 
der Gesamtsteuerfüsse entspricht. Als besondere Last kommen einmali-
ge oder wiederkehrende Lasten infrage.

Der individuelle Sonderlastenausgleich wird zweistufig ermittelt (Abbil-
dung 41): In einem ersten Schritt wird der maximale Betrag bestimmt 
und anschliessend die Summe der einzelnen Sonderlasten. Der kleinere 
der beiden Beträge kann als individueller Sonderlastenausgleich geltend 
gemacht werden.
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Abbildung 41: 
Funktionsweise des  

individuellen Sonderlasten-
ausgleichs (§§ 23–27 FAG)

Im ersten Schritt wird der maximale Betrag an individuellem Sonder-
lastenausgleich ermittelt (Abbildung 41, links). Er entspricht den anre-
chenbaren Nettoaufwendungen (für notwendige Aufgaben), die mit dem 
Ausgleichssteuerfuss nicht finanziert werden können. Ausgeglichen wird 
folglich höchstens jener Steuerbedarf, der über der Ausgleichsgrenze 
liegt.

In einem zweiten Schritt werden die Sonderlasten in den einzelnen durch 
Steuern zu finanzierenden Aufgabenbereichen der funktionalen Gliede-
rung ermittelt (Abbildung 41, rechts). Als besondere Lasten gelten hier-
bei nicht beeinflussbare Nettoaufwendungen für notwendige Aufgaben, 
die pro Kopf höher sind als die durchschnittlichen Nettoaufwendungen 
aller Gemeinden (ohne die Städte Zürich und Winterthur). Das heisst, es 
ist für jeden Aufgabenbereich zu prüfen, ob darin überdurchschnittlich 
hohe Nettoaufwendungen getragen werden müssen. Der Kanton stellt 
entsprechende Vergleichswerte zur Verfügung.

Da die Gemeinden über die besseren Informationen zu ihren Sonder-
lasten verfügen, müssen sie den Nachweis erbringen, dass sie diese 
nicht beeinflussen können. Für jeden einzelnen Aufgabenbereich, in dem 
Sonderlasten geltend gemacht werden, müssen im Gesuch die Rechts-
grundlage der Aufgabe, die Höhe der Sonderlast und die Begründung, 
weshalb sie nicht beeinflusst werden kann, dargelegt werden. Die über-
durchschnittlichen Nettoaufwendungen aller Aufgabenbereiche, für die 
dieser Nachweis gelingt, werden zur Summe der Sonderlasten zusam-
mengefasst.
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Der Betrag, der im Gesuch um individuellen Sonderlastenausgleich gel-
tend gemacht werden kann, entspricht der Summe der Sonderlasten, 
höchstens aber dem maximalen Beitrag (Abbildung 42).

3.5.6		  Fachbeirat
Der Fachbeirat berät die zuständige Direktion beim Vollzug des individu-
ellen Sonderlastenausgleichs. Der Regierungsrat wählt je zwei Vertrete-
rinnen oder Vertreter des Kantons und der Gemeinden in den Fachbeirat. 
Die gewählten Vertreterinnen und Vertreter wählen eine aussenstehende, 
unabhängige Fachperson als Vorsitzende oder Vorsitzenden des Beirats. 
Soweit die besonderen Lasten der Gemeinden die Aufgabenbereiche 
weiterer Direktionen des Regierungsrates betreffen, sind diese zur Stel-
lungnahme einzuladen.

Der Fachbeirat hat die Aufgabe, die Direktion bei der Festsetzung von 
Beiträgen des individuellen Sonderlastenausgleichs zu beraten. Um eine 
objektive Gewichtung aller Gesichtspunkte sicherzustellen, sind der Kan-
ton und die Gemeinden mit je zwei Vertreterinnen und Vertretern beteiligt. 
Eine von den erwähnten Vertretungen zu wählende aussenstehende und 
unabhängige Fachperson des Finanzwesens hat dafür zu sorgen, dass 
eine objektive Interessenabwägung stattfindet und die Erkenntnisse von 
Finanzwissenschaft und -praxis bei den Entscheidungen berücksichtigt 
werden. Aussenstehend bedeutet, dass diese Fachperson im Kanton 
Zürich weder dem Kanton noch einer Gemeinde in irgendeiner Funktion 
angehört (sogenannte administrative Selbstständigkeit); Unabhängigkeit 
ist im Sinne von Weisungsfreiheit zu verstehen.

Es besteht beim individuellen Sonderlastenausgleich ein Ermessensspiel-
raum. Hinzu kommt, dass oft Fragen zu beurteilen sind, die in die Zustän-
digkeiten der Fachdirektionen fallen. Diese geben deshalb eine Stellung-
nahme zuhanden des Fachbeirates und der Direktion ab.

Abbildung 42: 
Bemessung des  
individuellen Sonder-
lastenausgleichs  
(§ 25 FAG)
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3.5.7		  Wirkung und Kosten
Der individuelle Sonderlastenausgleich wirkt erst, wenn der Steuerbedarf 
einer Gemeinde das 1,3-Fache des kantonalen Durchschnittssteuerfus-
ses überschreitet. Er bringt eine ganze oder teilweise Entlastung von den 
Nettoaufwendungen, die über der massgebenden Grenze liegen. Wie 
hoch dieser Überhang ist, hängt von Anpassungen der Gemeinden ab 
und kann deshalb nur schwer abgeschätzt werden.

Bis zum Jahr 2015 werden keine individuellen Sonderlastenausgleichs-
beiträge ausbezahlt. Der Übergangsausgleich erlaubt bis dahin einen 
tieferen Steuerfuss, als für ein Gesuch um individuellen Sonderlasten-
ausgleich notwendig wäre. Sobald dieses Instrument greift, sind die neu-
esten Zahlen auf www.finanzausgleich.zh.ch zu finden.

3.6.1		A  usgangslage
Die Städte Zürich und Winterthur erbringen zentrale Leistungen auch 
für Dritte (beispielsweise in den Bereichen Kultur und Verkehr) und üben 
aufgrund ihrer Infrastruktur tendenziell eine Anziehungskraft auf sozio-
demografische Bevölkerungsgruppen auf, die hohe Kosten verursachen 
(beispielsweise in den Bereichen Sicherheit und Soziales). So tragen die 
beiden Städte zusätzlich zu den erbrachten Zentrumsleistungen auch 
Zentrumslasten, während die umliegenden Gemeinden entlastet werden.

3.6.2		  Zweck
Der Zentrumslastenausgleich bezweckt eine angemessene, pauschale 
Abgeltung der besonderen Lasten und der besonderen Leistungen der 
Städte Zürich und Winterthur. Diese Lasten fallen ihnen einerseits als 
Folge der Erbringung zentraler Leistungen auch für Dritte an. Anderseits 
führt die grossstädtische Bevölkerungsstruktur zu einer erhöhten finan-
ziellen Belastung (beispielsweise in den Bereichen Sicherheit und So-
ziales). Mit dem Zentrumslastenausgleich sollen diese Belastungen der 
beiden Städte möglichst einfach abgegolten werden.

3.6.3		  Funktionsweise
Die Zentrumslastenbeiträge an die Städte Zürich und Winterthur wurden 
als Pauschalen festgelegt und werden jährlich der Teuerung angepasst 
(§ 7 FAG).

Zentrumslasten- 
ausgleich

3.6
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3.6.4		B  erechtigung
Die Beiträge des Zentrumslastenausleichs werden den Städten Zürich 
und Winterthur jährlich von Amtes wegen ausgerichtet. Es sind keine 
weiteren Voraussetzungen erforderlich.

3.6.5		B  emessung 
Der Zentrumslastenausgleich wurde so dotiert, dass die beiden Städte 
im Übergang zum neuen Finanzausgleichssystem ungefähr in derselben 
Höhe Finanzausgleichsleistungen erhalten wie insgesamt im Jahr 2005 
(Abbildung 43). 

Die Beitrage an die Städte Zürich und Winterthur werden mit dem Lan-
desindex der Konsumentenpreise (LIK) an die Teuerung angepasst. Zur 
Sicherstellung der Kulturpflege wird den Städten ein Teil der Zentrums-
lastenabgeltung mit einer entsprechenden Zweckbindung ausgerichtet. 
Dieses grundsätzlich systemfremde Element ist eine Anlehnung an das 
alte Finanzausgleichssystem. Früher erhielten verschiedene Kulturein-
richtungen der Städte Beitrage aus dem Steuerkraftausgleichsfonds. 

Der Zentrumslastenausgleich der Stadt Zürich ist gesetzlich auf 412,2 Mio. 
Franken festgesetzt. Dieser Betrag wird mit der Ressourcenabschöpfung 
der Stadt Zürich verrechnet. Für die Stadt Zürich beträgt der zweckge-
bundene Anteil 10,7 %. 

Als Zentrumslastenausgleich für die Stadt Winterthur wurden 74,6 Mio. 
Franken vorgeschlagen. In den Beratungen im Kantonsrat wurde der Bei-
trag an die Stadt Winterthur aufgrund eines vorgebrachten Nachholbe-
darfs an Investitionen um rund 11 Mio. auf 86 Mio. Franken erhöht. Für 
die Stadt Winterthur beträgt der zweckgebundene Anteil 6,9 %.
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Abbildung 43: 
Bemessung des 
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Abbildung 44: 
Berechnung  

Zentrumslastenausgleich 
für die Städte Zürich  

und Winterthur

Berechnungsbeispiel Zentrumslastenausgleich Stadt Zürich
Mio. Franken

Stadt  
Winterthur

Mio. Franken

Alter Finanzausgleich (Basis 2005)

Steuerkraftausgleich
Steuerfussausgleich
Beitrag an Kulturinstitute
Lastenabgeltung Stadt Zürich
Finanzkraftindexierte Staatsbeiträge

19.4
100.9

2.2

59.7
45.4

6
0

24.3 

FAG Total 122.5 135.4

Neuer Finanzausgleich  
(Basis Modellrechnungen 2005)

Zentrumslastenausgleich neu
Ressourcenausgleich neu

412.2
-289.71

862 

60.8

FAG Total neu 122.5 146.8

Zweckgebundener Anteil
Zweckgebundener Betrag

10.70 %
44.1

6.90 %
5.9

1 Geschätzt auf der Grundlage eines Trendwerts der Steuerkraft über die Jahre 1985–2004	
2 Beschluss aufgrund des Antrags der Kommission für Staat und Gemeinden des Kantonsrates	
  (Antrag Regierungsrat: Fr. 74,6 Mio.).	
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3.6.6		  Wirkung und Kosten
Die beiden Städte Zürich und Winterthur hätten ohne den Zentrumslas-
tenausgleich erhöhte Steuerfüsse. Mit dem Zentrumslastenausgleich 
können sie ihren Steuerfuss auf eine vertretbare Höhe senken (Abbil-
dung 45).

Im Jahr 2014 wurden Zentrumslastenausgleichsbeiträge im Gesamt-
volumen von 492,9 Mio. Franken bemessen. Davon gingen 407,8 Mio. 
Franken an die Stadt Zürich und 85,1 Mio. Franken an die Stadt Win-
terthur. Die mit dem Zentrumslastenausgleich der Stadt Zürich zu ver-
rechnende Ressourcenabschöpfung bei der Stadt Zürich belief sich 
im Jahr 2014 auf 268,8 Mio. Franken. Die neuesten Zahlen sind auf  
www.finanzausgleich.zh.ch verfügbar.

Abbildung 45: 
Steuerfüsse ohne und mit 
Zentrumslastenausgleich 
(2012)

S
te

ue
rk

ra
ft

 p
ro

 K
o

p
f 

in
 F

ra
nk

en

Gemeinden (rangiert nach Steuerkraft pro Kopf)

Relative Steuerkraft

N
et

to
au

fw
en

d
un

g
en

 p
ro

 K
o

p
f 

in
 F

ra
nk

en

Gemeinden (rangiert nach Nettoaufwendungen pro Kopf)

Nettoaufwendungen 

S
te

ue
rk

ra
ft

 p
ro

 K
o

p
f 

in
 F

ra
nk

en

Gemeinden (rangiert nach Steuerkraft)

Relative Steuerkraft vor Ressourcenausgleich

S
te

ue
rf

üs
se

 in
 %

Gemeinden (rangiert nach eigenständigen Steuerfüssen)

Eigenständige Steuerfüsse ohne Finanzausgleich

A
nt

ei
l K

in
d

er
 u

nd
 J

ug
nd

lic
he

 a
n 

G
es

am
tb

ev
ö

lk
er

un
g

 

Gemeinden (rangiert nach Anteil Kinder und Jugendliche)

Anteil Kinder und Jugendliche an der gesamten Bevölkerung 

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss nach Finanzausgleich)

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss nach Finanzausgleich)

Steuerfuss ohne Finanzausgleich

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss nach Finanzausgleich)

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich und demografischem SLA

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss nach Finanzausgleich)

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich und demografischem SLA 

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich, demografischem und geografisch-topografischem SLA

Steuerfuss mit Ressourcenausgleich, demografischem und geografisch-topografischem SLA

Steuerfuss mit FAG ohne ISOLA und Übergangsausgleich

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss nach Finanzausgleich)

Steuerfuss mit FAG ohne ISOLA und Übergangsausgleich

Steuerfuss mit FAG und Übergangsausgleich ohne ISOLA

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach Steuerfuss vor Ressourcenausgleich)

Ressourcenbedingte Steuerfüsse vor Ressourcenausgleich 

Ressourcenbedingte Steuerfüsse nach Ressourcenausgleich 

S
te

ue
rf

us
s 

in
 %

Gemeinden (rangiert nach eigenständigen Steuerfüssen)

Eigenstädige Steuerfüsse ohne Finanzausgleich

Effektiv erhobene Steuerfüsse mit Finanzausgleich

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

1 11 31 51 71 91 111 131 151 171

2000

4000

6000

8000

10 000

12 000

14 000

0

2000

4000

6000

8000

10 000

12 000

14 000

0

2000

4000

6000

8000

10 000

12 000

14 000

0

5 %

10 %

15 %

20 %

25 %

30 %

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

0 %

250 %

200 %

150 %

100 %

50 %

0 %

100 %

200 %

300 %

400 %

500 %

600 %

0 %

100 %

200 %

300 %

400 %

500 %

600 %

0 %

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

350 %

400 %

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

350 %

400 %

100 %

200 %

300 %

400 %

500 %

600 %

0 %

Relative Steuerkraft nach Ressourcenausgleich 



61

3.7.1		A  usgangslage
Mit dem Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs entfielen die Instru-
mente des bisherigen Finanzausgleichs, insbesondere der Steuerfuss-
ausgleich. Dieser bildete faktisch eine Defizitgarantie, über die der Kan-
ton jegliche notwendigen Aufwendungen abdeckte, die eine Gemeinde 
nicht selber mit dem Maximalsteuerfuss finanzieren konnte. Die Aus-
gestaltung des Übergangsausgleichs als Steuerfussausgleich setzte 
Fehlanreize, die zu Mehrausgaben verleiteten.

3.7.2		  Zweck
Das Ziel des Übergangsausgleichs besteht darin, den Gemeinden mit 
hohen Ausgaben den Übergang zum neuen Finanzausgleich zu erleich-
tern. Mit dem Übergangsausgleich soll den Gemeinden Zeit verschafft 
werden, ihre Ausgaben zu senken. Bei Gemeinden mit wenigen Einwoh-
nerinnen und Einwohnern können Einsparungen insbesondere durch 
vermehrte Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden oder durch einen 
Zusammenschluss mit anderen Gemeinden erzielt werden. Der Über-
gangsausgleich soll es den Gemeinden ermöglich, diese Vorhaben 
gründlich zu prüfen.

3.7.3		  Funktionsweise
Gemeinden haben Anspruch auf Zahlungen aus dem Übergangsaus-
gleich, wenn sie einen Steuerbedarf aufweisen, der nur mit einem Steu-
erfuss abzudecken ist, der über dem für den Ausgleich massgebenden 
Wert liegt. Zu Beginn wird dieser auf der Höhe des Höchststeuerfusses 
vor Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs festgelegt. Für die Jahre 
2012 und 2013 war er mit 122 % gleich hoch wie der frühere Maximal-
steuerfuss (Abbildung 46). In den Jahren 2014 und 2015 beträgt er das 
1,25-Fache des Kantonsmittels der Gesamtsteuerfüsse (ohne Stadt Zü-
rich). Im fünften Jahr nach Inkrafttreten steigt er auf das 1,35-Fache des 
Durchschnittssteuerfusses. Der auf sechs Jahre befristete Übergangs-
ausgleich entfällt Ende 2017 komplett. Alle Gemeinden ausser den Städ-
ten Zürich und Winterthur können diese Zuschüsse mit einem Gesuch 
beantragen.

Übergangs- 
ausgleich

3.7
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3  Instrumente des Finanzausgleichs

3.7.4		B  erechtigung
Um einen Anspruch auf Übergangsausgleich zu haben, muss die Ge-
meinde ihren Gesamtsteuerfuss über dem massgebenden Gesamt-
steuerfuss festlegen. Soweit der tatsächliche Gesamtsteuerfuss einer 
Gemeinde höher ist als der massgebende Gesamtsteuerfuss (Steuer-
fussüberhang), hat sie Anspruch auf Übergangsausgleich. Im Umfang 
des Steuerfussüberhangs wirkt der Übergangsausgleich im Sinne einer 
Defizitdeckung (vgl. § 36 Abs. 1 FAG). 

Für das Verhältnis des individuellen Sonderlastenausgleichs zum Über-
gangsausgleich, insbesondere mit Bezug auf die Höhe der Gemein-
desteuerfüsse, gilt das Prinzip der Subsidiarität. Das heisst, vor dem 
Übergangsausgleich sind die Voraussetzungen des individuellen Son-
derlastenausgleichs zu prüfen.

3.7.5		B  emessung
Es wird der volle Steuerfussüberhang ausgerichtet. Die Höhe des Bei-
trags an eine Gemeinde wird nach der Differenz zwischen dem tatsäch-
lichen Gesamtsteuerfuss der Gemeinde und dem periodisch ansteigen-
den massgebenden Gesamtsteuerfuss bemessen (Steuerfussüberhang).

Eine Gemeinde hat zumutbare, eigene Anstrengungen zu unternehmen, 
um die gegenwärtige und künftige Steuerbelastung zu senken, wozu 
auch die Zusammenarbeit oder der Zusammenschluss mit anderen Ge-
meinden gehört. Staatliche Hilfe kann erst dann in Anspruch genommen 
werden, wenn die Gemeinde alles Zumutbare unternommen hat, um 
vermeidbare Aufwendungen zu senken. Unterlässt eine Gemeinde die 
ihr nach § 37 Abs. 2 FAG zumutbaren Anstrengungen zur Senkung des 
Gesamtsteuerfusses, das heisst, verhindert sie eine Verbesserung ihrer 
finanziellen Lage, ist die Direktion nach § 4 FAG verpflichtet, die Beiträge 
entsprechend zu kürzen.

Abbildung 46: 
Bemessung des 
Übergangsausgleichs
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Abbildung 47: 
Steuerfüsse ohne und mit 

Übergangsauslgeich (2012)

Beim Übergangsausgleich stimmen Bemessungsjahr und Ausgleichs-
jahr überein. Die massgebenden Werte, das heisst Gesamtsteuerfuss 
der Gemeinde sowie Aufwendungen und Erträge, beziehen sich auf das 
Ausgleichsjahr. Die Bemessungsgrundlagen basieren dabei vorläufig auf 
den Budgetwerten (provisorische Festlegung des Beitrags) und für die 
endgültige Verfügung auf den Angaben des Rechnungsjahres, wie sie 
nach der Prüfung der Gemeinderechnung definitiv feststehen.

3.7.6		  Wirkung und Kosten
Rund 20 Gemeinden nahmen im Jahr 2012 den Übergangsausgleich in 
Anspruch. Damit konnten sie ihren Steuerfuss zum Teil wesentlich sen-
ken (Abbildung 47).

Der definitive Betrag wird aufgrund der Jahresrechnung im Nachhinein 
festgelegt. Für das Jahr 2012 wurden 28,2 Mio. Franken an Übergangs-
ausgleich ausgerichtet.
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Verfahrensgrundzüge und Abläufe

4 Im Finanzausgleich gibt es zwei  
Arten von Verfahren. Der Ressour-
cenausgleich, der demografische 
und der geografisch-topografische 
Sonderlastenausgleich sowie der 
Zentrumslastenausgleich werden 
im Verfahren von Amtes wegen 
durchgeführt. Um individuellen 
Sonderlastenausgleich zu erhal-
ten, müssen die Gemeinden  
ein Gesuch stellen.
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4.1.1 		 Grundsätzliches 
Für den Ressourcenausgleich, den demografischen und geografisch-
topografischen Sonderlastenausgleich sowie den Zentrumslastenaus-
gleich lassen sich im Finanzausgleichsgesetz folgende Verfahrensgrund-
sätze erkennen:

–	Durchführung des Finanzausgleichs von Amtes wegen
– 	Bemessung der Beiträge nach der Vergangenheit
– 	frühzeitige Mitteilung der voraussichtlichen Beiträge zur Einstellung  
	 ins Budget
–	Auszahlung an die politischen Gemeinden Mitte des Ausgleichsjahres 

In der Finanzausgleichsverordnung werden die Einzelheiten des Verfah-
rens geregelt, sodass alle Beteiligten wissen, wer, bis wann, was und 
für wen vorzukehren hat. Die Finanzausgleichsverordnung orientiert sich 
dabei an folgenden Grundzügen:

– 	Das Statistische Amt ist zuständig für die Erhebung aller dem Finanz- 
	 ausgleich zugrunde liegenden Daten (Ausgleichsfaktoren).

–	Die Rohdaten zuhanden des Statistischen Amtes stammen von den  
	 politischen Gemeinden, von der Bildungsdirektion und vom Amt für  
	 Raumentwicklung des Kantons Zürich.

–	Das Gemeindeamt ist unter der Aufsicht der Direktion der Justiz und  
	 des Innern für die Durchführung des Finanzausgleichs verantwortlich.

4.1.2		  Finanzausgleich 
				   von Amtes wegen
Der neue Finanzausgleich ist in seiner Funktionsweise durch das Gesetz 
grundsätzlich abschliessend geregelt, sodass die Verwaltung bei der 
Festlegung der Beiträge über keinen Handlungsspielraum mehr verfügt. 
Die Beiträge werden zudem von Amtes wegen ausgerichtet, das heisst, 
das Gemeindeamt unternimmt von sich aus alle notwendigen Schritte 
zur Festsetzung und Ausrichtung der Ausgleichsbeiträge beim:

– 	Ressourcenausgleich
–	demografischen Sonderlastenausgleich
–	geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich
–	Zentrumslastenausgleich

Verfahren von 
Amtes wegen

4.1
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4  Verfahrensgrundzüge und Abläufe

4.1.3		  Vergangenheits-
				   bemessung als Grundsatz
Bei folgenden Instrumenten werden die Ausgleichsfaktoren, das heisst 
die Daten, die die Höhe eines Beitrags bestimmen, aufgrund der Vergan-
genheit bemessen:  

– 	Ressourcenausgleich
–	demografischer Sonderlastenausgleich
–	geografisch-topografischer Sonderlastenausgleich
–	Zentrumslastenausgleich

Massgebend ist das zweite dem Ausgleichsjahr (t) vorangehende Jahr 
(t-2), das sogenannte Bemessungsjahr.

4.1.4		  Rechtzeitige Mitteilung 
				   der Beiträge
Die Vergangenheitsbemessung ermöglicht es dem Gemeindeamt und 
den Gemeinden (politischen Gemeinden und Schulgemeinden), die end-
gültigen Beiträge bereits für das Budget eröffnen zu können. Der späteste 
Termin dafür ist der 31. August des Jahres, das dem Ausgleichsjahr vor-
angeht (Vorjahr). Somit können die Gemeinden bei den oben erwähnten 
vier Instrumenten die Beiträge in ihrer tatsächlichen Höhe budgetieren; 
vorbehalten bleiben Änderungen im Rahmen von Rechtsmittelverfahren. 
Diese Terminierung ermöglicht es den Gemeinden, die Frist gemäss 
§ 37 Abs. 1 lit. a VGH einzuhalten, wonach die Verabschiedung des Ent-
wurfs des Budgets durch die Gemeindevorsteherschaft und Zustellung 
an die Präsidentin oder den Präsidenten der Rechnungsprüfungskom-
mission bis 31. Oktober zu erfolgen hat.

4.1.5		A  uszahlung der Beiträge 
				   Mitte Jahr
Das Gemeindeamt zahlt die Beiträge Mitte des Ausgleichsjahres aus; 
ausgenommen sind die Zuschüsse und Abschöpfungen des Ressour-
cenausgleichs sowie Nach- und Rückzahlungen des individuellen Son-
derlastenausgleichs bzw. des Übergangsausgleichs.

Beim Ressourcenausgleich bezieht die Direktion die Abschöpfungen von 
den politischen Gemeinden jährlich bis Ende September und zahlt die 
Zuschüsse bis Ende Oktober des Ausgleichsjahres aus. Dabei erfolgen 
die Zahlungen ausschliesslich zwischen dem Kanton und den politischen 
Gemeinden.

Die Stadt Zürich bildet insofern einen Sonderfall, als dass der feste Bei-
trag für den Zentrumslastenausgleich von 412,2 Mio. Franken mit der 
Ressourcenabschöpfung zu verrechnen ist. Die Zahlung für den Zent-
rumslastenausgleich wird Mitte des Ausgleichsjahres fällig. Die Ressour-
cenabschöpfung wird am 1. Januar des Ausgleichsjahres fällig und die 
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Direktion bezieht den Betrag bis Ende September des Ausgleichsjahres 
(§ 16 FAG). Damit kann die Direktion mit Fälligkeit des Zentrumslasten-
ausgleichs Mitte Ausgleichsjahr die beiden Forderungen verrechnen und 
der Stadt Zürich lediglich die Differenz ausbezahlen.

4.1.6		D  atenerhebung durch 
				   das Statistische Amt
Die Ausgleichsfaktoren betreffen Daten, die für die Festsetzung der Aus-
gleichsbeiträge von zentraler Bedeutung sind. Dazu gehören:

– 	Einwohnerinnen und Einwohner einer Gemeinde, davon auch jene un- 
	 ter 20 Jahren
–	Zahl der Schülerinnen und Schüler
–	Steuerfüsse
–	Ertrag der allgemeinen Gemeindesteuern bzw. absolute Steuerkraft
–	 topografische Angaben zu einer Gemeinde
–	durchschnittliche Aufwendungen aller Gemeinden ohne die Städte Zü- 
	 rich und Winterthur

Diese Angaben zuhanden des Statistischen Amtes stammen:

–	von den politischen Gemeinden
– 	von der Bildungsdirektion
– 	vom Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich

Die politischen Gemeinden stellen dem Statistischen Amt bis spätestens 
31. Januar des Vorjahres die Daten über den Personenbestand per 31. 
Dezember des dem Vorjahr vorangegangenen Jahres (t-2) zur Verfügung. 
Dazu gehören auch die Daten über die Personen, die unter 20 Jahre alt 
sind. Auf den gleichen Zeitpunkt hin sind die Steuerfüsse des laufenden 
Jahres zu melden. Bei organisatorischen Änderungen der Gemeinde-
struktur mit Auswirkung auf den Finanzausgleich ist dies ebenfalls bis 
31. Januar dem Statistischen Amt zu melden. Im Weiteren sind dem Sta-
tistischen Amt bis 31. März des Vorjahres alle für die Berechnung der 
absoluten Steuerkraft erforderlichen Angaben zu liefern.

Die Bildungsdirektion ist dafür verantwortlich, dem Statistischen Amt bis 
31. März die endgültigen Schülerzahlen bekannt zu geben.

Das Amt für Raumentwicklung bestimmt auf der Grundlage der Meldun-
gen der politischen Gemeinden und eigener Messungen (Neigungsge-
biet) die Fläche der Gemeinde und teilt die entsprechenden Werte bis  
31. März dem Statistischen Amt mit.

Das Statistische Amt ist für die Berechnung aller statistischen Daten zu-
ständig, die für die Durchführung des Finanzausgleichs erforderlich sind 
(Ausgleichsfaktoren). Der Termin für die Bekanntgabe der endgültigen 
Beiträge – 31. August des Vorjahres – bedingt, dass alle notwendigen 
Arbeitsschritte zur Ermittlung dieser Daten vorher durchgeführt worden 
sind. Aus den Tabellen im Abschnitt 4.3 lassen sich die Aufgaben aller 
Beteiligten und die einzuhaltenden Termine entnehmen.
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4  Verfahrensgrundzüge und Abläufe

4.1.7		  Zuständigkeit des 
				   Gemeindeamtes
Die Zuständigkeit des Gemeindeamtes ist in Anhang 4 der Ausgaben-
kompetenzen beim Gesetzesvollzug der Organisationsverordnung der 
Direktion der Justiz und des Innern (JIOV, LS 172.110.1) vom 16. Sep-
tember 2009 geregelt.

Auf der Grundlage der Angaben des Statistischen Amtes, die bis zum  
15. Juni des Vorjahres beim Gemeindeamt sein müssen, erlässt dieses 
bis zum 30. Juni des Vorjahres die Festsetzungsverfügung über die mass-
gebenden Ausgleichsfaktoren, gegen die die politischen Gemeinden 
Einsprache erheben können. Nach Ablauf der 30-tägigen Einsprachefrist 
(§ 10a lit. c Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG) erlässt das Gemein-
deamt spätestens bis 31. August die endgültigen Beitragsverfügungen.

4.2.1 		 Grundsätzliches
Um Beiträge an individuellem Sonderlastenausgleich oder Übergangs-
ausgleich zu beanspruchen, müssen die Gemeinden ein Gesuch einrei-
chen. Das Verfahren des Übergangsausgleichs richtet sich sinngemäss 
nach jenem des individuellen Sonderlastenausgleichs, jedoch ohne Be-
teiligung des Fachbeirats und ohne Nachzahlung. 

Für den individuellen Sonderlastenausgleich gilt die Gegenwartsbemes-
sung. Hinzu kommt, dass die Gemeinden für ausserordentliche Ereignis-
se während des Ausgleichsjahres Beiträge bis Ende März des Nachjah-
res geltend machen können. Folglich kann die endgültige Festsetzung 
des Beitrags erst im Nachjahr erfolgen. 

4.2.2		  Vorläufige Festlegung 
				   des Beitrags
§ 31 FAV: Vorläufige Festlegung des Beitrags
1	 Die politische Gemeinde erfasst und beurteilt in ihrer Aufgaben- und  
	 Finanzplanung die Entwicklung möglicher Sonderlasten gemäss § 28,  
	 die für eine Abgeltung infrage kommen. Entsprechendes gilt für die  
	 Schulgemeinden.
2	 Politische Gemeinden, die Beiträge aus dem individuellen Sonderlas- 
	 tenausgleich beantragen, reichen das Gesuch bis Ende August des  
	 Vorjahres dem Gemeindeamt ein. Sie legen die Budgetentwürfe und  
	 Vorjahresrechnungen von politischer Gemeinde und Schulgemeinden  
	 mit allen weiteren zur Prüfung erforderlichen Unterlagen bei.
3	 In den Angaben gemäss § 26 Abs. 1 FAG begründet die Gemeinde die  

Verfahren 
auf Gesuch

4.2
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	 besonderen Lasten im Einzelnen. Dabei erbringt sie insbesondere den  
	 Nachweis der rechtlichen Grundlagen sowie der fehlenden Möglichkeit, 
 	 die Höhe der Nettoaufwendungen zu beeinflussen bzw. zu vermindern.
4	 Die vorläufige Festlegung des Beitrags erfolgt bis Ende Oktober des  
	 Vorjahres. Sind die Angaben der Gemeinden unvollständig oder strittig,  
	 kann das Gemeindeamt vorläufig auf der Grundlage der vorhandenen  
	 Angaben verfügen.
5	 Das Gemeindeamt holt für die Festlegung des vorläufigen Beitrags die  
	 Auffassungen der Fachdirektionen und des Fachbeirates ein.

Die Gemeinden haben die Pflicht, ihre Sonderlasten in ihrer Aufgaben- 
und Finanzplanung darzustellen. Nach Art. 124 Abs. 1 KV planen die Ge-
meinden ihre Aufgaben und deren Finanzierung. Die Aufgabenplanung 
nimmt Bezug auf die Aufgaben einer Gemeinde, die in der Finanzplanung 
in der Erfolgs- und Investitionsrechnung abzubilden sind. Die Gemein-
den achten dabei auch auf die langfristigen Auswirkungen der geplanten 
Massnahmen. Langfristig sind die Auswirkungen, wenn sie sich in einer 
Zeitspanne zeigen, die grösser als vier Jahre ist. Die entsprechenden 
Unterlagen müssen dem Gemeindeamt und dem Fachbeirat bei der Be-
urteilung der Sonderlasten zur Verfügung stehen. Verletzt eine Gemeinde 
diese Pflicht, muss sie damit rechnen, dass nach § 4 FAG ein Beitrag 
mangels Nachweises entfällt.

Die Fachdirektionen verfügen über Spezialkenntnisse, was die Aufga-
benerfüllung der Gemeinden in bestimmten Bereichen anbelangt. Das 
Gemeindeamt ist darauf angewiesen, dass es diese Kenntnisse bei der 
Beurteilung der Gesuche verwenden kann. Deshalb werden die Fach-
direktionen bei der Beurteilung des Gesuch zu einer Stellungnahme ein-
geladen. Der Fachbeirat berät die zuständige Direktion und das Gemein-
deamt bei der Festlegung des Beitrags.

Die vorläufige Festlegung des Beitrags erfolgt bis Ende Oktober des Vor-
jahres. Verletzt eine Gemeinde ihre Mitwirkungspflichten (vgl. auch § 26 
FAG bzw. § 31 FAV), ist das Gemeindeamt – im Rahmen der vorläufigen 
Festlegung (Verfügung) – nicht verpflichtet, weitere Abklärungen zu tä-
tigen, und kann auf der Grundlage der vorhandenen Angaben der Ge-
meinde verfügen. Rechtlich abschliessend wird der Sachverhalt erst für 
die endgültige Festlegung geklärt.

4.2.3		  Endgültige Festlegung 
				   des Beitrags
§ 32 FAV: Endgültige Festlegung des Beitrags
1	 Die politische Gemeinde reicht dem Gemeindeamt für das Ausgleichs- 
	 jahr das Budget und die Jahresrechnung sowie jene der Schulgemein- 
	 den mit allen weiteren erforderlichen Unterlagen bis Ende März des  
	 Nachjahres ein.
2	 Die politische Gemeinde stellt dem Gemeindeamt die umfassenden  
	 Prüfungsberichte und Anträge der Kontrollorgane über die finanztech- 
	 nische und finanzpolitische Prüfung der Jahresrechnungen bis spätes- 
	 tens 15. Mai des Nachjahres zu.
3	 Die endgültige Festlegung des Beitrags erfolgt bis spätestens Ende  
	 Oktober des Nachjahres.
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4  Verfahrensgrundzüge und Abläufe

Die zusätzlich erforderlichen Unterlagen sind bis Ende März des Nach-
jahres einzureichen. Bis Ende März des Nachjahres sind auch Sonder-
lasten für ausserordentliche Ereignisse des Ausgleichsjahres geltend zu 
machen. Den entsprechenden Nachweis hat die Gemeinde gemäss den 
vorstehenden Grundsätzen zu führen.

Die Direktion bzw. das Gemeindeamt ist darauf angewiesen, die Be-
schlüsse der Kontrollorgane zu kennen. Deren Prüfungsberichte und 
Anträge stehen Ende März des Nachjahres jedoch noch nicht zur Verfü-
gung. Die politische Gemeinde ist deshalb gehalten, die entsprechenden 
Unterlagen bis 15. Mai des Nachjahres dem Gemeindeamt zukommen 
zu lassen.

Die endgültige Verfügung über den individuellen Sonderlastenausgleich 
erfolgt bis spätestens Ende Oktober des Nachjahres. Die Zahlung des 
vorläufig festgesetzten Beitrags erfolgt in Übereinstimmung mit § 9 
Abs. 3 FAG ebenfalls Mitte des Ausgleichsjahres. In § 26 Abs. 4 FAG 
wird die Auszahlung des endgültigen Beitrags geregelt: Auszahlungen 
und Rückzahlungen […] erfolgen 30 Tage nach Eintritt der Rechtskraft 
der entsprechenden, endgültigen Verfügung (vgl. § 26 Abs. 3 FAG). Eine 
Rückzahlung kommt dann zum Zug, wenn der vorläufig festgesetzte 
Beitrag zu hoch angesetzt wurde.

Die nachfolgende Tabellen zeigen den zeitlichen Ablauf des Finanzaus-
gleichs.

Abläufe4.3

Termin Inhalt Zeitlicher Bezug 
der Daten

Wer? An wen? §§ FAG §§ FAV

1 31.1. Auszug Einwohnerregister per 31.12. 
(t-2)

vorangegangenes 
Jahr (t-2)

Polit. 
Gden

STAZ 8 lit. e 10 lit. a

2 Übermittlung der Steuerfüsse (t-1) laufendes Jahr (t-1) Polit. 
Gden

STAZ 8 lit. c 10 lit. b

3 Meldung Änderungen der  
Gemeindeorganisation

vorangegangenes 
Jahr (t-2)

Polit. 
Gden

STAZ 10 lit. c

4 Meldungen über die Grösse des Ge-
meindegebiets

vorangegangenes 
Jahr (t-2)

Polit. 
Gden

ARE 22 12

5 31.3. Angaben zur Berechnung der  
absoluten Steuerkraft (t-2)

vorangegangenes 
Jahr (t-2)

Polit. 
Gden

STAZ 8 lit. f 10 lit. d

6 Gemeinde- und Neigungsgebiet (t-2) vorangegangenes 
Jahr (t-2)

ARE STAZ 21, 22 13 Abs. 2

7 Zahl der Schülerinnen und Schüler vorangegangenes 
Jahr (t-2)

BiD STAZ 19 Abs. 4 11
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Termin Inhalt Zeitlicher Bezug 
der Daten

Wer? An wen? §§ FAG §§ FAV

8 15.6. Meldung der Ausgleichsfaktoren (t-2) Ausgleichsjahr (t) STAZ GAZ 14 Abs. 1

9 30.6. Festsetzung der Ausgleichsfaktoren 
(Festsetzungsverfügung)

Ausgleichsjahr (t) GAZ alle Gden 16 Abs. 1

10 Information über Zahl der  
Schülerinnen und Schüler

Beginn Schuljahr 
im Jahr (t-2)

GAZ alle Gden 19 Abs. 4 16 Abs. 2

11 Nach 
31.7.

nach Ablauf der Rechtsmittelfrist Veröf-
fentlichung der Ausgleichsfaktoren

Ausgleichsjahr (t) STAZ alle Gden 9 Abs. 4 17 Abs. 1

12 31.8. Einreichung des Gesuchs für  
individuellen Sonderlastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 26 Abs. 1 31 Abs. 2

13 Festlegung der Beiträge Ressourcen- 
ausleich, demografischer/ geografisch-
topografischer/ Zentrumslastenaus-
gleich; demografischer Sonderlasten-
ausgleich nur politische Gemeinden

Ausgleichsjahr (t) GAZ alle Gden 9 Abs. 2 18 Abs. 
1–2

14 30.9. Einreichung des Gesuchs für 
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 38 i.V.m.
26 Abs. 1

39 Abs. 1

15 31.10. vorläufige Festlegung Beitrag  
individueller Sonderlastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

24 31 Abs. 4

16 30.11. vorläufige Festlegung Beitrag  
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

36 39 Abs. 2

Legende

ARE				   Amt für Raumentwicklung

BiD				   Bildungsdirektion

GAZ			   Gemeindeamt des Kantons Zürich

STAZ			   Statistisches Amt des Kantons Zürich

3 ABl 2011, S. 2488.

Tabelle 1:  
Vorjahr (t-1) zum  

Ausgleichsjahr (t)3 
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4  Verfahrensgrundzüge und Abläufe

Termin Inhalt Zeitlicher Bezug 
der Daten

Wer? An wen? §§ FAG §§ FAV

17 30.6. Auszahlung der endgültigen Beiträge 
für demografischen Sonderlastenaus-
gleich, geografisch-topografischen 
Sonderlastenausgleich und Zentrums-
lastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

9 Abs. 3

18 Auszahlung vorläufige Beiträge indi-
vidueller Sonderlastenausgleich und 
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

26 Abs. 2, 
38 i.V.m. 
9 Abs. 3

33
41

19 Nach 
30.6.

Auszahlung der Beiträge demografi-
scher Sonderlastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

Schul-
Gden

vgl. 9 
Abs. 3

23

20 Vor 
30.9.

Zahlung Abschöpfung Ressourcen-
ausgleich

Ausgleichsjahr (t) Schul- 
Gden

polit. 
Gden

vgl. 16 19 Abs. 2

21 30.9. Zahlung Abschöpfungen Ressourcen-
ausgleich durch politische Gemeinden 
(auch für Schulgemeinden)

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 16, 15 
Abs. 2

22 31.10. Zahlung Zuschüsse Ressourcenaus-
gleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

13

23 Sofort 
nach 
31.10.

Zahlung Anteil Zuschuss Ressourcen-
ausgleich an Schulgemeinden durch 
die politische Gemeinde

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

Schul-
Gden

12 Abs. 2,
vgl. 13

19 Abs. 1

Tabelle 2:  
Ausgleichsjahr (t)4

4 ABl 2011, S. 2490.
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5 ABl. 2011, S. 2491.

Termin Inhalt Zeitlicher Bezug 
der Daten

Wer? An wen? §§ FAG §§ FAV

24 31.3. individueller Sonderlastenausgleich: 
Geltendmachung ausserordentliche 
Ereignisse, Einreichung Unterlagen

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 26 Abs. 5 32

25 Übergangsausgleich: endgültige  
Festlegung, Einreichung Unterlagen

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 40 Abs. 1

26 15.5. Prüfungsberichte für individuellen 
Sonderlastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 32 Abs. 2

27 Prüfungsberichte für 
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 40 Abs. 3 
i.V.m.
32 Abs. 2

28 31.7. individueller Sonderlastenausgleich, 
Vorschläge für einzelne Verfügungen

vorangegangenes 
Jahr

GAZ Fach-
beirat

34 Abs. 2

29 30.9. individueller Sonderlastenausgleich, 
Stellungnahme zu den Vorschlägen

Ausgleichsjahr (t) Fach- 
beirat

GAZ 34 Abs. 4

30 31.10. endgültige Beitragsverfügung für den 
Individuellen Sonderlastenausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

32 Abs. 3

31 endgültige Beitragsverfügung für den 
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) GAZ polit. 
Gden

40 Abs.3 
i.V.m.
32 Abs. 3

32 30 Tg. 
nach  
R.-kraft

Zahlung endgültiger Beitrag indivi-
dueller Sonderlastenausgleich; zwei 
Möglichkeiten: (1) Nachzahlung oder  
(2) Rückzahlung

Ausgleichsjahr (t) (1)
GAZ
(2)
polit. 
Gden

polit. 
Gden
GAZ

26 Abs. 4

33 30 Tg. 
nach  
R.-kraft

Zahlung endgültiger Beitrag  
Übergangsausgleich

Ausgleichsjahr (t) polit. 
Gden

GAZ 38 i.V.m.
26 Abs. 4

42

Tabelle 3: Nachjahr (t+1)
zum Ausgleichsjahr (t)5

Legende

ARE				   Amt für Raumentwicklung

BiD				   Bildungsdirektion

GAZ			   Gemeindeamt des Kantons Zürich

STAZ			   Statistisches Amt des Kantons Zürich
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Finanzierung durch Kanton und Gemeinden

5 Der Finanzausgleich wird vom  
Kanton und von den Gemeinden  
finanziert. Der Kanton wickelt  
den Finanzausgleich über den  
allgemeinen Steuerhaushalt ab.  
Einen gesonderten Haushalt in  
der Form eines Fonds gibt es  
nicht. Der Finanzierungsbeitrag  
der Gemeinden wird durch  
die Ressourcenabschöpfung  
aus dem allgemeinen Haushalt  
geleistet.
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Der Finanzausgleich wird von Kanton und Gemeinden finanziert (Abbil-
dung 48). Dieser Grundsatz ist in der Verfassung des Kantons verankert 
(Art. 127 Abs. 3 KV).

Der Kanton finanziert den Finanzausgleich über den allgemeinen Steu-
erhaushalt. Das bedeutet, die Beiträge werden aus dem allgemeinen 
Haushalt bestritten bzw. die Abschöpfungen kommen dem allgemeinen 
Steuerhaushalt zugute. Es gibt keinen gesonderten Haushalt in Form ei-
nes Fonds.

Dieser Form der Finanzierung liegt die Überlegung zugrunde, dass sich 
das Bedürfnis nach Umverteilung nicht aus der finanziellen Verfassung 
des Kantonshaushalts ergibt, sondern aus der Höhe der Disparitäten. 
Sollte das Ausmass der Umverteilung geändert werden, ist dies – wie 
das ursprüngliche Umverteilungsziel – mit einer entsprechenden Geset-
zesänderung durch den Kantonsrat anzupassen. Das bedeutet jedoch 
auch, dass sich Unstetigkeiten voll zugunsten oder zulasten des Kan-
tonshaushalts auswirken (kein Fonds).

Der Finanzausgleich wird vom allgemeinen Kantonshaushalt und von 
den finanzstarken Gemeinden sowie aus Mitteln des Strassenfonds fi-
nanziert. Der geografisch-topografische Sonderlastenausgleich wird mit 
jährlich rund 22 Mio. Franken (2014) durch den Verkehrsfonds finanziert. 
Die Höhe des Beitrags aus dem Verkehrsfonds richtet sich nach einem 
Prozentsatz der Einlagen in den Strassenfonds. Der Regierungsrat be-
stimmt diesen Prozentsatz in einer Verordnung (§ 29 Abs. 1 StrG). Der 
Beitrag entspricht 3 % der jährlichen Einlagen in den Strassenfonds (§ 43 
FAV).

Der Finanzierungsbeitrag der Gemeinden wird durch die Ressourcenab-
schöpfungen geleistet.

Abbildung 48:  
Finanzierung des  
Finanzausgleichs  

(2015)

Kanton Zürich

Ressourcenausgleich Lastenausgleich

Demo Geotopo Zentrum

Gemeinden mit Sonderlasten

Finanzstarke
Gemeinden

Finanzschwache
Gemeinden

212 Mio. Fr.

610
Mio. Fr.

398
Mio. Fr.

8 
Mio. Fr.

22 
Mio. Fr.

15
Mio. Fr.

224
Mio. Fr.

269 Mio. Fr.

Individuell
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Wirksamkeit des Finanzausgleichs

6 Der Ressourcenausgleich vermin-
dert Unterschiede bei den Einnah-
men. Er garantiert den Gemeinden 
eine Mindestausstattung mit Res-
sourcen, damit sie ihre Aufgaben 
wahrnehmen können. Im Wirksam-
keitsbericht werden der Vollzug  
und die Zielerreichung des Finanz-
ausgleichs alle vier Jahre beur-
teilt. Bei Bedarf werden Anpassun-
gen vorgeschlagen.
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Abbildung 49:
Finanzausgleichsbeiträge 

pro Kopf ohne Übergangs-
ausgleich (2014)

Minwert
-6820

Grenzwert
0

Maxwert
3615

Geografische 
Verteilung der 
Beiträge

6.1



Gemeinden mit einer tiefen Steuerkraft erhalten Ressourcenzuschüsse. 
Gemeinden mit einer überdurchschnittlichen Steuerkraft müssen Res-
sourcenabschöpfungen leisten. Dadurch werden die Einnahmenunter-
schiede vermindert. Die Wirkung des Ressourcenausgleichs zeigt sich 
in der Abbildung anhand des Übergangs von den grünen zu den blauen 
Markierungen (Abbildung 50). Vor dem Ressourcenausgleich sind sie 
wesentlich steiler angeordnet als nach dem Ressourcenausgleich. Der 
Ressourcenausgleich vermindert somit die Steuerkraftunterschiede.

Mit der Mindestausstattung von 95 % des Kantonsmittels standen im 
Jahr 2012 allen Gemeinden Ressourcen aus Steuern und dem Finanz-
ausgleich von mindestens Fr. 3300 pro Kopf zur Verfügung. Nettoauf-
wendungen von Fr. 4000 pro Kopf können so mit einem Steuerfuss von 
knapp über 120 % finanziert werden. Nach dem Ressourcenausgleich 
gibt es im Kanton Zürich somit keine armen Gemeinden mehr.

Eine Gemeinde mit einer grossen Ressourcenausstattung benötigt, um 
den gleichen Nettoaufwand zu finanzieren, einen viel tieferen Steuerfuss 
als eine Gemeinde mit geringen Ressourcen. Am Beispiel der Gemeinden 
Zumikon und Fischenthal lässt sich das für das Jahr 2012 veranschau-
lichen. Die Gemeinde Zumikon mit einer Steuerkraft von über Fr. 13 700 

Wirkung6.2

Abbildung 50:
Steuerkraft vor und nach 
Ressourcenausgleich (2012)
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pro Kopf bräuchte einen Steuerfuss von unter 25 %, um einen normier-
ten Nettoaufwand von Fr. 3000 pro Kopf zu finanzieren. Die Gemeinde 
Fischenthal mit einer Steuerkraft von rund Fr. 1500 pro Kopf benötigt 
hierfür einen Steuerfuss von 200 %. Der ressourcenbedingte Steuerfuss 
zeigt somit jenen Steuerfuss, der bei vorliegender Ressourcenausstat-
tung notwendig ist, um Fr. 3000 pro Kopf zu finanzieren.

Die grünen Markierungen zeigen die Verteilung der ressourcenbedingten 
Steuerfüsse vor dem Ressourcenausgleich, die blauen jene danach (Ab-
bildung 51). Letztere verlaufen wesentlich flacher. Dies zeigt, dass der Fi-
nanzausgleich die Unterschiede zwischen den zur Verfügung stehenden 
Ressourcen deutlich vermindert. Insbesondere grenzt er die Steuerfüsse, 
die zur Finanzierung von Fr. 3000 pro Kopf notwendig sind, deutlich nach 
oben ein. Mit der Ressourcenausstattung aus dem Jahr 2012 hätte jede 
Gemeinde Fr. 3000 mit einem Steuerfuss von weniger als 100 % finan-
zieren können. Mussten höhere Steuerfüsse erhoben werden, war dies 
immer eine Folge höherer Ausgaben pro Einwohnerin und Einwohner.

Zusammen mit den anderen Ausgleichsinstrumenten wird die Wirkung 
des gesamten Finanzausgleichs ersichtlich: Hierzu werden die Steuerfüs-
se, die ohne Finanzausgleich hätten erhoben werden müssen (eigenstän-
dige Steuerfüsse), mit den effektiv erhobenen verglichen (Abbildung 52).

Abbildung 51:
Ressourcenbedingte  

Steuerfüsse vor und nach  
Ressourcenausgleich 

(2012)
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Der Finanzausgleich vermindert die Unterschiede zwischen den Steu-
erfüssen erheblich. Gemeinden mit hohem eigenständigen Steuerfuss 
mussten aufgrund des Finanzausgleichs effektiv einen viel tieferen Steu-
erfuss erheben. Gemeinden mit tiefen eigenständigen Steuerfüssen hin-
gegen hatten einen höheren Steuerfuss festzusetzen. Dies zeigt, dass 
der Finanzausgleich die Ausgangslage der Gemeinden im Steuerwettbe-
werb einander angenähert hat. Ob eine ausreichende Annäherung erfolg-
te, muss politisch beurteilt werden.

§ 31 FAG Wirksamkeitsbericht
1	 Der Regierungsrat legt dem Kantonsrat mindestens alle vier Jahre ei- 
	 nen Bericht über den Vollzug und die Wirksamkeit dieses Gesetzes vor.
2	 Der Bericht gibt Aufschluss über
   	a.	die Erreichung der Ziele des Finanzausgleichs in der vergangenen  
		  Periode,
   b. Veränderungen in der Verteilung der öffentlichen Aufgaben zwischen  
		  Kanton und Gemeinden sowie sich daraus ergebende finanzielle  
		  Auswirkungen, mögliche Massnahmen.
c. 	 die Entwicklung der Ressourcen der Gemeinden und ihrer Belastung  
		  durch die Erfüllung der notwendigen Aufgaben.
		  […]

Abbildung 52:
Verteilung der Gemeinden 
nach eigenständigen  
und effektiv erhobenen 
Steuerfüssen (2012)
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6  Wirksamkeit des Finanzausgleichs



Abs. 2 von § 31 FAG legt in lit. a bis c die einzelnen Themen der Evaluation 
des Finanzausgleichs fest. Der Regierungsrat hat sich zunächst darüber 
zu äussern, ob der Finanzausgleich in der fraglichen Periode die Ziele er-
reicht hat. Dann soll der Bericht über Veränderungen in der Aufgabentei-
lung zwischen Kanton und Gemeinden und über die damit verbundenen 
finanziellen Auswirkungen auf deren Haushalte Auskunft geben. Werden 
Aufgabenverschiebungen festgestellt, ist jeweils auch die Angemessen-
heit der Abschöpfungen und Beiträge, insbesondere der Sonderlasten-
ausgleichsbeiträge, unter den neuen Rahmenbedingungen zu beurteilen. 
Gestützt auf diese Angaben sind schliesslich dem Kantonsrat mögliche 
Massnahmen, insbesondere Anpassungen des Finanzausgleichs an die 
neue Ausgangslage, vorzuschlagen.

§ 46 FAV Zwischenbericht
1	 Die Direktion erstellt über die ersten beiden Jahre des Vollzugs des  
	 Finanzausgleichsgesetzes einen Zwischenbericht.
2	 Der Bericht enthält Angaben über die Höhe der Ausgleichsbeiträge, die  
	 Entwicklung der Gemeindesteuerfüsse und der Steuerkraft der letzten  
	 vier Jahre.
	 […]

Der Zwischenbericht erfolgt gemäss § 46 FAV nur anlässlich der Ein-
führung in der Mitte der vier Jahre umfassenden Periode des Wirksam-
keitsberichts. Er enthielt Angaben über die Höhe der Ausgleichsbeiträge 
sowie über die Entwicklung der Gemeindesteuerfüsse und der Steuer-
kraft der letzten vier Jahre. Damit liess sich von Kanton und Gemeinden 
eine erste Einschätzung der Wirkungsweise des Finanzausgleichs vor-
nehmen.
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7 Über die Jahre wurden zahlreiche 
Anpassungen am Finanzausgleich 
vorgenommen. Die seit den späten 
1990er-Jahren angestrebte Total-
revision gelang erst auf das Jahr 
2012. In diesem Abschnitt werden 
die wichtigsten Meilensteine der 
Reform und die Funktionsweise  
sowie die Beiträge des alten Finanz-
ausgleichs aufgezeigt.
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Der Zürcher Finanzausgleich wurde 1929 im Zusammenhang mit der 
zweiten Eingemeindung von Nachbargemeinden in die Stadt Zürich ein-
geführt und periodisch an neue Anforderungen angepasst. In der zuletzt 
bis Ende 2011 geltenden Fassung beruhte das Finanzausgleichssystem 
auf dem Zusammenspiel

–	 des indirekten Finanzausgleichs in Form von finanzkraftabhängigen  
	 Staatsbeiträgen in Verbindung mit den entsprechenden Fachgesetzen  
	 und 

– 	des direkten Finanzausgleichs in Form des Finanzausgleichsgesetzes  
	 (Abbildung 53).

Finanzaus-
gleichsmodell

7.1

Abbildung 53:
Schematische Darstellung 

des alten Finanzausgleichs
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7  Anhang 1: Alter Finanzausgleich

Staatsbeitrags-
und Finanzaus-
gleichsgesetz

7.2

7.2.1		  Staatsbeiträge
Der indirekte Finanzausgleich wurde in der bis Ende 2011 geltenden 
Fassung in Form von zweckgebundenen Staatsbeiträgen als zweckge-
bundene geldwerte Leistungen für die Erfüllung von Aufgaben im öffent-
lichen Interesse gewährt.6 Das Staatsbeitragsgesetz unterscheidet zwi-
schen Kostenanteilen, Kostenbeiträgen und Subventionen. Sie sind nicht 
oder bedingt rückzahlbar.7 Staatsbeiträge werden sowohl an laufende 
Aufwendungen als auch an Investitionen ausbezahlt.8 

Die Beiträge richteten sich bis Ende 2011 grundsätzlich nach der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit und dem Ausmass des öffentlichen Interesses. 
Als Indikator für die finanzielle Leistungsfähigkeit diente bei den Gemein-
den, Gemeindeverbindungen und Zweckverbänden der Finanzkraftindex 
des entsprechenden Gemeinwesens. Bei der Berechnung des Finanz-
kraftindexes wurden der Steuerfuss und die Steuerkraft der Gemeinde 
berücksichtigt.

Das Ausmass des öffentlichen Interesses kam im Maximalsatz zum Aus-
druck. Dabei wurden meist drei Beitragsstufen gebildet. Sollte ein er-
heblicher Finanzausgleichseffekt erreicht werden, konnte die Stufenzahl 
bzw. die Differenz zwischen Maximal- und Minimalbeitragssatz erhöht 
werden. Die Abstufung der Beiträge nach der Finanzkraft verursachte bei 
den Gemeinden die Finanzausgleichswirkung.9

Staatsbeiträge an Gemeinden werden ausgerichtet von
– 	den kantonalen Direktionen und
– 	der kantonalen Gebäudeversicherung.10

Mit Wirkung auf den 1. Januar 2012 wurde im Zusammenhang mit dem 
neuen Finanzausgleichsgesetz auf die Abstufung nach der Steuerkraft 
(Finanzkraftindexierung) verzichtet, neu kommt der niedrigste Beitrags-
satz für alle Gemeinden zur Anwendung. 

Bei der Revision des Staatsbeitragsgesetzes in Verbindung mit den ent-
sprechenden Fachgesetzen wurden folgende Grundsätze berücksichtigt:

– 		Verzicht auf das Kriterium der finanziellen Leistungsfähigkeit (Finanz- 
		 kraftindexierung) 
– 		Verankerung des bisherigen Mindestsatzes im Gesetz als Grundsatz
– 		Beitragssatz bei Fonds
– 		Einbezug von genehmigungsbedürftigen Verordnungen in die Revision11

 

6 § 1 Abs. 1 StBG. 

7 § 1 Abs. 2 StBG. Für  
die einzelnen Definitionen  
vgl. §§ 2 ff. StBG. 

8 Schlussbericht  
2001, S. 65. 

9 Schlussbericht  
2001, Glossar, S. 37. 

10 Schlussbericht  
2001, S. 65. 

11 ABl 2009, S. 296.
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Die Staatsbeiträge gemäss Finanzkraftindexierung trugen dazu bei, dass 
die Gemeinden jene Aufgaben stärker wahrnahmen, für die sie Staats-
beiträge erhielten. Dies setzte Anreize zu Mehrausgaben in den entspre-
chenden Aufgabenbereichen. Die Ausgestaltung der Staatsbeiträge ver-
stiess somit gegen den Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz. Sie waren 
ungeeignet, exogene Disparitäten gezielt zu vermindern und schränkten 
zudem die Gemeindeautonomie ein. Anspruchsberechtigung und Höhe 
der Staatsbeiträge wurden zudem durch eine Vielzahl von Amtsstellen 
relativ unkoordiniert geregelt und ausgerichtet. 

Die Finanzausgleichswirkung schliesslich war wenig transparent und 
nicht planbar. Ausserdem fielen bei Kanton und Gemeinden verhältnis-
mässig grosse administrative Aufwände an.12

7.2.2		  Finanzausgleich
Der bis Ende 2011 geltende Finanzausgleich wurde im Gesetz über 
die Staatsbeiträge an die Gemeinden und über den Finanzausgleich  
(Finanzausgleichsgesetz) vom 11. September 1966 (aFAG, LS 132.1) und 
in der Verordnung zum Finanzausgleichsgesetz vom 29. November 1978  
(aFAV, LS 132.11) geregelt.

Der bis Ende 2011 geltende direkte oder Finanzausgleich i.e.S. umfasste 
die folgenden Instrumente:

– 		Steuerkraftausgleich
– 		Investitionsfonds
– 		Steuerfussausgleich
– 		Lastenausgleich für die Stadt Zürich
– 		Kulturlastenausgleich für grossen Kulturinstitute der Städte Zürich und  
		 Winterthur im Rahmen des Steuerkraftausgleichs

Bei der Bemessung der ersten drei Instrumente war immer vorausge-
setzt, dass eine Gemeinde  zuvor die ihr zustehenden Staatsbeiträge 
geltend gemacht hatte. Andernfalls musste die Gemeinde – aufgrund 
der Verletzung des Wirtschaftlichkeitsprinzips – die entsprechenden Fi-
nanzmittel selbst aufbringen. Nach dem neuen Finanzausgleichsgesetz 
handelt es sich bei einem entsprechenden Versäumnis explizit um einen 
endogenen, das heisst durch die Gemeinde beeinflussbaren Umstand.

Im alten System war die Stadt Zürich weder am Steuerkraft- noch am 
Steuerfussausgleich beteiligt. Einzig bei den Investitionsbeiträgen war 
für die Stadt Zürich eine Beitragsregelung vorgesehen (§ 20 lit. c aFAG).12 ABl 2009, S. 208. 
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Revisionsbe-
strebungen bis 
zum Jahr 1998

7.3

7.3.1  	B eschluss für 
			B   erichterstellung
Die Unzufriedenheit mit dem System ohne Lastenausgleich zeigte sich vor 
allem beim Ausschluss der Stadt Zürich. Die Stadt Zürich war nicht in das 
System des Steuerkraft- und Steuerfussausgleichs integriert, was Fra-
gen aufwarf und zu verschiedenen Vorstössen im Kantonsrat führte. Auf-
grund der dazumal vorgebrachten Kritik am Finanzausgleich beauftragte 
der Regierungsrat mit Beschluss Nr. 4114 vom 11. Dezember 1991 Prof.  
Dr. Ernst Buschor mit der Erstellung eines Berichts. Dieser wurde nach 
dem Verfasser als Buschorbericht bezeichnet.

Auftrag des Berichts war es, Folgendes darzustellen: (1) Die Wirkungen 
des Finanz- und Lastenausgleichs im Jahr 1991, (2) die Begründbarkeit 
der Lastenausgleichsforderungen der Stadt Zürich, (3) mögliche Modelle 
für einen Lastenausgleich der Stadt Zürich, (4) ein mögliches Vorgehen 
(Phasenkonzept) mit Blick auf die umfangreichen Restriktionen, (5) Quan-
tifizierung möglicher Lösungen und (6) Aufzeigen von Möglichkeiten, die 
Stadt Zürich in den verfassungsmässigen Auftrag einzubeziehen.13

7.3.2		B  uschorbericht
Das Institut für Finanzwirtschaft und Finanzrecht an der Hochschule  
St. Gallen (IFF) erarbeitete für den Kanton Zürich 1992 basierend auf 
der Grundidee eines Normlastenausgleichs ein Modell für einen Finanz- 
und Lastenausgleich (Buschorbericht). Dieser sollte als Ersatz für den 
Steuerfussausgleich und die Investitionsbeiträge dienen und zudem die 
Stadt Zürich einbeziehen.14 Der Steuerkraftausgleich sollte in modifizier-
ter Form beibehalten werden.15 Die wesentlichste Änderung im Vergleich 
zur damals geltenden Regelung bestand im Verzicht auf die Bemessung 
der Zuschüsse nach der U-Kurve; allerdings sollte der rechte Ast des U 
fakultativ beibehalten werden.

Der Bericht beinhaltete als zentrales Element einen Vorschlag für einen 
Normlastenausgleich für den Kanton Zürich.16 Der Normlastenausgleich 
war als Finanzausgleichssystem gedacht, das für jede Gemeinde Norm-
lasten und Ist-Erträge festlegte. Soweit die Normlasten die Ist-Erträge 
überstiegen, erhielt eine Gemeinde die Differenz im Rahmen des Norm-
lastenausgleichs vergütet. Er umfasste alle Gemeinden. Im Buschorbe-
richt wurden die Städte Zürich und Winterthur in den Bereichen Kultur 
und Polizei gesondert behandelt.17

Die Normlasten wurden für bestimmte Aufgabenbereiche der funktiona-
len Gliederung festgelegt. Die Auswahl erfolgte dabei nach dem Volumen 

13 Vgl. Buschor/Schedler/
Stäger, 1993, S. 17 f.  

14 Schlussbericht  
2001, S. 29.  

15 Buschor/Schedler/ 
Stäger, 1993,  
S.133 ff.; Entwurf §§ 3 ff.  

16 Buschor/Schedler/
Stäger, 1993, S. 131 ff.: 
Anhang 1: Entwurf zu 
einem Gesetz über den 
direkten Finanzausgleich, 
insbesondere S.136 ff.; II. 
Der Normlastenausgleich. 

17 Buschor/Schedler/ 
Stäger, 1993, S. 93, Grafik 
65 und S. 94, Grafik 64.
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für den Haushalt einer Gemeinde. Im Vorschlag des IFF wurden folgende 
Aufgabenbereiche berücksichtigt: restliche Funktionen, soziale Wohl-
fahrt, Zürcher Verkehrsverbund, Gesundheit, Volksschule, Passivzinsen 
und ordentliche Abschreibungen.18

Die einzelnen Werte der angeführten Aufgabenbereiche wurden, bis auf 
die Passivzinsen und ordentlichen Abschreibungen, nicht als Ist-Werte, 
sondern für jede einzelne Gemeinde individuell als Normwerte festgelegt.

Für die Individualisierung der einzelnen Gemeinden wurden in den ver-
schiedenen Aufgabenbereichen jeweils bestimmende Kostenfaktoren in 
Franken für sogenannte Normleistungen festgelegt und mit der für die 
Gemeinde massgebenden Quantität des Kostenfaktors multipliziert. So 
ergab sich für einen bestimmten Aufgabenbereich ein Normleistungsauf-
wand. Die Summe der Normleistungsaufwendungen für die einzelnen 
Aufgabenbereiche ergab in der Summe aller Aufgabenbereiche insge-
samt die Normlast für eine bestimmte Gemeinde. Die Normleistungsauf-
wendungen wurden aufgrund einer repräsentativen Anzahl von Gemein-
den ermittelt.

Die Gemeindewerke wurden mit einem Nettobetrag erfasst. Nicht mass-
gebend waren auf der Aufwandseite (Lasten) die Ist-Aufwendungen der 
Gemeinde. Auf der Ertragsseite wurden als Ist-Werte (besser: Budge-
twerte) der Steuerkraftausgleich, die Staatsbeiträge und die Gemeinde-
steuern zu einem bestimmten vorgegebenen Steuerfuss verbucht.19 Wa-
ren die so berechneten Erträge im Vergleich zu den Normwerten geringer, 
ergab sich in der Differenz ein Anspruch auf Normlastenausgleich.

Im Buschorbericht heisst es: 
Das System des Steuerfussausgleichs sei nur dank der sinkenden Steuerfüsse 

und der vorwiegenden Finanzierung über den Eigenkapitalabbau der Steuerfus-

sausgleichsgemeinden zu tragbaren kantonalen Kosten funktionsfähig. «Diese 

beiden Randbedingungen treffen in absehbarer Zeit nicht mehr zu. Ein Einbe-

zug der Stadt Zürich in den Steuerfussausgleich ist noch problematischer als 

der heutige Einbezug anderer Städte wie Winterthur. Eine steigende Differenz 

zwischen dem Stadtzürcher Steuerfuss und den Steuerfüssen der übrigen Ge-

meinden verstösst gegen den Geist [von] Art. 19 der Kantonsverfassung, die 

eine Annäherung der Steuerfüsse verlangt. Eine Gesetzesrevision beim Steu-

erfussausgleich ist unvermeidlich, weil im geltenden System der Finanzbedarf 

ungenügend objektivierbar (nur Ermessensüberprüfung bei den Ausgaben) und 

daher kaum auf die Stadt Zürich übertragbar ist.

[...] Wir empfehlen, das heutige System der primär einnahmen-orientierten Fi-

nanzausgleichssteuerung durch ein Normaufwand- (und in einer zweiten Phase 

Normkosten-) orientiertes System zu ersetzen. Es sollte in einer ersten Stu-

fe den heutigen Steuerfussausgleich und Investitionsfonds ablösen, wobei die 

Stadt Zürich einzubeziehen ist. Vom Normaufwand sind die Steuererträge zum 

höchstzulässigen Steuerfuss, die eingehenden Staatsbeiträge sowie angemes-

sene Gebühren und Entgelte abzuziehen. Für die Bereiche Polizei und Kultur 

sind besondere Normaufwandstandards für die Städte Zürich und Winterthur 

vorzusehen. Ein solches System erfordert eine teilweise Überarbeitung des 

Handbuchs des Rechnungswesens der Zürcher Gemeinden. Die Rechnungen 

sind hernach für eine repräsentative Zahl von Gemeinden nach diesen Grund-

sätzen auszuwerten.

18 Buschor/Schedler/ 
Stäger, 1993, S. 93.  

19 Buschor/Schedler/ 
Stäger, 1993, S. 93,  
Grafik 65. 
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In einer zweiten Phase könnte das bestehende System der aufwandproportio-

nalen Subventionen des indirekten Finanzausleichs (zweckgebundene Staats- 

beiträge) auf Normkosten umgestellt werden, die einer sparsamen und ef-

fizienten Aufgabenerfüllung entsprechen. Dazu wäre ein breiter Einsatz 

bereichsweiser Kostenrechnungen erforderlich. Es würde Sparanreize bieten 

und wäre administrativ weniger aufwendig. Für den Aufbau eines solchen Sys-

tems sind mehrere Jahre erforderlich.

Eine solche Lösung ist einer isolierten Lastenausgleichsregelung für die Stadt 

Zürich – z.B. auf dem Gebiet der Polizeiausgaben – vorzuziehen, weil sie das 

Problem der städtischen Steuerfussdisparität längerfristig kaum dauerhaft zu 

lösen vermag und einen verfassungsrechtlich und politisch problematischen 

Sonderstatus einer Gemeinde vermeidet.

Nach groben Schätzungen dürfte sich für Zürich und Winterthur ein Finanzbe-

darf von gut 100 Millionen Franken ergeben, der schwergewichtig der Stadt 

Zürich zugute kommt. Der Finanzbedarf ist stark abhängig von der Festlegung 

der Normaufwandwerte. Je höher diese sind, umso grösser wird der Aus-

gleichsbedarf beim Kanton.»20

7.3.3		  Modellrechnungen  
			A   rbeitsgemeinschaft 
			   Infras/Nabholz
Da der Buschorbericht keine konkreten Beispiele über die Auswirkungen 
enthielt, musste vorab abgeklärt werden, was der Normlastenausgleich 
für die Gemeinden des Kantons Zürich bedeutete bzw. ob die vorgege-
bene Zielsetzung, insbesondere der Einbezug der Stadt Zürich in den 
Lastenausgleich, damit überhaupt realisiert werden konnte. Der Regie-
rungsrat beauftragte deshalb in der Folge die Arbeitsgemeinschaft Inf-
ras/Nabholz mit der Klärung der Frage, ob und wie sich der Normlasten-
ausgleich umsetzen liesse. Infras/Nabholz erstellten dann die Vorstudie 
vom 15. März 1995. Gestützt darauf erteilte der Regierungsrat Infras/
Nabholz am 5. April 1995 den Auftrag, Modellrechnungen durchzufüh-
ren. Die Ergebnisse wurden in den Modellrechnungen der Arbeitsge-
meinschaft Infras/Nabholz zum Normlastenausgleich vom 30. April 1996 
festgehalten. 

7.3.4		  Vorarbeiten zum 
			   Lastenausgleich der 			
			   Stadt Zürich
Mit Beschluss vom 23. Mai 1996 beauftragte der Regierungsrat die Ar-
beitsgemeinschaft Infras/Nabholz, Modelle für eine Lastenabgeltung 
für die Stadt Zürich auszuarbeiten. Die Arbeiten wurden im Juni 1996 
aufgenommen und mit dem Schlussbericht am 23. Mai 1997 beendet. 
Begleitet wurden die Arbeiten von einer aus Gemeindevertreterinnen und 
Gemeindevertretern zusammengesetzten Kommission, die die einzelnen 
Arbeitsschritte diskutierte und das weitere Vorgehen festlegte.

20 Buschor/Schedler/ 
Stäger, 1993, S. 15 f.  
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Zur Ermittlung der Sonderlasten der Stadt Zürich führte der Regierungs-
rat aus:

«Die Sonderlasten wurden so ermittelt, dass in einem ersten Schritt jene Be-

reiche erhoben wurden, in denen die Stadt, beruhend auf einer Analyse des 

gewichteten Aufwandes von 28 repräsentativen Testgemeinden des Kantons, 

einen deutlich überdurchschnittlichen, d. h. mindestens 200 % höheren Auf-

wand aufweist. Folgende Arten von Sonderlasten wurden dabei unterschieden:

–	 Zentralörtliche Leistungen, d. h. Leistungen der Stadt Zürich, welche über 		

	 die Grenzen der Stadt hinauswirken

–	 Grössenbedingte Sonderlasten, d. h. Leistungen, welche mit steigender Ein- 

	 wohnerzahl einer Stadt deutlich überproportional zunehmen

–	 Sonderleistungen, d. h. Leistungen, welche in den anderen Gemeinden in der  

	 Regel gar nicht oder von andern Aufgabenträgern wahrgenommen werden.

Mit dieser quantitativen Analyse wurden Sonderlasten in der Höhe von 389 

Mio. Franken pro Jahr festgestellt. Mittels einer qualitativen Analyse wurden 

sodann diejenigen Bereiche mit überdurchschnittlichem Aufwand, in denen 

grössenmässig bedeutende Sonderlasten vorliegen, nach der Art der angebo-

tenen Leistungen und der Herkunft der Leistungsempfangenden untersucht. 

Als Aufgabenbereiche mit einem massgeblichen Anteil an Sonderlasten wur-

den so die Polizei, die Kultur, die soziale Wohlfahrt, die Krankheitsbekämpfung 

und die Berufsbildung identifiziert. Einige der ermittelten Sonderlasten sind 

demgegenüber, gestützt auf eine qualitative Analyse, nicht berücksichtigt wor-

den. Die ermittelten Sonderlasten reduzierten sich damit von 389 Mio. Franken 

auf 313 Mio. Franken. Insgesamt erachtete die begleitende Kommission ein 

Abgeltungstotal von 147 Mio. Franken für die vier Leistungsbereiche Polizei, 

Kultur, soziale Wohlfahrt und Berufsbildung als angemessen, wobei die bis-

herigen Abgeltungen für die Bereiche Polizei und Kultur beibehalten werden 

sollen. Im Schlussbericht finden sich folgende Abgeltungsvorschläge:  

–	 Polizei: Teilabgeltung in der Höhe von 52,5 Mio. Franken

–	 Kultur: Teilabgeltung in der Höhe von 24,5 Mio. Franken

–	 Soziale Wohlfahrt: Teilabgeltung in der Höhe von 49 Mio. Franken

–	B erufsbildung: vollständige Abgeltung in der Höhe von 21 Mio. Franken  

	 durch Aufgabenneuverteilung (Kantonalisierung)

Als Finanzierungsträger vorgesehen sind einerseits der Staat, anderseits für 

den Kulturbereich auch die finanzstarken Gemeinden. Mit dieser Kombination 

von vertikalem und horizontalem Lastenausgleich kann die Lastenabgeltung 

erfolgen, ohne dass dabei neue Trägerschaften bzw. neue Organisationen ge-

bildet werden müssen.» 

7.3.5		  Lastenausgleich 
			   für die Stadt Zürich
In der Weisung vom 8. April 1998 zur Lastenausgleichsvorlage führte der 
Regierungsrat Folgendes aus: 

«Die Elemente des direkten Finanzausgleichs im Kanton Zürich sind der Steuer-

kraftausgleich, der Steuerfussausgleich und die Investitionsbeiträge. Am Steuer- 
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Der Kantonsrat stimmte dem Antrag des Regierungsrates vom 8. April 
1998 am 3. November 1998 mit folgenden Abänderungen zu:

–	Befristung des Lastenausgleichs im Bereich des Sozialen auf fünf Jahre

– 	Finanzierung des Lastenausgleichs Kultur durch den Kanton statt  
	 durch die finanzstarken Gemeinden 

– 	Befristung in den Übergangsbestimmungen des zusätzlichen Beitrags an  
	 die Sonderlasten der Polizei in Höhe von 47,5 Mio. Franken bis Ende 2000

Die NZZ berichtete dazu in der Ausgabe vom 3. November 1998:21 
«Ein Hauch von Feierlichkeit hat sich am Montag gegen die Mittagszeit im Rat-

haus verbreitet: Mit 124 gegen 27 Stimmen verabschiedete der Kantonsrat die 

Lastenausgleichsvorlage, die der Stadt Zürich die während Jahren reklamierte 

Abgeltung eines guten Teils ihrer Sonderlasten und zentralörtlichen Leistun-

gen bringt, zuhanden der Volksabstimmung. Regierungsrat Notter, Direktor des 

Innern, sprach zum Schluss der Debatte vom Anfang, der gemacht worden sei 

für ein hoffentlich entspanntes Verhältnis zwischen Stadt und Land. Andere 

sprachen vom Meilenstein, den der Rat einvernehmlich gesetzt habe, und Drit-

te rühmten den tragfähigen Kompromiss, den das Parlament zugunsten der 

Stadt als Herz des Kantons Zürich erarbeitet habe.»

Die Volksabstimmung erfolgte auf der Grundlage des obligatorischen 
Referendums am 7. Februar 1999. Die Inkraftsetzung des revidierten Fi-
nanzausgleichsgesetzes erfolgte rückwirkend auf den 1. Januar 1999.

7.3.6		  Soziallastenausgleich 
				   (Bündner Modell)
Der Regierungsrat setzte im Frühjahr 1998 eine Arbeitsgruppe ein, die 
einen Ausgleich der Soziallasten zwischen den zürcherischen Gemein-
den im Sinne des Bündner Modells überprüfen sollte. Um verschiede-
ne Modellvarianten fundiert beurteilen zu können, wurden anhand der 
Zahlen 1997 breit abgestützte Modellrechnungen durchgeführt. Dadurch 
konnten die finanziellen Auswirkungen auf Kanton und Gemeinden auf-
gezeigt und auch die Auswirkungen auf die übrigen Komponenten des 
Finanzausgleichs geprüft werden. 

21 NZZ vom 3.11.1998  
Nr. 255, S. 53.

kraft- und Steuerfussausgleich ist die Stadt Zürich nicht beteiligt und wird auch 

nicht in die Berechnungen miteinbezogen. Diese Ausklammerung der Stadt Zü-

rich vom System des direkten Finanzausgleichs (abgesehen von den Investiti-

onsbeiträgen) wurde zwar schon bei der Erfüllung der heute geltenden Regelung 

als Mangel empfunden, erschien aber wegen der Grösse der Stadt Zürich als 

unumgänglich. Wegen ihrer grossen absoluten Steuerkraft würde sie, falls sie 

pflichtig oder berechtigt würde, das System sprengen (ABl 1978, S. 1420), und 

wenn der Stadt Zürich nur 2 bis 3 Steuerprozente ausgeglichen werden müssten, 

so würde das bereits den ganzen Betrag beanspruchen, welcher für den Steuer-

fussausgleich in ganzen Kanton zur Verfügung stehen (ABl 1979, S. 1303). In der 

Abstimmungsweisung vom 13. Juni 1977 zur Neuordnung des Finanzausgleichs 

hielt der Regierungsrat fest, die Stadt Zürich kranke nicht an einer schwachen 

Steuerkraft, sondern an einem hohen Aufwand, der mindestens teilweise durch 

die Grösse bedingt sei, und an einer ungünstigen Bevölkerungsentwicklung.»

7  Anhang 1: Alter Finanzausgleich
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Für die Modellrechnungen formulierte die Arbeitsgruppe folgende Rah-
menbedingungen:

–	Miteinbezug der fünf Aufgabenbereiche Zusatzleistungen, Sozialhilfe,  
	 Arbeitslosenhilfe, Alimentenbevorschussung und Kleinkinderbetreungs- 
	 beiträge

–	Ausgleichsmodell mit drei Finanzierungskomponenten (= Bündner Mo- 
	 dell): Selbstbehalt der betreffenden Gemeinde, Kantonsbeitrag und  
	 Poolfinanzierung durch sämtliche Gemeinden

–	Abstützung auf Ist-Werte, das bedeutet keine Verwendung von Norm- 
	 werten; Verzicht auf den Einbezug von Finanzkraft und/oder Sozialindi- 
	 katoren in die Verteilschlüssel

–	Einheitliche prozentuale, fixe Verteilungsschlüssel für alle Aufgabenbe- 
	 reiche. Im Sinne einer Zielsetzung sollte zudem für die Stadt Zürich  
	 eine Entlastung erreicht werden, die mindestens das Ausmass des da- 
	 maligen Abgeltungsbeitrags von 24 Mio. Franken betrug
 
Die Arbeitsgruppe kam zum Schluss, das Bündner Modell sei in dieser 
Ausgestaltung nicht realisierbar, es sollte stattdessen ein Zürcher Modell 
entwickelt werden.  Bis zur Inkraftsetzung eines neuen Finanzausgleichs 
sollte der Lastenausgleich für die Stadt Zürich im Bereich Sozialhilfe ver-
längert werden.22

7.4.1		  Ziel des 
				   Finanzausgleichsgesetzes
§ 8 aFAG legte als Ziel des Finanzausgleichs eine bestimmte Steuerfuss-
disparität fest: Mit dem Finanzausgleich sollten die Gemeindesteuerfüsse 
so beeinflusst werden, dass über eine Zeitspanne von zwei Jahren betrach-
tet mindestens 95 % aller Steuerfüsse innerhalb des vom Regierungsrat 
festgelegten Bereichs lagen. Dieser war so zu bestimmen, dass der obere 
Bereichsgrenzwert nicht mehr als das 1,5-Fache des unteren betrug.

Diese Bestimmung war die Antwort des Kantons auf die Volksinitiative 
Gesunde Steuerfussdisparität.

Instrumente des 
Finanzausgleichs 
bis Ende 2011

7.4

22 RRB Nr. 660/2001.
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Der zentrale Bemessungsfaktor des Steuerkraftausgleichs war die ab-
solute bzw. relative Steuerkraft. Die relative Steuerkraft einer Gemeinde 
ergibt sich aus der absoluten Steuerkraft der Gemeinde geteilt durch die 
Anzahl der Einwohner. Beide Grössen sind Ausdruck der Leistungsfähig-
keit einer Gemeinde. Die Beiträge des Ausgleichsjahres richteten sich 
nach der Steuerkraft der Gemeinde im vorangegangenen Jahr.

7.4.2.1		  Steuerkraftzuschüsse
Berechtigt für Steuerkraftzuschüsse waren Gemeinden, deren relative 
Steuerkraft unter dem Kantonsmittel lag und deren Steuerfuss mindestens 
dem Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse entsprach (§ 10 Abs. 1 und 
2 aFAG).

Bei der Bemessung der Zuschüsse waren zwei Schritte und zwei Verfah-
rensabschnitte zu unterscheiden:

–	 In einem ersten Schritt waren die Beiträge aus dem Ausgleichsfonds  
	 (Zuschüsse) so zu bemessen, dass die relative Steuerkraft jeder Ge- 
	 meinde mindestens 70 % des kantonalen Mittels der relativen Steuer- 
	 kraft betrug. Der Regierungsrat setzte die Skala fest (§ 11 Abs. 1 aFAG). 
 	 Die vom Regierungsrat festgesetzte Skala hatte die Gestalt einer 
 	 sogenannten U-Kurve. Entsprechend der Form eines U, wurden die  
	 Beiträge nach aufsteigender Zahl der Einwohnerinnen und Einwoh- 
	 ner einer Gemeinde ausgerichtet. Dabei erhielten kleinere Gemeinden  
	 (linker Ast des U) mehr als mittelgrosse Gemeinden (mittlerer Abschnitt  
	 des U), mittlere Gemeinden erhielten am wenigsten, erst wieder die  
	 grossen Gemeinden (rechter Ast des U) erhielten Beiträge wie die klei- 
	 nen Gemeinden. Diese Beitragsskala entsprach der Auffassung von  den  
	 sogenannten Kosten der Weite und der Enge bzw. von  der im Sinne  
	 der Kostengünstigkeit idealen Gemeinde, die nach dieser Theorie im  
	 Mittelfeld der nach der Einwohnerzahl rangierten Gemeinden anzu- 
	 siedeln war.

–	Dieses Ergebnis wurde in einem zweiten Schritt mit einem Faktor  
	 (Zuschussfaktor) vervielfacht, der dem um 10 Steuerprozente erhöhten  
	 Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse entsprach (§ 11 Abs. 2 Satz  
	 2 aFAG).

Da sich die Zuschüsse und Abschöpfungen im Sinne des Gleichgewichts 
grundsätzlich entsprechen mussten (Ausgleichsfonds), regelte § 18 Abs. 1 

7.4.2		  Steuerkraftausgleich
Der Steuerkraftausgleich war seinem Wesen nach ein Ressourcenaus-
gleich. Beim Begriff Steuerkraftausgleich handelt es sich um die ältere 
Bezeichnung. Er umfasste die beiden Instrumente der Steuerkraftzu-
schüsse (Zuschüsse) und der Steuerkraftabschöpfungen (Abschöpfun-
gen). Zuschüsse und Abschöpfungen waren durch den Ausgleichsfonds 
verbunden, dessen Zweck nach § 9 Abs. 1 aFAG in der Stärkung der 
Steuerkraft finanzschwacher Gemeinden durch Beiträge der finanzstar-
ken Gemeinden bestand. Da die Zuschüsse und Abschöpfungen nach 
dem Bemessungsmodus des Gesetzes jeweils nicht vollständig über-
einstimmten, erfolgte der Ausgleich über einen Ausgleichsfonds, in 
dem überschüssige Abschöpfungen vorübergehend verblieben, um im 
nächsten Ausgleichsjahr berücksichtigt zu werden.

7  Anhang 1: Alter Finanzausgleich
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aFAG das Gleichgewicht des Ausgleichsfonds. Danach konnte der Kan-
tonsrat den Zuschussfaktor von 10 % ändern, um ihn mit dem Abschöp-
fungsfaktor bzw. den Abschöpfungen in Übereinstimmung zu bringen. 
Nach § 18 Abs. 2 aFAG konnte der Regierungsrat nötigenfalls kurzfristige 
Massnahmen treffen.

Was die beiden Verfahrensabschnitte angeht, so ist zu unterscheiden:

–	Da die voraussichtlichen Beiträge den Gemeinden rechtzeitig zur Ein- 
	 stellung in die Voranschläge mitzuteilen waren (§ 13 Abs. 1 Satz 1 aFAG)  
	 und das Ausgleichsjahr (t) dem Bemessungsjahr (t-1) unmittelbar folgte,  
	 standen in einem ersten Verfahrensabschnitt im Jahr (t-1) noch nicht die  
	 definitiven Beiträge für das Budget fest. Das Gemeindeamt teilte in die- 
	 sem Stadium den Gemeinden deshalb erst die provisorischen Zuschüs- 
	 se mit.

–	Die definitive Festsetzung erfolgte in einem zweiten Verfahrensschritt  
	 erst im Ausgleichsjahr (t), nachdem die effektiven Zahlen des Bemes- 
	 sungsjahres (t-1) bekannt waren. Die effektive Auszahlung erfolgte bis  
	 Ende Oktober des Ausgleichsjahres (§ 13 Abs. 2 aFAG).

Das Ermitteln der Steuerkraftzuschüsse, die durch die festgelegte Ver-
fahrensweise erst im Folgejahr definitiv ermittelt und ausgezahlt werden 
konnten, bewirkte, dass die Gemeinden mit der Planung ihrer Budgets 
zeitlich unter Druck gerieten. Die Festsetzung des Zuschussfaktors ob-
lag dem Kantonsrat, da aber die Zeit für die Konsultation im Kantonsrat 
grundsätzlich nicht gegeben war, übte der Regierungsrat diese eigentlich 
dem Kantonsrat zustehende Kompetenz aus.

Ein für das Budget bemessener Beitrag war gegebenenfalls nachträglich 
zu kürzen, wenn eine Gemeinde sie bei ordnungs- und plangemässer 
Haushaltführung nicht verwenden konnte (§ 12 Abs. 1 aFAG). Eine wei-
tere Kürzung der Beiträge erfolgte allenfalls nachträglich im Zusammen-
hang mit der Rechnungsprüfung durch die Bezirksräte (§ 12 Abs. 2 aFAG), 
also im Jahr (t+1).

Damit erstreckte sich das Verfahren der Steuerkraftzuschüsse im Nor-
malfall über drei Jahre, nämlich vom Bemessungsjahr (t-1) über das Aus-
gleichsjahr (t) zum Nachjahr (t+1). Dabei war üblicherweise zweimal, bei 
einer Kürzung ein drittes Mal zu verfügen.

7.4.2.2 		 Steuerkraftabschöpfungen
Nach § 14 aFAG wurde der Ausgleichsfonds durch Gemeinden mit über-
durchschnittlicher Steuerkraft gespiesen. Was überdurchschnittlich war, 
wurde in § 15 Abs. 1 aFAG festgehalten: Danach waren Gemeinden ab-
lieferungspflichtig, deren relative Steuerkraft das Kantonsmittel um mehr 
als 15 % überstieg.
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Die Bemessung der Abschöpfungen wurde gemäss § 15 Abs. 2 aFAG 
i.V.m. § 14a Abs. 3 aFAV vom Regierungsrat geregelt. Entsprechend den 
Zuschüssen waren bei den Abschöpfungen zwei Bemessungsschritte zu 
unterscheiden:

– 	In einem ersten Schritt wurde die Abschöpfung zu 100 % festgelegt.  
	
– 	In einem zweiten Schritt wurde das Ergebnis mit einem Faktor (Ab- 
	 schöpfungsfaktor) vervielfacht, der 20 Steuerprozent tiefer lag als 
	 das Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse. Die Zuständigkeiten 
 	 zur Anpassung dieses Faktors waren entsprechend § 18 aFAG iden- 
	 tisch mit jenen der Zuschüsse (vgl. vorstehend). Für das Jahr 2011 lag  
	 der Abschöpfungsfaktor 22 % unter dem Kantonsmittel der Gemeinde- 
	 steuerfüsse.23

Zum Schutz vor einer allfälligen Überlastung der Abschöpfungsgemein-
den enthielt § 16 aFAG eine Regelung zur Kürzung. Danach wurden die 
Ablieferungen so weit gekürzt, als sie ein Ansteigen des Gemeindesteu-
erfusses auf mehr als das um 10 Steuerprozente reduzierte Kantonsmittel 
bewirkt hätten (Abs. 1). Gemeinden, die eine solche Kürzung verlangten, 
hatten glaubhaft zu machen, dass ihr Budget und der sich daraus erge-
bende Steuerfuss den Grundsätzen einer ordnungs- und plangemässen 
Haushaltführung entsprachen. Sie hatten ihre Voranschlagsentwürfe bis 
spätestens Ende Oktober des Vorjahres (t-1) der für das Gemeindewe-
sen zuständigen Direktion einzureichen. In begründeten Ausnahmefällen 
konnte die Frist erstreckt werden (Abs. 2). Die für das Gemeindewesen 
zuständige Direktion entschied über diese Kürzungen. Änderungen im 
Zusammenhang mit der Rechnungsprüfung (t+1) blieben vorbehalten 
(Abs. 3).

Mit der Revision des Finanzausgleichsgesetzes im Jahr 1986 erhielten 
die Städte Zürich und Winterthur Beiträge an ihre grossen Kulturinstitute. 
Die dafür notwendigen Mittel wurden durch die Steuerkraftabschöpfun-
gen von den finanzstarken Gemeinden finanziert.

Von den Abschöpfungen gemäss §§ 15 und 16 aFAG wurden höchstens 
10 % an die Städte Zürich und Winterthur für die grossen Kulturinstitute 
überwiesen (§ 33a Abs. 1 aFAG)24. Der Regierungsrat setzte den Prozent-
satz fest und bezeichnete die Kulturinstitute, für welche Beiträge ausge-
richtet wurden. Er konnte die Beitragsleistung mit Auflagen verbinden 
(§ 33a Abs. 2 aFAG). Die Verteilung unter den beiden Städten sollte im 
Wesentlichen dem Verhältnis der Summe entsprechen, die sie für diese 
Institute gestützt auf das Gesetz über die Förderung des kulturellen Le-
bens erhielten (§ 33a Abs. 3 aFAG).

Mit Beschluss des Regierungsrates vom 22. Oktober 2008 wurde die 
Verordnung über den Gemeindehaushalt geändert.25 Dabei wurde in 
§ 23a VGH die Möglichkeit zur Bildung von Rückstellungen für Steuer-
kraftabschöpfungen geschaffen:  

–	Die politischen Gemeinden können für Steuerkraftabschöpfungen  
	 Rückstellungen bilden. Diese sind im Folgejahr über die Laufende  
	 Rechnung aufzulösen (Abs. 1). 

24 Eingefügt durch Gesetz 
über Aufgabenteilung  
und Lastenausgleich vom 
2. Dezember 1984  
(OS 49, 228). In Kraft 
gesetzt auf den 1. Januar 
1986 (OS 49, 404). 

25 ABl 2008; S. 1843.   

23 RRB Nr. 1093/2008.
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–	Bildet eine Gemeinde eine Rückstellung für die erwartete Steuerkraft- 
	 abschöpfung, hat sie diese Rechnungslegungspraxis in den Folgejah- 
	 ren beizubehalten (Abs. 2).

–	Die Höhe der Rückstellung entspricht der im Folgejahr erwarteten ge- 
	 samten Steuerkraftabschöpfung. Bei der erstmaligen Bildung der  
	 Rückstellung sowie in den vier Folgejahren kann die Rückstellung ge- 
	 ringer sein (Abs. 3).

Der Regierungsrat führte dazu aus: 
«Mit der Verordnungsänderung wird dem mehrfach geäusserten Wunsch der fi-

nanzstarken Gemeinden entsprochen, Rückstellungen für Steuerkraftabschöp-

fungen bilden zu können. Nach Ablauf einer Übergangsfrist von fünf Jahren 

entspricht deren Höhe der entsprechenden Verpflichtung. Auf eine Änderung 

der Bemessungsgrundlage im Finanzausgleichsgesetz wurde im Hinblick auf 

die Diskussion zum neuen Finanzausgleich verzichtet. Die Verordnungsände-

rung betrifft einzig die Rückstellungen für Steuerkraftabschöpfungen. Eine 

Ausweitung der Thematik auf aktive und passive Rechnungsabgrenzungen im 

Allgemeinen findet nicht statt.»26  

Die einzelnen Bestimmungen kommentierte der Regierungsrat wie folgt:
  

«Abs. 1: Durch die offene Formulierung wird es den politischen Gemeinden 

überlassen, ob sie Rückstellungen für die Steuerkraftabschöpfung bilden 

möchten. Abs. 2: Die Stetigkeit und die Vergleichbarkeit der Rechnungslegung 

erfordern, dass eine einmal gewählte Praxis grundsätzlich beibehalten wird. 

Abs. 3: Gemäss der Definition von Rückstellungen ist im Zeitpunkt der Bildung 

die Höhe der Rückstellung ungewiss, aber schätzbar. Da im Zeitpunkt des Jah-

resabschlusses die eigene Steuerkraft berechenbar ist und die voraussicht-

lichen kantonalen Daten mitgeteilt wurden, kann die Höhe der Abschöpfung 

ziemlich genau geschätzt werden. Die Rückstellung hat in der berechneten 

Grösse zu erfolgen. Weil es sich bei den Steuerkraftabschöpfungsbeiträgen 

um hohe Summen handelt, soll den Gemeinden eine Übergangszeit bezüglich 

Einstellung der vollen Rückstellungshöhe gewährt werden. Diese muss aber 

zeitlich so limitiert sein, dass die Übergangsphase nicht zu lange dauert und 

somit die Stetigkeit der Rechnung in Zukunft gewährleistet werden kann.» 27

Die Umverteilung mit dem Steuerkraftausgleich erreichte im Jahr 2007 
300 Mio. Franken. Die Beiträge an die Kulturinstitute gemäss § 33a FAG 
betrugen zusammen 30 Mio. Franken im Jahr 2007.

Der Steuerkraftausgleich benachteiligte durch die sogenannte U-Kur-
ve die mittleren gegenüber den kleinen und grossen Gemeinden. Die 
Stadt Zürich war vom Steuerkraftausgleich ausgenommen. Beides ver-
stiess gegen das Gebot der Gleichbehandlung aller Gemeinden. Die-
se Ungleichbehandlung verhinderte eine Verbesserung ungünstiger 
Gemeindestrukturen und die Anpassung der Gemeindeorganisation 
an veränderte Aufgaben, weil die neue Gemeinde durch eine höhere 
Einwohnerzahl im Finanzausgleich schlechter gestellt wurde. Sie be-
schränkte zudem die Gemeindeautonomie und verschlechterte die Effi-
zienz der Verwaltung.28 

26 ABl 2008, S.1845.  

27 ABl 2008, S. 1856 f.  

28 ABl 2009, S. 207.
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7.4.3		  Investitionsfonds
Gemäss § 19 aFAG diente der Investitionsfonds der Verminderung von 
Investitionslasten der Gemeinden durch Beiträge des Staates. Die In-
vestitionsbeiträge (des Investitionsfonds) unterstützten Gemeinden mit 
hohem Steuerfuss, die Investitionen getätigt hatten. Der Kanton wurde 
durch den Investitionsentscheid einer Gemeinde zur Zahlung veranlasst. 
Dadurch wurde das Äquivalenzprinzip verletzt. Zum gezielten Abbau 
exogener Disparitäten waren die Investitionsbeiträge deshalb ebenfalls 
ungeeignet.29

 
Der Investitionsfonds wurde im Jahr des Inkrafttretens des neuen Fi-
nanzausgleichs aufgehoben. Vor dem Inkrafttreten des neuen Finanzaus-
gleichsgesetzes zugesicherte Investitionsbeiträge wurden den Gemein-
den auch nach der Abschaffung des Investitionsfonds noch ausbezahlt 
und in der Bilanz des Kantons aktiviert.30

Am 1. Januar 2009 hatte der Ausgleichsfonds ein Verwaltungsvermögen 
von rund 77 Mio. Franken und einen Fondsbestand von rund 56 Mio. Fran-
ken. Mit dem neuen Gesetz wurde das Verwaltungsvermögen (geleistete 
Investitionsbeiträge) in der Bilanz des Kantons aktiviert und danach über 
die Erfolgsrechnung abgeschrieben und verzinst. Das Fondskapital wur-
de in das allgemeine Eigenkapital des Kantons übertragen.31

7.4.4		  Steuerfussausgleich
Der Steuerfussausgleich hatte im Sinne einer Defizitdeckung den Zweck, 
Aufwendungen finanzschwacher Gemeinden zu übernehmen, die den 
Maximalsteuerfuss überschritten hatten.

Der Steuerfussausgleich gemäss §§ 26 aFAG basierte auf der Grund-
lage der von den Gemeinden für ein bestimmtes Jahr budgetierten 
Aufwendungen, soweit diese das Kantonsmittel der Gemeindesteuer-
füsse um fünf Steuerprozente überstiegen (§ 27 Abs. 2 aFAG). Über-
stieg der Steuerfuss das Kantonsmittel um mehr als 10 Steuerprozente  
(sog. Maximalsteuerfuss), wurde der volle Überhang (Defizit) vergütet 
(§ 27 Abs. 2 aFAG).

Beispiel: Im Juni 2009 setzte der Regierungsrat das Kantonsmittel der 
Gemeindesteuerfüsse ab 2010 auf 112 % fest. Im Vorjahr belief sich das 
Kantonsmittel auf 113 %. Der Maximalsteuerfuss für das Jahr 2010 sank 
dadurch von 123 auf 122 % (112 % plus 10 % = 123 %). Die Berechti-
gung für den Steuerfussausgleich begann damit bei 117 %.

Das in § 27 Abs. 2 aFAG erwähnte Kantonsmittel der Gemeindesteuer-
füsse wurde in § 38 aFAG definiert: Als Kantonsmittel der Gemeindesteu-
erfüsse galt das mit der Zahl der Personalsteuerpflichtigen gewogene 
Mittel der Gemeindesteuerfüsse. Der Regierungsrat entschied, wie weit 
die zugesicherten Steuerfussausgleichsbeiträge aufgerechnet wurden.

In zeitlicher Hinsicht erfolgte die Berechnung ca. Ende Juni eines Jahres 
(t-1) mit Blick auf die zu verabschiedenden Gemeindebudgets für das 
folgende Jahr (t). Aufgerechnet wurden die Zusicherungen für das lau-
fende Jahr (t).32

29 ABl 2009, S. 208. 

30 ABl 2009, S. 247. 

31 ABl 2009, S. 295. 

32 Vgl. RRB Nr. 964/2009.  
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Abbildung 54:
Steuerfussausgleich  

– Festsetzung des  
Kantonsmittels der  

Gemeindesteuerfüsse

33 RRB Nr. 964/2009. 

34 RRB Nr. 964/2009.   

Die Berechnung erfolgte in zwei Schritten (Abbildung 54): In einem ersten 
Schritt berechnete das Statistische Amt des Kantons Zürich für ein be-
stimmtes Jahr (im Beispiel das Jahr 2009) das mit den Personalsteuerpflich-
tigen gewichtete Kantonsmittel der für dieses Jahr von den Gemeinden be-
zogenen Steuerfüsse. Für 2009 betrug dieses 107,800 %. Dieses Mittel war 
aber um die für das Jahr 2009 zugesicherten Steuerfussausgleichsbeiträge 
zu tief. Deshalb mussten diese in einem zweiten Schritt noch hinzugerech-
net werden. Diese Aufgabe übernahm das Gemeindeamt bzw. die Direktion 
der Justiz und des Innern, die danach dem Regierungsrat Antrag stellte, das 
Kantonsmittel auf 112 % festzusetzen.33 

Ab 1990 hatte der Regierungsrat diese Möglichkeit zur Aufrechnung, 
die er mit einer Ausnahme jedes Jahr voll ausschöpfte. Mit Beschluss  
Nr. 824 aus dem Jahr 2005 verzichtete der Regierungsrat auf eine volle 
Anrechnung der in Steuerprozenten umgerechneten Steuerfussausgleichs-
zusicherungen und beliess das Kantonsmittel bei 113 %. In den Jahren 
2007 und 2008 wurde das Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse nicht 
verändert, da die tatsächlichen Gemeindesteuerfüsse geringfügig absan-
ken und unter voller Aufrechnung der Steuerfussausgleichszusicherungen 
das Kantonsmittel rechnerisch bei 113 % verblieb.34 Für die Jahre 2010 und 
2011 wurde das für den Steuerfussausgleich massgebende Kantonsmittel 
auf 112 % festgesetzt.

Mit der Aufrechnung der zugesicherten Steuerfussausgleichsbeiträge erhielt 
der Regierungsrat die Möglichkeit, die Höhe der Anspruchsberechtigung 
der Gemeinden zu beeinflussen. Eine Heraufsetzung des Kantonsmittels 
bedeutete, dass die Gemeinden stärker belastet wurden und der Kanton 
entlastet wurde. Umgekehrt bedeutete eine nur teilweise Anrechnung des 
Steuerfussausgleichs, dass der Kanton höher belastet wurde. In RRB Nr. 
964/2009 wurde die Senkung des Kantonsmittels um 1 % mit einem Mehr-
bedarf an Kantonsmitteln von 3 Mio. Franken bewertet, was tendenziell zu 
einer Abnahme der Steuerfussunterschiede führte.  

Summe des Steuer-
fussausgleichs  
2009 in % des Steu-
erertrags

Für den Steuerfuss-
ausgleich 2010  
massgebendes 
Kantonsmittel der 
Gemeindesteuer-
füsse

Kantonsmittel der 
bezogenen Gemeinde-
steuerfüsse 2009

112  %
gerundet

107,800  %

4,609 %
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In zeitlicher Hinsicht erfolgte eine Gegenwartsbemessung, das heisst, es 
wurde auf die effektiven Aufwendungen und Erträge des massgebenden 
Rechnungsjahres abgestellt. Die Bemessung der Beiträge erfolgte durch 
die Abteilung Gemeindefinanzen des Gemeindeamtes im Kontakt mit den 
antragstellenden Gemeinden nach Prüfung des Budgets. Praxisgemäss 
wurden dabei einer Gemeinde 10 % des Eigenkapitals – Stand Eröffnungs-
bilanz im Jahr des Antrags – im Sinne eines Selbstbehaltes angerechnet. 
Dies hatte zur Folge, dass bis zu diesem Betrag ein Steuerfussausgleichs-
beitrag entfiel, selbst bei Vorliegen eines anspruchsbegründenden Steu-
erfusses, da sich Beitrag und Selbstbehalt kompensierten.

Für das Jahr 2010 ergaben sich Beiträge an 14 Gemeinden in Höhe von 
55,2 Mio. Franken bei einem Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse 
gemäss § 38 Satz 2 aFAG von 112 %. Im Jahr 2011, dem letzten Bei-
tragsjahr, ergaben sich an 20 Gemeinden Beiträge in Höhe von 74,9 Mio. 
Franken bei einem Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse gemäss  
§ 38 Satz 2 aFAG von ebenfalls 112 %.

Der Steuerfussausgleich ermöglichte den Gemeinden, bei Erreichen 
des Höchststeuerfusses Mehrausgaben zu beschliessen, ohne dafür 
aufkommen zu müssen. Er verletzte damit das Äquivalenzprinzip. Zu-
dem konnten die Gemeinden unter gewissen Voraussetzungen eigene 
Einnahmequellen zulasten des Kantonshaushalts schonen. Intensive 
kantonale Kontrollen mit dem Ziel, diesen Tendenzen entgegenzuwir-
ken, widersprachen dem Grundsatz der Gemeindeautonomie, blähten 
die kantonale Verwaltung auf und überforderten sie sowohl sachlich als 
auch politisch. Der Steuerfussausgleich war damit kein geeignetes In-
strument zum Abbau exogener Disparitäten. Er trug massgeblich zum 
Erhalt ungünstiger Gemeindestrukturen bei. Darüber hinaus zeigte die 
Praxis, dass sich eine Gleichbehandlung von kleinen und grossen Ge-
meinden nicht gewährleisten liess.35 

Im Übergang zum neuen Finanzausgleichsgesetz wurden Teile des 
Steuerfussausgleichs in Instrumente aufgegliedert, für die pauschale 
Beiträge ausgerichtet werden, so der demografische und geografisch-
topografische Sonderlastenausgleich. Als subsidiäres Instrument ist der 
Steuerfussausgleich im befristeten Übergangsausgleich und im indivi-
duellen Sonderlastenausgleich des neuen Finanzausgleichs enthalten. 
Das Kantonsmittel der Gemeindesteuerfüsse gemäss § 38 Satz 2 aFAG 
des letzten Beitragsjahres, also 2011, ist auf 112 % festgesetzt, sodass 
der massgebende Gesamtsteuerfuss des Übergangsausgleichs 122 % 
beträgt. Im Übergang zum neuen Finanzausgleichsgesetz (Inkrafttreten 
2012) wurde die Praxis der Eigenkapitalentnahme von 10 % für die Jahre 
2010 und 2011 aufgegeben.

7.4.5		  Lastenausgleich für 
				   die Stadt Zürich
Durch das Gesetz vom 7. Februar 1999 wurde der Lastenausgleich mit 
Wirkung ab 1. Januar 1999 in Kraft gesetzt. Es handelte sich dabei um 
ein Instrument für die Stadt Zürich, das nach umfangreichen Revisions-
bestrebungen in Kraft gesetzt worden war. Die drei Instrumente für die 35 ABl 2009, S. 206 f. 
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Sonderlasten in den Bereichen Soziales, Polizei und Kultur funktionierten 
nach dem gleichen Prinzip. Den Aufwendungen der Stadt Zürich wurden 
die Aufwendungen der übrigen Gemeinden gegenübergestellt und der 
Überhang der Stadt Zürich wurde in einem bestimmten Umfang ausge-
glichen. Im Bereich Polizei wurde zusätzlich der Aufwand des Kantons in 
den Vergleich mit einbezogen.

Die Zuständigkeiten bei der Abgeltung der Sonderlasten waren zwischen 
dem Regierungsrat und der Direktion der Justiz und des Innern aufgeteilt. 
Die Abgeltungen wurden vom Regierungsrat in einem ersten Schritt für 
einen Zeitraum von jeweils drei Jahren festgesetzt. Der Regierungsrat be-
rücksichtigte dabei die Vorgaben in §§ 35b bis d aFAG. Der Regierungsrat 
verband die Zusprechung der Beiträge mit Auflagen. Die Direktion der 
Justiz und des Innern bzw. das Gemeindeamt verfügte in einem zweiten 
Schritt jährlich die einzelnen Beiträge zugunsten der Stadt Zürich.36 

7.4.5.1 	 Sozialhilfe
Im Bereich der sozialen Wohlfahrt erreichte die Sonderlast der Stadt Zü-
rich im Jahr 1999 117 Mio. Franken. Diese setzte sich im Einzelnen auf-
grund des von der Arbeitsgemeinschaft Infras/Nabholz aufgearbeiteten 
Zahlenmaterials von 1993 bis 1995 wie folgt zusammen: Zusatzleistun-
gen der AHV (38 Mio. Franken), Jugend (13 Mio. Franken), wirtschaftliche 
Hilfe (30 Mio. Franken), Arbeitslosenhilfe (25 Mio. Franken) und soziale 
Wohlfahrt Übriges (11 Mio. Franken).
 
Im Bereich des Sozialhilfegesetzes trug die Stadt Zürich bei der wirt-
schaftlichen Hilfe (§§ 14 ff. Sozialhilfegesetz, LS 851.1) eine Sonder-
last von 48 bzw. 30 Mio. Franken, entsprechend einem 100 %-bzw. 
200 %-Überhang im Vergleich zu den übrigen Gemeinden. Gemäss dem 
methodischen Ansatz der Arbeitsgemeinschaft Infras/Nabholz wurde da-
bei nur eine Sonderlast in der Höhe von 30 Mio. Franken berücksichtigt, 
um die Steuerkraft der Stadt Zürich zu kompensieren. 

7.4.5.2 	 Kultur
Die Stadt Zürich betreibt zahlreiche Kulturinstitutionen. Nicht mehr dazu 
gehört das Opernhaus, das im Jahr 1994 (Abstimmung vom 24./25. Sep-
tember 1994) kantonalisiert wurde.37

Die Sonderlast im Bereich Kultur betrug 1999 insgesamt 50,3 Mio. Fran-
ken (39,0 + 11,3 Mio. Franken). Davon waren 11,3 Mio. Franken bereits 
vor 1999 durch Beiträge des Steuerkraftausgleichs abgegolten worden. 
Es verblieb also eine nicht abgegoltene Sonderlast von 39,0 Mio. Fran-
ken. Davon sollten neu 24,5 Mio. Franken von den zum Steuerkraft-
ausgleich verpflichteten Gemeinden übernommen werden. Das vorge-
schlagene Modell beschränkte sich darauf, trotz der allgemein guten 
Finanzlage der Zürcher Gemeinden, nur die finanzstarken Gemeinden in 
die Pflicht zu nehmen. 

7.4.5.3 	 Polizei
Im Bereich Polizei sollte mit rund 32 Mio. Franken nur ein kleiner Teil der 
im Schlussbericht ermittelten Sonderlast in der Höhe von 183,5 Mio. Fran-
ken abgegolten werden, mithin nur die von § 74 des Gemeindegesetzes 
vorgeschriebenen Ortspolizeiaufgaben unter Ausschluss der Kriminal- 
und Seepolizei der Stadt Zürich. 

36 RRB Nr. 1914/2004. 

37 Vgl. NZZ vom 26. 
April 1994, S. 25: «Breite 
Anerkennung für das 
Opernhaus»; vgl. auch 
Opernhausgesetz  
(OpHG) vom 15. Februar 
2010 (LS 440.2).   
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Tabelle 4:  
Lastenausgleich Stadt 
Zürich (1999 bis 2011)

Für die erste Abgeltungsperiode 1999 bis 2001 setzte der Regierungsrat 
mit Beschlüssen Nrn. 1750/1999 und 1547/2000 die Höhe der pauscha-
len Beiträge an die Sonderlasten der Stadt Zürich im Polizeibereich auf  
32,0 Mio., im Kulturbereich auf 24,4 Mio. und im Bereich der Sozialhilfe 
auf 30,4 Mio. Franken fest. Die einzige auffällige Zunahme der Beiträge 
ist für das Jahr 2001 im Bereich Polizei festzustellen. Einerseits wurde ein 
entfallender Beitrag des Kantons an die Kriminalpolizei der Stadt Zürich 
kompensiert, anderseits erfolgte eine Anpassung des Lastenausgleichs-
beitrags an die neue kriminalpolizeiliche Aufgabenteilung. Insgesamt er-
hielt die Stadt Zürich während der Dauer des Lastenausgleichs folgende 
Beiträge (Tabelle 4).

Die Daten für den Lastenausgleich waren aus mehreren Gründen nicht zur 
Steuerung von Finanzausgleichsbeiträgen geeignet: Nicht konsequente 
Einhaltung der Buchführungs- und Rechnungslegungsregeln sowie Ab-
grenzungsprobleme der unterschiedlichen Gemeinden führten zu Verzer-
rungen. Die Stadt Zürich konnte die Lastenabgeltung erhöhen, indem 
sie in den betroffenen Verwaltungsbereichen Mehrausgaben tätigte. Der 
Einbezug des kantonalen Verwaltungsaufwands in die Vergleichsgrund-
lage im Polizeibereich hatte zur Folge, dass kantonale Einsparungen in 
diesem Bereich zur Erhöhung der Lastenabgeltung an die Stadt führten. 
Der Lastenausgleich der Stadt Zürich war deshalb in dieser Form nicht 
geeignet, um gezielt exogene Disparitäten abzubauen.38 38 ABl 2009, S. 208.   

Jahr/Bereich Polizei Kultur Sozialhilfe Total pro Jahr

1999  32 011 000  24 480 000  30 359 000  86 850 000 

2000  32 011 000  24 480 000  30 359 000  86 850 000 

2001  47 867 000  24 480 000  30 359 000  102 706 000 

2002  47 867 000  24 480 000  27 127 000  99 474 000 

2003  47 867 000  24 480 000  27 127 000  99 474 000 

2004  47 867 000  24 480 000  27 127 000  99 474 000 

2005  48 290 000  24 966 000  27 666 000  100 922 000 

2006  48 290 000  24 966 000  27 666 000  100 922 000 

2007  48 290 000  24 966 000  27 666 000  100 922 000 

2008  49 418 000  25 549 000  28 313 000  103 280 000 

2009  49 418 000  25 549 000  28 313 000  103 280 000 

2010  49 418 000  25 549 000  28 313 000  103 280 000 

2011  50 782 000  26 254 000  29 094 000  106 130 000 

7  Anhang 1: Alter Finanzausgleich
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7.5.1 		 Instrumente 
Wie sich aus den vorstehenden Ausführungen ergibt, setzte sich der 
Kulturlastenausgleich im Kanton Zürich bis Ende 2011 aus Beiträgen 
an die grossen Kulturinstitute der Städte Zürich und Winterthur39 so-
wie dem bereits beschriebenen Sonderlastenausgleich für die Stadt 
Zürich40 (vgl. Abschnitt 7.4.5) zusammen. Diese Regelung wurde durch 
den Zentrumslastenausgleich für die Städte Zürich und Winterthur ab-
gelöst.41 Dieses Instrument wird ergänzt durch einen interkantonalen 
Kulturlastenausgleich42 und das Kulturförderungsgesetz43 das, soweit 
es Beiträge an die übrigen Gemeinden spricht, dem indirekten Finanz-
ausgleich zuzuordnen ist.

Als weiteres Instrument eines Kulturlastenausgleichs können die Beiträ-
ge an die Gemeinden gestützt auf das Kulturförderungsgesetz betrachtet 
werden.

7.5.2	  	B eiträge gemäss 
				   § 33a aFAG
Nach der Kantonalisierung des Opernhauses im Jahr 1994 erhielten die 
drei übrigen Zürcher Kulturinstitute Schauspielhaus, Kunsthaus und Ton-
halle keine kantonalen Kulturförderungssubventionen mehr, sondern le-
diglich Finanzausgleichsbeiträge der finanzstarken Gemeinden gemäss 
§ 33a aFAG und ausserordentliche Beiträge aus dem von der Finanzdi-
rektion verwalteten Fonds für gemeinnützige Zwecke.44 

7.5.3		  Kulturförderungsgesetz
Nach dem Kulturförderungsgesetz (KFG) vom 1. Februar 1970 (LS 440.1) 
fördert der Kanton das geistige und kulturelle Leben durch Beiträge an 
Institutionen, Veranstaltungen und Werke (§ 1 Abs. 1 KFG).

7.5.4		  Vereinbarungen mit den
				   umliegenden Kantonen
Am 14. Februar 2005 beschloss der Kantonsrat das Gesetz über den 
Beitritt zur interkantonalen Kulturlastenvereinbarung (LS 440.6). Nach 
§ 1 Abs. 1 tritt der Kanton Zürich der Vereinbarung über die interkan-

Kulturförderung 
und Kulturlas-
tenausgleich

7.5

39 § 33a aFAG. 

40 § 35c aFAG.   

41 Kulturlastenausgleich  
im Rahmen des Zentrums-
lastenausgleichs des 
neuen Finanzausgleichs-
gesetzes (Zusammen- 
führung der Instrumente 
gemäss Abschnitt  
7.5.2 und 7.5.3). 

42 Vereinbarung über den 
Kulturlastenausgleich mit 
den umliegenden Kanto-
nen (LS 440.6).  

43 Staatsbeiträge gemäss 
Kulturförderungsgesetz 
(LS 440.1).   

44 RRB Nr. 723/1996.  
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tonale Zusammenarbeit im Bereich überregionaler Kultureinrichtun-
gen vom 1. Juli 2003 bei. In Abs. 2 wird die von den Regierungen der 
Kantone Zürich, Luzern, Schwyz und Zug angenommene Vereinbarung 
im Wortlaut angeführt. Nach Art. 6 Abs. 1 werden die Abgeltungen vom 
Standortkanton vereinnahmt und dienen der Entlastung seiner Staats-
kasse. Die Regelung der finanziellen Beziehungen mit dem einzelnen 
Institut und der innerkantonal zuständigen Trägergemeinde ist Angele-
genheit des Standortkantons.

7.5.5		  Kulturlastenausgleich
				   gemäss Finanzaus-
				   gleichsgesetz
Im Finanzausgleichsgesetz mit Gültigkeit ab dem 1. Januar 2012 wurde 
der Kulturlastenausgleich für die Stadt Zürich gemäss §§ 33a und 35c 
aFAG mit dem neuen Zentrumslastenausgleich gemäss §§ 28 und 29 FAG 
vereinigt und in Höhe von 44,1 Mio. Franken zweckgebunden (§ 29 Abs. 2 
FAG). Für die Einzelheiten der neuen Abgeltung vgl. vorgängig Abschnitt 
3.6 dieses Handbuchs. Der Beitrag an die Stadt Winterthur für die Kul-
tur ist gemäss § 30 Abs. 2 FAG ebenfalls zweckgebunden.

Gesamthaft lag das Volumen des Finanzausgleichs zwischen 942 Mio. 
Franken im Jahr 2004 und 1065 Mio. Franken im Jahr 2008 (Abbildung 
55). Nach einem Rückgang 2009 stieg das Volumen im Jahr 2010 auf  
1013 Mio. Franken und im Jahr 2011 auf 1054 Mio. Franken. Damit die 
Vergleichbarkeit mit dem neuen Finanzausgleich gegeben ist, wird die un-
terbliebene Steuerkraftabschöpfung der Stadt Zürich mitberücksichtigt. 

Beiträge des 
alten Finanzaus-
gleichs

7.6
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Die höchsten Beiträge mit mehr als 300 Mio. Franken wurden über Steu-
erkraftzuschüsse und die Nichtabschöpfung der Stadt Zürich ausge-
richtet. Sie sind zum grossen Teil für den Anstieg der gesamten Finanz-
ausgleichsbeiträge verantwortlich, wobei sie starken Schwankungen 
unterliegen. Mit dem konjunkturellen Einbruch nach 2009 nahmen die 
Steuerkraftzuschüsse ab. Kompensiert wurde diese Abnahme durch 
eine entsprechende Zunahme des Steuerfussausgleichs von 45 Mio. auf 
75 Mio. Franken.

Relativ konstant war das Volumen des indirekten Finanzausgleichs mit 
rund 255 Mio. Franken, der Lastenausgleich der Stadt Zürich sowie die 
Beiträge an die Kulturinstitute der Städte Zürich und Winterthur. Die In-
vestitionsbeiträge waren im Vergleich betragsmässig von untergeordne-
ter Bedeutung.

Abbildung 55: 
Beiträge des  

bisherigen Finanzaus-
gleichs, 2004–2011

Steuerkraftzuschüsse Steuerfussausgleich Investitionsbeiträge

Beiträge an Kulturinstitute Lastenausgleich Stadt Zürich Nichtabschöpfung 
Stadt Zürich

Indirekter FAG

Millionen

F
in

an
za

us
g

le
ic

hs
b

ei
tr

äg
e 

in
 F

r.

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Steuerkraftzuschüsse Steuerfussausgleich Investitionsbeiträge

Beiträge an Kulturinstitute Lastenausgleich Stadt Zürich Nichtabschöpfung 
Stadt Zürich

Indirekter FAG

Millionen

F
in

an
za

us
g

le
ic

hs
b

ei
tr

äg
e 

in
 F

r.

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Steuerkraftzuschüsse Steuerfussausgleich Investitionsbeiträge

Beiträge an Kulturinstitute Lastenausgleich Stadt Zürich Nichtabschöpfung 
Stadt Zürich

Indirekter FAG

Millionen

F
in

an
za

us
g

le
ic

hs
b

ei
tr

äg
e 

in
 F

r.

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Steuerkraftzuschüsse Steuerfussausgleich Investitionsbeiträge

Beiträge an Kulturinstitute Lastenausgleich Stadt Zürich Nichtabschöpfung 
Stadt Zürich

Indirekter FAG

Millionen
F

in
an

za
us

g
le

ic
hs

b
ei

tr
äg

e 
in

 F
r.

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011



112

Die finanzstarken Gemeinden finanzierten den Steuerkraftausgleich, der 
über den Ausgleichsfonds an die finanzschwächeren Gemeinden aus-
gerichtet wurde. Der Kanton finanzierte die Investitionsbeiträge durch 
Einlagen in den Investitionsfonds, die vorwiegend finanzschwachen 
Gemeinden zugutekamen. Der Steuerfussausgleich wurde zulasten des 
Kantons direkt an die finanzschwachen Gemeinden bezahlt. Die Sonder-
lasten der Stadt Zürich in den Bereichen Polizei, Kultur und Sozialhilfe 
wurden vom Kanton über den Lastenausgleich abgegolten. Die Kosten-
anteile und Subventionen (indirekter Finanzausgleich) wurden aus kanto-
nalen Mitteln finanziert.

Finanzierung  
des alten  
Finanzausgleichs

7.7

Abbildung 56:	
Finanzierung der  
Finanzausgleichsbeiträge, 
2004–2011
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Der Beitrag der Gemeinden nahm von 2004 bis 2009 von 240 Mio. Fran-
ken auf fast 400 Mio. Franken zu (Abbildung 56). Durch die Finanz- und 
Wirtschaftskrise ging ihr Beitrag bis zum Jahr 2011 auf rund 350 Mio. 
Franken zurück. Die Stadt Zürich, die eine überdurchschnittliche Steu-
erkraft aufwies, war vom Steuerkraftausgleich ausgeschlossen. Dadurch 
wurden ihr Mittel in der Höhe von 150 bis 330 Mio. Franken zur Abgel-
tung ihrer Zentrumsleistungen und -lasten belassen.

Der Kanton leistete 2004 einen Beitrag von rund 400 Mio. Franken an den 
Finanzausgleich. Ab 2008 nahm der Kantonsbeitrag an die Finanzierung 
des Finanzausgleichs bis zum Jahr 2011 auf rund 470 Mio. Franken zu.

Zentraler Vorteil des alten Systems war die Möglichkeit, die Steuerfuss-
disparität zwischen den Gemeinden verhältnismässig klar zu begrenzen. 
Damit erfüllte es ein Ziel der Verfassung (Art. 127 Abs. 2 lit. b. KV). Dies 
geschah jedoch auf Kosten anderer verfassungsmässiger Ziele. Vernach-
lässigt wurden insbesondere das Gebot der sparsamen und wirtschaftli-
chen Haushaltsführung im Kanton und in den Gemeinden (Art. 122 Abs. 2 
KV) sowie die Verpflichtung des Kantons zur Unterstützung von Gemein-
dezusammenschlüssen (Art. 84 Abs. 5 KV). In Mitleidenschaft gezogen 
wurden zudem die Gemeindeautonomie (Art. 85 KV) und das Subsidiari-
tätsprinzip (Art. 97 KV).45 

Der alte Finanzausgleich ermöglichte allen Gemeinden die Erfüllung der 
notwendigen Aufgaben. Die Steuerfussunterschiede hielten sich in Gren-
zen. Er eignete sich jedoch schlecht zum Abbau exogen verursachter 
Disparitäten. Es verletzte das fiskalische Äquivalenzprinzip, schränkte 
die Gemeinden in ihrer Autonomie unnötig ein, behandelte sie ungleich, 
war kompliziert und intransparent und erschwerte den Gemeinden die 
finanzielle Planung. Seine Fehlanreize führten zu unnötigen Mehrausga-
ben bei Kanton und Gemeinden. Der alte Finanzausgleich zeigte geringe 
Flexibilität bei sich ändernden Verhältnissen. Der alte Ausgleich erfolgte 
insgesamt zu wenig koordiniert, unwirtschaftlich und ungerecht.

Gesamt- 
beurteilung

7.8

45 ABl 2009, S. 209. 
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Anhang 2: Entstehung neuer Finanzausgleich

8 Die Entwicklung des neuen Finanz-
ausgleichs fand unter Mitwirkung 
externer Experten statt. Für die Er-
arbeitung der Vorlage wurden rund 
drei Jahre benötigt. Bis der neue 
Finanzausgleich in Kraft treten 
konnte, musste er durch die Kom-
mission und das Parlament bera-
ten sowie schlussendlich in einer 
Volksabstimmung bestätigt werden.
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8.1.1		B  eauftragte Experten 
Das Institut für Finanzwissenschaft und Finanzrecht an der Universität 
St. Gallen (IFF) entwickelte Finanzausgleichsmodelle für verschiedene 
Kantone auf der Basis des Neuen Finanzausgleichs des Bundes (NFA). 
Zwecks Vornahme einer Standortbestimmung beauftragte der Regie-
rungsrat im Herbst 2005 das IFF, Wege zur Verbesserung des Zürcher 
Finanzausgleichs aufzuzeigen.

8.1.2		  Erster Expertenbericht
				   zum Gesamtkonzept
Der erste Bericht des IFF vom 16. Dezember 2005 zeigte die Mängel des 
früheren Finanzausgleichs auf. Darin wurde der Verlauf der bisherigen 
Finanzausgleichsreform (REFA) untersucht. Eine wesentliche Ursache für 
das ins Stocken geratene Projekt sahen die Experten in sich widerspre-
chenden Zielvorgaben. Ein Finanzausgleichssystem mit strikter Begren-
zung der Steuerfüsse nach oben setzt falsche Anreize. Sie schlugen des-
halb vor, die umfassende Begrenzung der Steuerfussdisparitäten durch 
eine Begrenzung zu ersetzen, die ausschliesslich nicht selber beeinfluss-
bare Unterschiede vermindert.

Zum weiteren Vorgehen standen verschiedene Varianten zur Auswahl. 
Sollte die Wahl auf ein neues Finanzausgleichssystem fallen, schlugen 
die Experten vor, einen grosszügig dotierten Ausgleich der Unterschie-
de auf der Einnahmenseite einzurichten. Auf der Ausgabenseite könnten 
ausgewählte Sonderlastenausgleichsinstrumente die quantitativ wich-
tigsten Bereiche abdecken.

Gestützt auf diesen Bericht beschloss der Regierungsrat, die Finanzaus-
gleichsreform unter Entwicklung eines neuen Modells voranzutreiben.46

  

8.1.3		  Zweiter 
				   Expertenbericht
Der zweite Expertenbericht des IFF vom 14. Juli 2006 hielt die Anforde-
rungen des Regierungsrates an ein neues Finanzausgleichsmodell fest. 
Darin wurde detailliert beschrieben, welche Daten durch den Kanton zur 
Verfügung gestellt werden müssen, damit ein Finanzausgleichsmodell 
beurteilt werden kann. Mit diesen Angaben war es möglich, die Auswir-
kungen eines möglichen neuen Modells auf den Steuerfuss jeder einzel-
nen Gemeinde und den Kanton aufzuzeigen.

Die Analyse zeigte sehr grosse Disparitäten auf der Einnahmenseite, die 
für die Gemeinden als weitgehend nicht beeinflussbar gelten, und weni-
ger grosse Unterschiede auf der Ausgabenseite. Bei den Ausgaben war 
jedoch nicht bestimmbar, ob sie durch die Gemeinden selber verursacht 
worden waren oder nicht. Diese Erkenntnis bestätigte den Regierungsrat 

Expertenberichte8.1

46 Vgl. RRB Nr. 86/2006.
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in seiner Absicht, einen Finanzausgleich zu entwickeln, der eine grosszü-
gige Dotierung des Einnahmenausgleichs vorsah.

Das vorgeschlagene Grundmodell sah folgende Instrumente vor: einen 
Ressourcenausgleich, einen Schülerlastenausgleich, einen Zentrumslas-
tenausgleich, einen individuellen Sonderlastenausgleich und einen Über-
gangsausgleich.

Im zweiten IFF-Bericht wurden die Wirkung und die Ergebnisse des 
Grundmodells anhand der vom Regierungsrat aufgestellten Kriterien ge-
prüft. Das Modell wurde im Sinne der Vorgaben positiv beurteilt. Auf Ba-
sis dieses Berichts hat die Zürcher Regierung beschlossen, die Reform 
fortzusetzen und ein Gesetz ausarbeiten zu lassen (RRB Nr. 161/2007).

Im August 2007 ermächtigte der Regierungsrat die Direktion der Jus-
tiz und des Innern, ein Vernehmlassungsverfahren zum Gesetz über 
den Finanzausgleich durchzuführen. Um ein möglichst aussagekräfti-
ges Ergebnis zu erhalten, wurden die Interessierten gezielt nach ihrer 
Meinung zu den Hauptpunkten der Finanzausgleichsreform befragt. Die 
Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten konnten auf dem brief-
lichen Weg oder über eine Webapplikation online zum Gesetzesentwurf 
Stellung nehmen.47

Erwartungsgemäss war die Beteiligung gross. Insgesamt gingen 225 
Stellungnahmen beim Gemeindeamt ein. Davon stammten rund 150 von 
politischen  Gemeinden. Weiter nahmen unter anderem 32 Schulgemein-
den, 7 politische Parteien und 18 Verbände zum Gesetzesentwurf Stel-
lung.

Insgesamt waren sich sowohl Befürworterinnen und Befürworter als 
auch Skeptikerinnen und Skeptiker hinsichtlich des Reformbedarfs des 
bestehenden Systems einig. Das vorgeschlagene Grundmodell stiess al-
lerdings nur bei etwa 40 % der Teilnehmenden auf überwiegende Zustim-
mung, während es etwa 60 % ablehnten. Letzteres galt insbesondere für 
kleinere Gemeinden, während mittelgrosse und grosse Gemeinden meist 
zu einer grundsätzlich positiven Haltung neigten. Eine Gewichtung der 
Antworten aufgrund der Bevölkerungszahlen der Gemeinden zeigte dann 
auch eine mehrheitliche Zustimmung. Die Haltung zur Reform wurde in 
vielen Fällen direkt mit den spezifischen Auswirkungen auf die eigene 
Gemeinde begründet.

Im Einzelnen wurden die Vorgaben des Regierungsrates an ein neues Fi-
nanzausgleichsmodell mehrheitlich unterstützt. Diese wurden aber nach 
Ansicht der Vernehmlassungsteilnehmenden nicht in genügendem Mass 
umgesetzt. Die Abschaffung des bestehenden Steuerfussausgleichs 
wurde von der Mehrheit als richtig beurteilt. Gleiches gilt für die Abschaf-
fung der finanzkraftabhängigen Staatsbeiträge.
 

Vernehmlassung8.2

47 ABl 2009, S. 224 f.
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Der geplante Ressourcenausgleich wurde grundsätzlich positiv aufge-
nommen. Sowohl die Höhe der Zuschüsse als auch der Abschöpfungen 
wurde mehrheitlich als richtig angesehen. Beim Sonderlastenausgleich 
Schule befand eine Mehrheit die Pauschale von Fr. 8000 pro Schülerin 
oder Schüler als zu tief angesetzt. Dem individuellen Sonderlastenaus-
gleich standen die Gemeinden eher skeptisch gegenüber. Gewünscht 
wurden «objektive Kriterien» zur Identifizierung von Sonderlasten. Gefor-
dert wurde insbesondere auch ein Ausgleich von besonderen Belastun-
gen aufgrund von Siedlungsstruktur und topografischen Gegebenheiten. 
Zudem fand man den individuellen Sonderlastenausgleich zu tief und 
die Ausgleichsgrenze zu hoch dotiert. Beim Zentrumslastenausgleich 
wurden dessen Notwendigkeit und insbesondere das vorgeschlagene 
Ausmass vom überwiegenden Teil der Gemeinden infrage gestellt. Eine 
Gewichtung der Antworten nach Bevölkerungszahl zeigte aber eine be-
fürwortende Mehrheit. 

Allgemein unzufrieden zeigte sich eine Mehrheit der Antwortenden über 
die mit «Härtefallausgleich» betitelte Übergangsregelung. Es wurde ge-
fordert, dass der Systemwechsel so auszugestalten sei, dass dieses In-
strument sich erübrige.

Die Parteien FDP, CVP, EVP, SP, Grüne und GLP äusserten sich grund-
sätzlich zustimmend zum Reformvorschlag, sahen aber in verschiedenen 
Bereichen noch Verbesserungspotenzial. Ihre Verbesserungsvorschläge 
zielten im Wesentlichen in die Richtung der bereits erwähnten Rückmel-
dungen. Die SVP lehnte das vorgelegte Grundmodell aber vollständig ab.

Der Antrag des Regierungsrates stammt vom 28. Januar 2009. Das neue 
Finanzausgleichssystem besteht aus den fünf Instrumenten Ressourcen-
ausgleich, demografischer Sonderlastenausgleich, geografisch-topogra-
fischer Sonderlastenausgleich, individueller Sonderlastenausgleich und 
Zentrumslastenausgleich. 

Aufgrund der im Rahmen der Vernehmlassung geäusserten Meinungen, 
Wünsche und Anregungen wurde der Gesetzesentwurf wie folgt überar-
beitet:

–	Bei den Ressourcenabschöpfung wurde auf die ursprünglich vorge- 
	 schlagene Progression verzichtet und ein einheitlicher Abschöpfungs- 
	 satz von 75 % festgelegt.

–	Die Beitragspauschale an die Sonderbelastung durch einen hohen  
	 Schüleranteil wurde erhöht. Zugleich wurde das Kriterium statt an die  
	 Anzahl Schülerinnen und Schüler an den Bevölkerungsanteil der unter  
	 20-Jährigen geknüpft (demografischer Sonderlastenausgleich).

Antrag des 
Regierungsrates

8.3
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–	Zwecks Ausgleich der Mehrlasten als Folge besonderer geografischer  
	 und topografischer Gegebenheiten wurde ein besonderes eigenes In- 
	 strument entwickelt.

–	Die finanziellen Folgen des Übergangs vom bestehenden zum neuen  
	 Finanzausgleich waren weicher abzufedern.

–	Die Variante Spital 100 mit vollständiger Finanzierung der Akutspital- 
	 versorgung durch den Kanton wurde sachlich getrennt von der Reform  
	 des Finanzausgleichs, zeitlich aber koordiniert weiter verfolgt.

–	Die Variante Schule 30 war angesichts der erhöhten Schülerlasten- 
	 ausgleichsbeiträge nicht mehr weiter zu bearbeiten.

Im Zuge der Überarbeitung brachte die Delegation des Verbandes der 
Gemeindepräsidenten die folgenden Vorschläge ein, welche teilweise in 
den Antrag des Regierungsrats aufgenommen wurden:

–	Der Beitrag der finanzstarken Gemeinden an den Ausgleich sei durch  
	 eine Senkung des Abschöpfungssatzes auf 70 % zu vermindern. Im  
	 Gegenzug solle der Kanton einen grösseren Beitrag an den Finanzaus- 
	 gleich leisten.

–	Alle Lastenausgleichsbeiträge seien an die Teuerung anzupassen.

–	Beim Ausgleich der Sonderbelastung durch einen hohen Schüleran- 
	 teil an der Gemeindebevölkerung sei der Ausgleichsbetrag pro Schü- 
	 lerin und Schüler auf Fr. 12 000 zu erhöhen. Der Mehraufwand sei durch 
	 den Kanton zu tragen.

–	Es sei ein Ausgleichsinstrument «soziodemografischer Lastenaus- 
	 gleich» (Berücksichtigung der A-Problematik [Arme, Ältere, Auslände- 
	 rinnen und Ausländer]) und ein Ausgleichsinstrument «Lastenausgleich  
	 topografisch/geografisch» (Problematik der Höhe, der Steilheit, der  
	 feingliedrigen Besiedelung, des Strassennetzes, der Erholungs- und  
	 Naturschutzgebiete) zu entwickeln und durch den Kanton zu finan- 
	 zieren.

–	 Im individuellen Sonderlastenausgleich sei auf die Ausgleichsvoraus- 
	 setzung des 1,3-fachen Durchschnittssteuerfusses zu verzichten und   
	 es seien andere Grenzwerte zu definieren.

–	Die finanzschwachen Gemeinden seien zulasten des Kantons so zu  
	 sanieren, dass ihre Kapitalaufwendungen (Zinsaufwendungen zuzüg- 
	 lich Abschreibungen) höchstens 10 % ihrer berichtigten Steuerkraft be- 
	 tragen würden.

–	Während einer Übergangsfrist von drei Jahren sei der heutige Höchst- 
	 steuerfuss beizubehalten. Nach Ablauf dieser Frist sei das neue Aus- 
	 gleichssystem zu evaluieren. Das Ergebnis sei in einem Bericht festzu- 
	 halten.

–	Der Gemeindepräsidentenverband und die Städte sollten ein Vorschlags- 
	 recht bezüglich Anpassungen im Finanzausgleichssystem erhalten.

8  Anhang 2: Entstehung neuer Finanzausgleich
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Der Kantonsrat folgte dem Antrag des Regierungsrates und der Kommis-
sion für Staat und Gemeinden. Diese Kommission beriet die Vorlage für 
den Kantonsrat vor. Neben zahlreichen Auskunftsbegehren änderte sie 
das Gesetz in wenigen Punkten ab:

–	Sie beschloss, den Satz der Ressourcenabschöpfung von 75 % auf  
	 70 % zu senken. Es wurde vorgebracht, die steuergünstigen Gemein- 
	 den stünden im Steuerwettbewerb zu Gemeinden anderer Kantone.  
	 Ihnen sei es nicht zuzumuten, stärker abgeschöpft zu werden als bis- 
	 her. Deshalb wurde der Abschöpfungssatz entsprechend gesenkt.

–	Mit dem neuen Gesetz wurde auf die Finanzkraftabhängigkeit der  
	 Staatsbeiträge verzichtet. Die bisher nach Finanzkraftindex abgestuf- 
	 ten Staatsbeiträge wurden auf den Mindestsatz gesenkt. Die Mindest- 
	 sätze einiger dieser Staatsbeiträge beliefen sich auf wenige Prozente.  
	 Die Kommission entschied sich deshalb, die Staatsbeiträge, die nur  
	 wenige Prozente betrafen (Bagatellbeiträge), ganz abzuschaffen.

In den zwei Lesungen im Kantonsrat war über zahlreiche Minderheits-
anträge abzustimmen. Beispielsweise wollten einige Ratsmitglieder das 
Bemessungsjahr ein statt zwei Jahre vor dem Ausgleichsjahr festsetzen. 
Dieser Antrag wurde vom Rat ebenso abgelehnt wie alle anderen Minder-
heitsanträge. Schliesslich wurde das Gesetz in der Schlussabstimmung 
vom 12. Juli 2010 mit 141 zu 5 Stimmen vom Kantonsrat verabschiedet.

Kantonsrat8.4
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Gegen das Finanzausgleichsgesetz wurde das konstruktive Referendum 
erhoben und der Vorlage ein Gegenvorschlag zur Seite gestellt. Dieser 
sah tiefere Zentrumslastenbeiträge an die Städte Zürich und Winterthur 
vor. Statt der 412 Mio. Franken für die Stadt Zürich und der 86 Mio. Fran-
ken für die Stadt Winterthur wollte das Referendumskomitee Beiträge in 
der Höhe von 360 Mio. Franken für die Stadt Zürich und 65 Mio. Franken 
für die Stadt Winterthur.

Der Souverän nahm am 15. Mai 2011 den Finanzausgleich in der Fas-
sung des Kantonsrates mit deutlicher Mehrheit von 73,8 % an. Der Ge-
genvorschlag wurde mit einem ähnlich hohen Stimmenanteil verworfen.

Abbildung 57:	
Ausschnitt aus der  
Abstimmungszeitung  
für den 15. Mai 2011

Referendum8.5
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Gegen die in § 34 FAG geregelte Übergangsbestimmung der Bemes-
sung der Steuerkraft im Jahr des Inkrafttretens erhoben die Gemeinden 
Rüschlikon, Zollikon, Küsnacht, Erlenbach, Herrliberg, Meilen und die 
Stadt Opfikon beim Bundesgericht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen 
Angelegenheiten (Eingabe vom 27. Juni 2011). Die Beschwerdeführerin-
nen machten eine Verletzung des Legalitätsprinzips, der Gemeindeau-
tonomie, der Finanzgleichheit und des Vertrauensschutzes geltend. 
Der Schriftenwechsel zum Bundesgerichtsverfahren dauerte bis Januar 
2012. Die Beschwerde wurde im Juni 2012 als unbegründet abgewiesen 
(BGer, Urteil vom 3. Juni 2012, 2C_542/2011).

Bundesge-
richtsentscheid

8.6
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Wichtige Begriffe

9

§ 8 FAG. In diesem Gesetz bedeuten:

Ausgleichsjahr: Kalenderjahr, in dem die Beiträge ausbezahlt oder bezo-
gen werden (lit. a). 

Bemessungsjahr: Kalenderjahr, dessen Werte für die Bemessung der Bei-
träge massgebend sind (lit. b).

Das Ausgleichsjahr ist neben dem Bemessungsjahr die zentrale zeitli-
che Bezugsgrösse im neuen Finanzausgleich. Das Ausgleichsjahr ist das 
Kalenderjahr, für das der Finanzausgleich erfolgt; in diesem Jahr wirkt 
sich der Finanzausgleich bei der Gemeinde aus. Grundsätzlich werden 
alle Beiträge per Mitte des Ausgleichsjahres ausbezahlt und bezogen 
(§ 9 Abs. 3 FAG). Davon gibt es drei Ausnahmen. So werden einmal die 
Ressourcenabschöpfungen per Ende September von den politischen 
Gemeinden bezogen (§ 16 FAG) und die Ressourcenzuschüsse danach 
per Ende Oktober (§ 13 FAG) an die politischen Gemeinden ausbezahlt. 
Wegen der Gegenwartsbemessung beim individuellen Sonderlasten-
ausgleich und beim Übergangsausgleich kann die endgültige Verfügung 
(§ 26 Abs. 3 FAG) erst in dem auf das Ausgleichsjahr folgenden Jahr 
erlassen werden. Die mit der endgültigen Verfügung verbundenen Aus- 
oder Rückzahlungen werden 30 Tage nach Eintritt der Rechtskraft der 
Verfügung getätigt (§ 26 Abs. 4 FAG).

Das Bemessungsjahr ist das Kalenderjahr, dessen Werte für die Be-
messung der Beiträge, die im Ausgleichsjahr ausbezahlt oder bezogen 
werden, massgebend sind. Ausser für den individuellen Sonderlasten-
ausgleich und den Übergangsausgleich gilt das zweite dem Ausgleichs-
jahr vorangehende Kalenderjahr als Bemessungsjahr. Beim Ausgleichs-
jahr 2013 ist das Bemessungsjahr demzufolge das Kalenderjahr 2011. 
Diese Regelung gilt uneingeschränkt für den Ressourcenausgleich (§ 12 
Abs. 3 und § 15 Abs. 3 FAG), den demografischen Sonderlastenausgleich 
(§ 19 Abs. 5 FAG), den geografisch-topografischen Sonderlastenaus-
gleich (§ 22 Abs. 4 FAG) und den Zentrumslastenausgleich (§ 29 Abs. 1 
und § 30 Abs. 1 i.V.m. § 7 Abs. 2 FAG). Beim individuellen Sonderlas-
tenausgleich und beim Übergangsausgleich ist das Bemessungsjahr mit 
dem Ausgleichsjahr identisch (§ 25 Abs. 3 und § 37 Abs. 4 FAG). Das 
bedeutet, dass die Aufwendungen und Erträge von Budget bzw. Rech-
nung massgebend sind. Ebenso kommt es auf den Gesamtsteuerfuss 
des Ausgleichsjahres an, dessen massgebende Höhe sich jedoch nach 
Vergangenheitswerten bestimmt.48

Ausgleichs- und 
Bemessungsjahr

9.1

48 ABl 2009, S. 173 f.
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Um die Beiträge des Finanzausgleichs festzulegen, wird also in der Re-
gel auf die tatsächlichen finanziellen Angaben früherer Jahre abgestellt. 
Eine solche Definition bietet den Vorteil, dass sich die für die Beiträge 
massgebenden Faktoren vor dem Ausgleichsjahr bestimmen lassen. Mit 
Blick auf die Aktualität wäre es ideal, wenn alle Bemessungsfaktoren, die 
die einzelnen Beiträge der Instrumente in ihrer Höhe beeinflussen, in ih-
rem aktuellen, tatsächlich für dieses Jahr geltenden Wert berücksichtigt 
werden könnten. Ein solches System könnte aber nur immer mit Bezug 
auf die Vergangenheit endgültig berechnet werden. So erfolgt beim indi-
viduellen Sonderlastenausgleich, bei dem Ausgleichs- und Beitragsjahr 
übereinstimmen, die endgültige Beitragsfestsetzung erst bei der Rech-
nungsprüfung, also nach Ablauf des Ausgleichsjahres. Entsprechend ist 
es auch beim Übergangsausgleich. Die Planbarkeit tritt damit gegenüber 
der Aktualität in den Hintergrund. In Berücksichtigung der Anliegen der 
Gemeinden bewertet dieses Gesetz die Planbarkeit grundsätzlich höher 
als die Aktualität. Dies bedeutet aber, dass die wesentlichen Einfluss-
grössen des Finanzausgleichs wie Gesamtsteuerfuss der Gemeinde, Ein-
wohnerzahl und Steuerkraft als Hilfsgrössen bzw. massgebende Werte 
aus der Vergangenheit herangezogen werden müssen. So kommt beim 
Ressourcenausgleich, dem demografischen Sonderlastenausgleich und 
dem geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich eine Vergan-
genheitsbemessung zur Anwendung. Bezogen auf das Ausgleichsjahr 
t (z.B. 2013) ist bei den erwähnten Instrumenten das Kalenderjahr t-2 
(2011) Bemessungsjahr. Das Bemessungsjahr ist das zweite Kalender-
jahr, das dem Ausgleichsjahr vorangeht.

Demgegenüber stimmen beim individuellen Sonderlastenausgleich und 
beim befristeten Übergangsausgleich wie beim bisherigen Steuerfuss-
ausgleich im Sinne einer Gegenwartsbemessung Ausgleichsjahr und Be-
messungsjahr überein (§ 25 Abs. 3 und § 37 Abs. 4 FAG).49

Gegenwarts- 
und Vergangen-
heitsbemessung

9.2

49 ABl 2009, S. 274.
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9  Wichtige Begriffe

Art. 127 KV Finanzausgleich
1	Der Kanton stellt den Finanzausgleich sicher.
2	Der Finanzausgleich:
	 a. 	 ermöglicht den Gemeinden die Erfüllung ihrer notwendigen Aufgaben;
	 b. 	 sorgt dafür, dass die Gemeindesteuerfüsse nicht erheblich vonein- 
					   ander abweichen.
3	Der Finanzausgleich wird vom Kanton und den Gemeinden getragen.

§ 2 FAG Ziele
1	Der Finanzausgleich ermöglicht den Gemeinden, die Erfüllung ihrer  
	 notwendigen Aufgaben zu finanzieren, und sorgt dafür, dass die Ge- 
	 meindesteuerfüsse nicht erheblich voneinander abweichen.

Die Beurteilung, ob eine Aufgabe notwendig ist oder nicht, bezieht sich 
auf die Ausgaben- bzw. Aufwandseite des Gemeindehaushalts und ent-
spricht der Abgrenzung zwischen Grund- und Wahlbedarf. Wahlbedarf 
liegt dann vor, wenn sich die Gemeinde für ein qualitativ oder quantitativ 
überdurchschnittliches Versorgungsniveau entscheidet. Bei den neuen 
Instrumenten des Finanzausgleichs spielt eine Abgrenzung zwischen 
notwendigen bzw. nicht notwendigen Aufgaben insbesondere beim in-
dividuellen Sonderlastenausgleich (§§ 23 ff. FAG) und beim befristeten 
Übergangsausgleich (§§ 35 ff. FAG) eine Rolle. Die erforderliche Abgren-
zung erweist sich in der Praxis oft als schwierig. Um die notwendige 
Transparenz sicherzustellen und den dem Kanton zustehenden Ermes-
sensspielraum zu objektivieren, sollen beim individuellen Sonderlasten-
ausgleich die Gemeinden im Rahmen eines Fachbeirates am Verfahren 
beteiligt werden (§ 26 Abs. 3 und § 27 FAG). Durch die Beteiligung der 
Gemeinden in diesem Gremium ist gewährleistet, dass die Gemeinden 
angehört werden und alle erheblichen Gesichtspunkte in eine Beurtei-
lung einfliessen (vgl. Art. 128 Abs. 2 KV).50

Notwendige 
Aufgaben

9.3
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Sonderlasten liegen vor, wenn äussere (exogene) Umstände dazu führen, 
dass eine Gemeinde finanziell weit stärker belastet wird als der Durch-
schnitt der übrigen Gemeinden. Das Auffinden von Lastenausgleichskri-
terien, die keine Fehlanreize setzen und dennoch die Steuerfussunter-
schiede wirksam einengen, ist schwierig.51

Um mit spezifischen Lastenausgleichsinstrumenten zufriedenstellende 
Ergebnisse zu erhalten, müssten folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

–	Gemessen an den gesamten Pro-Kopf-Ausgaben der Gemeinden ent- 
	 fällt ein markanter Prozentanteil auf einen besonderen Aufgabenbe- 
	 reich (erstes  Kriterium der Wesentlichkeit). Umfasst der Anteil eines Auf- 
	 gabenbereichs dagegen nur wenige Prozente, so ist dessen Bedeu- 
	 tung zur Erklärung der unterschiedlichen gesamten Pro-Kopf-Ausga- 
	 ben der Gemeinden eher gering.

–	Bezüglich des bestimmten Aufgabenbereichs sind die Unterschiede  
	 bezüglich der Pro-Kopf-Ausgaben der Gemeinden erheblich (zweites  
	 Kriterium der Wesentlichkeit). Ist dies nicht der Fall, so ist das bestimm- 
	 te Aufgabengebiet sowohl für die Erklärung als auch für die Korrek- 
	 tur der Unterschiede der gesamten Pro-Kopf-Ausgaben der Gemein- 
	 den nicht geeignet.

–	Zwischen der Höhe der Pro-Kopf-Ausgaben im bestimmten Aufgaben- 
	 gebiet und der Höhe der gesamten pro-Kopf-Ausgaben der Gemein- 
	 den besteht eine signifikante Beziehung, in dem Sinne, dass Ge- 
	 meinden mit hohen Pro-Kopf-Ausgaben im besonderen Aufgabenge- 
	 biet tendenziell auch hohe Gesamt-Pro-Kopf-Ausgaben aufweisen und  
	 umgekehrt. Nur wenn diese Voraussetzung erfüllt ist, kann man durch  
	 Finanzausgleichsbeiträge zur Korrektur von Sonderlasten in einem be- 
	 stimmten Aufgabengebiet auch die Disparitäten bezüglich der gesam- 
	 ten Pro-Kopf-Ausgaben der Gemeinden abbauen.

–	Die Ausgabenunterschiede zwischen den Gemeinden in bestimmten  
	 Aufgabenbereichen sind zu einem massgebenden Anteil auf exogene  
	 Faktoren zurückzuführen.

–	Zur Erfassung der externen Faktoren stehen geeignete Kennzahlen zur  
	 Verfügung. Der Zusammenhang zwischen dem mit der Kennzahl er- 
	 fassten Sachverhalt und den Pro-Kopf-Ausgaben sollte plausibel sein.

–	Der über besondere Lastenausgleichsinstrumente verteilte Finanz- 
	 ausgleichsbeitrag darf nicht höher sein als die Mehrkosten, die durch  
	 exogene Faktoren zu erklären sind.

Allgemein anerkannt und durch empirische Studien belegt ist, dass die 
Ausgaben pro Kopf der Bevölkerung in den grossen Städten deutlich 
über dem Durchschnitt der Gemeinden liegen. Der Mehraufwand er-
wächst ihnen aus Aufgaben, die sie aufgrund ihrer zentralen Funktion 
freiwillig (beispielsweise im Kulturbereich) oder gezwungenermassen 

Sonderlast

51 ABl 2009, S. 274.
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(beispielsweise im Sicherheits- oder im Sozialbereich) wahrnehmen. Ei-
nen Teil des Mehraufwands können sie durch bereichsspezifische Mehr-
einnahmen decken. Netto verbleibt im Durchschnitt eine Differenz von 
rund Fr. 1000 pro Kopf der Bevölkerung zwischen den Städten und den 
Umlandgemeinden. Eine Studie des Bundesamtes für Raumentwicklung 
vom 1. März 2005 kam zum Schluss, dass die Zentrumslast der Städte 
Zürich und Winterthur über dem Durchschnitt der Schweizer Städte liegt. 
Eine im Auftrag des Kantons 1996 in der Stadt Zürich durchgeführte Un-
tersuchung zeigte, dass die Stadt damals Sonderlasten im Betrag von 
knapp 400 Mio. Franken zu tragen hatte.

Nicht nur die Städte, auch die Gemeinden tragen teilweise Sonderlasten. 
Für den Finanzausgleich des Bundes zwischen den Kantonen (NFA) wur-
den exogen verursachte Belastungsunterschiede aufgrund der Höhen-
lage, der Siedlungsdichte, der Steilheit des Geländes und der Bevölke-
rungsstruktur (Anteil an Armen, Älteren, Ausländerinnen und Ausländern) 
angenommen. Im Hinblick auf die Ausgestaltung des Finanzausgleichs 
zwischen den Gemeinden des Kantons Zürich wurde deshalb geprüft, 
ob die erwähnten Indikatoren ebenfalls verwendet werden können. Vo-
raussetzung dafür ist, dass sie in jeder Gemeinde erhoben werden kön-
nen. Auch müssen sie einen merklichen und allgemeinen Einfluss auf den 
Gesamtaufwand haben. 

Die folgenden Indikatoren zeigen eine negative Korrelation: Je grösser 
der Anteil Verkehrsfläche an der Gemeindefläche ist und je grösser die 
Wohnbevölkerung, die Bevölkerungsdichte, die Arbeitslosenquote, die 
Erwerbsquote oder der Ausländeranteil sind, desto geringer ist im Durch-
schnitt der Gemeinden der Gesamtaufwand pro Kopf der Gemeindebe-
völkerung.

Eine positive Korrelation besteht hingegen bei folgenden Indikatoren: Je 
grösser der Anteil der unter 20-Jährigen, der Anteil der über 64-Jähri-
gen oder der Anteil an steiler Fläche in einer Gemeinde ist, desto höher 
ist tendenziell der Gesamtaufwand pro Kopf der Gemeinden. Auf eine 
Untersuchung des Bevölkerungsanteils über 800 Höhenmeter wurde 
verzichtet, da dieser Indikator ausschliesslich in Sternenberg eine mass-
gebliche Grösse aufweisen würde und sich deshalb für die Schaffung 
eines allgemeinen Lastenausgleichsinstruments nicht eignet.52 52 ABl 2009, S. 217.
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§ 2 Abs. 2 FAG
2 	Er [der Finanzausgleich] beschränkt sich auf die Verminderung jener  
	 Unterschiede in den finanziellen Verhältnissen der Gemeinden, die  
	 diese nicht beeinflussen können.

Exogen (durch äussere Umstände) verursachte Disparitäten sind ins-
besondere Unterschiede in der Steuerkraft und Unterschiede bezüglich 
der Kosten der Aufgaben, die die Gemeinden zwingend erfüllen müs-
sen. Diese sind im Interesse eines gerechten und fairen Wettbewerbs 
zwischen den Gemeinden zu vermindern. Damit kann auch der Tendenz 
zur räumlichen Konzentration von reicherer Bevölkerung einerseits und 
ärmerer Bevölkerung anderseits entgegengetreten werden.53 

Der Finanzausgleich beschränkt sich auf die Verminderung jener Unter-
schiede in den finanziellen Verhältnissen der Gemeinden, die diese nicht 
beeinflussen können (§ 2 Abs. 2 FAG). Finanzielle Unterschiede (soge-
nannte Disparitäten) können die Einnahmen- oder Ausgabenseite betref-
fen. Sie summieren sich auf in der Steuerfussdisparität.54 

Ausgleichsberechtigt sind nur Disparitäten, die eine Gemeinde nicht be-
einflussen kann, also exogene Disparitäten. Dagegen können endogene 
Disparitäten (z. B. Wahlbedarf, Unwirtschaftlichkeiten) von der Gemein-
de beeinflusst und damit auch beseitigt werden, weshalb sie nicht aus-
gleichsberechtigt sind.

Beispiele für exogene Disparitäten, die sich auf der Ertragsseite einer 
Gemeinde, insbesondere bei der Steuerkraft auswirken, sind die bevor-
zugte geografische Lage, wie etwa Seeanstoss oder die Nähe zur Kan-
tonshauptstadt. Gemeinden mit solchen Kriterien verfügen regelmässig 
über eine höhere Steuerkraft, da sie eine wohlhabendere Bevölkerung 
anziehen. Exogene Disparitäten auf der Aufwandseite können auf topo-
grafisch schwieriges, gemeint ist steiles, Gelände oder die besondere 
Zusammensetzung der Gemeindebevölkerung (überdurchschnittlich 
viele Arme, Ältere, Ausländerinnen und Ausländer oder Personen unter 
20 Jahren) zurückzuführen sein. Den finanziellen Auswirkungen solcher 
exogenen Disparitäten tragen der demografische und der geografisch-
topografische Sonderlastenausgleich, der Zentrumslastenausgleich so-
wie der individuelle Sonderlastenausgleich Rechnung.

Endogene Disparitäten zeigen sich zur Hauptsache auf der Aufwandsei-
te. Dazu gehört etwa ein von einer Gemeinde bei der Aufgabenerfüllung 
gewollter, quantitativ oder qualitativ überdurchschnittlicher Standard 
(Wahlbedarf). Zu den endogenen Disparitäten bzw. Ursachen zählen auch 
Mehraufwendungen, die im Widerspruch zu den in § 3 Abs. 1 lit. a FAG 
angeführten Anforderungen wie Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
getätigt werden. Die Abgrenzung zwischen endogenen und exogenen 
Disparitäten ist oft nicht leicht, weshalb der Ermessensspielraum durch 
einen Fachbeirat objektiviert werden soll (§ 26 Abs. 3, § 27 FAG). 

Beeinflussbarkeit 
von Disparitäten

9.5
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Der Begriff der Steuerkraft ist ein zentraler Begriff sowohl des alten Steu-
erkraftausgleichs als auch des neuen Ressourcenausgleichs. Mit dem 
Faktor der relativen Steuerkraft werden die Ressourcenzuschüsse und 
-abschöpfungen bemessen. 

9.6.1			A   bsolute Steuerkraft
Nach § 8 lit. f FAG entspricht die absolute Steuerkraft einer Gemeinde 
dem auf einen Steuerfuss von 100 % umgerechneten Ertrag der allge-
meinen Gemeindesteuern einschliesslich der Nachsteuern.

Die allgemeinen Gemeindesteuern umfassen die Einkommens- und 
Vermögenssteuern, die Gewinn- und Kapitalsteuern sowie die Quellen-
steuern (§ 5 Abs. 1 FAV). Bei der absoluten Steuerkraft wird die Perso-
nalsteuer nicht berücksichtigt. Bemessungsjahr (§ 8 lit. b FAG) für den 
Ressourcenausgleich ist das zweite dem Ausgleichsjahr vorangehende 
Kalenderjahr (§ 12 Abs. 3 und § 15 Abs. 3 FAG). 

Zu beachten ist, dass für die Berechnung der absoluten Steuerkraft eines 
bestimmten Jahres (t-2) die Steuererträge aus vorangehenden Jahren 
(Soll-Änderungen, z. B. t-3, t-4, t-5) mit den (allenfalls abweichenden) 
Steuerfüssen dieser Jahre (t-3, t-4, t-5) umzurechnen sind. Es kann also 
für jeden Steuernachtrag ein unterschiedlicher Steuerfuss zur Anwen-
dung gelangen.

Von Bedeutung ist die absolute Steuerkraft für die Berechnung der rela-
tiven Steuerkraft der einzelnen Gemeinden (§ 8 lit. g FAG) und des Kan-
tonsmittels der relativen Steuerkraft (§ 8 lit. h FAG). Beide Grössen sind 
für die Festsetzung der Ressourcenzuschüsse und Ressourcenabschöp-
fungen notwendig.55

Steuerkraft9.6

55 ABl 2009, S. 276.
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9.6.2			B   erichtigte absolute
 										     Steuerkraft

Berichtigte absolute Steuerkraft

bSKAi;t-2 = SKAi;t-2 + Zi;t / GSFi;t-2    Zuschussgemeinde

bSKAi;t-2 = SKAi;t-2 - Ai;t		   Abschöpfungsgemeinde

 

Legende

Ai;t	 					     Ressourcenabschöpfung bei einer politischen Gemeinde i im  
								      Ausgleichsjahr t (Formel 3)

bSKAi;t-2			   Berichtigte absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im  
								      Kalenderjahr t-2

GSFi;t-2				   Gesamtsteuerfuss der politischen Gemeinde i im  
								      Bemessungsjahr t-2

SKAi;t-2				   Absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im  
								      Kalenderjahr t-2

Zi;t							     Ressourcenzuschuss an eine politische Gemeinde i im  
								      Ausgleichsjahr t

Die berichtigte absolute Steuerkraft ist für die Umlage der Nettoaufwen-
dungen der Schulgemeinden auf die politischen Gemeinden zur Bemes-
sung des individuellen Sonderlastenausgleichs erforderlich (§ 29 FAV).56 

Somit kann bezogen auf das Gebiet der politischen Gemeinden eine ein-
heitliche Vergleichsbasis der Nettoaufwendungen geschaffen werden. 
Damit lassen sich die Kosten der Aufgabenerbringung zwischen den Ge-
meinden vergleichen.

Zudem ist die berichtigte absolute Steuerkraft bei der Kostenverteilung 
von Zweckverbänden (Gemeindeverbindungen) von Bedeutung: Richtet 
sich die Kostenverteilung bei Gemeindeverbindungen ganz oder teilwei-
se nach der Steuerkraft, wird die um einen allfälligen Steuerkraftaus-
gleich berichtigte Steuerkraft der Verbandsgemeinden berücksichtigt 
(§ 7 Abs. 3 GG). Die Berechnung der berichtigten absoluten Steuerkraft 
für die Zuschuss- und Abschöpfungsgemeinden ergibt sich aus den For-
meln 7a und 7b. 
 

Formel 7a und 7b:  
Berichtigte absolute  
Steuerkraft (§ 7 FAV)

56 ABl 2011, S. 2565 f.
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9.6.3			   Relative Steuerkraft
§ 8 lit. g FAG: Die relative Steuerkraft einer Gemeinde erhält man, in-
dem man die absolute Steuerkraft (lit. f) durch die Zahl der Einwohnerin-
nen und Einwohner (lit. e) der Gemeinde teilt.

Relative Steuerkraft

SKRi;t-2 = SKAi;t-2 / Ei;t-2

 

Legende

Ei;t-2					    Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner der politischen Gemeinde i im 		
								      Bemessungsjahr t-2 (§ 1 FAV)

SKAi;t-2				   Absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
								      (§ 6 FAV)

SKRi;t-2				   Relative Steuerkraft der politischen Gemeinde i im  
								      Bemessungsjahr t-2

9.6.4			   Kantonsmittel der 
										     relativen Steuerkraft
§ 8 lit. h FAG: Das Kantonsmittel der relativen Steuerkraft wird auf-
grund der Summe der absoluten Steuerkraft aller Gemeinden gemäss  
lit. f geteilt durch die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Kan-
tons gemäss lit. e berechnet. Die Werte der Stadt Zürich werden dabei 
nicht berücksichtigt.

Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons ist durch 
§ 8 lit. e in Verbindung mit § 12 Abs. 3 bzw. § 15 Abs. 3 FAG bestimmt. 
Das Kantonsmittel der relativen Steuerkraft (Formel 9) ist im Ressourcen-
ausgleich von Bedeutung bei der Festsetzung der Ausgleichsgrenze der 
Ressourcenzuschüsse (§ 10) und bei der Bestimmung der finanzstarken 
Gemeinden für die Abschöpfungen (§ 14).57

Kantonsmittel der relativen Steuerkraft

SKRKM;t-2  = ∑ =1 SKAi;t-2 / EK–SZH;t-2

 

Legende

EK-SZH;t-2			   Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons ohne jene der Stadt 		
								      Zürich im Bemessungsjahr t-2 (§ 1 FAV)

N								     Alle politischen Gemeinden ohne Stadt Zürich 
								    

SKAi;t-2				   Absolute Steuerkraft der politischen Gemeinde i im Bemessungsjahr t-2  
								      (§ 6 FAV)

SKRKM;t-2			  Kantonsmittel der relativen Steuerkraft im Bemessungsjahr t-2 
								       

∑								     Summenzeichen 

Formel 9: Kantonsmittel 
der relative Steuerkraft 
(§ 8 lit. h FAG, § 9 FAV)

57 ABl  2011, S. 2565 f. 

Formel 8:  
Relative Steuerkraft  
(§ 8 lit. g FAG, § 8 FAV)

N
i
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9.7.1		  Gesamtsteuerfuss 
			   der Gemeinde
Der Gesamtsteuerfuss der Gemeinde wird in § 8 lit. c FAG definiert als 
Summe der Steuerfüsse der politischen Gemeinde und der Schulge-
meinden. Bestehen innerhalb derselben Gemeinde Gruppen von Steuer-
zahlenden, für die verschiedene Steuerfüsse gelten, ist das mit der abso-
luten Steuerkraft gewogene Mittel der Steuerfüsse massgebend.

Gemäss § 122 GG wird der Gemeindesteuerfuss zusammen mit dem 
Budget festgesetzt. Politische Gemeinden und Schulgemeinden setzen 
jede für sich einen bestimmten Steuerfuss fest.

Diese Regelung entspricht inhaltlich § 37 Abs. 1 und 2 aFAG; anstelle 
von Steuerfuss ist jedoch neu die Rede von Gesamtsteuerfuss. Der Be-
griff «Steuerfuss» bildet eine Komponente des Gesamtsteuerfusses. Ein-
heitsgemeinden erheben nur einen Steuerfuss («Gemeindesteuerfuss»), 
der dem Gesamtsteuerfuss entspricht.58 

9.7.2		  Kantonsmittel der 
			   Gesamtsteuerfüsse
Das Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse ist gemäss § 8 lit. d FAG das 
mit der absoluten Steuerkraft gewogene Mittel der Gesamtsteuerfüsse 
der Gemeinden. Die Werte der Stadt Zürich werden dabei nicht berück-
sichtigt.

§ 38 Satz 1 aFAG definierte das Kantonsmittel als das mit der Zahl der Per-
sonalsteuerpflichtigen gewogene Mittel der Gemeindesteuerfüsse. Die alte 
Berechnungsweise ist darauf zurückzuführen, dass die statistischen Zah-
len der Personalsteuerpflichtigen zeitlich früher als die Zahlen der Steuer-
kraft zur Verfügung standen. Da die Gesamtsteuerfüsse auf der Grundlage 
des einfachen Gemeindesteuerertrags festgelegt werden, ist es sachge-
recht, das sogenannte tatsächliche Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse 
auf der Grundlage der absoluten Steuerkraft der Gemeinden zu ermitteln. 
Das Kantonsmittel der Gesamtsteuerfüsse gemäss § 8 lit. d FAG ist von 
Bedeutung beim demografischen Sonderlastenausgleich (§ 19 Abs. 2 
und 3 FAG), beim geografisch-topografischen Sonderlastenausgleich  
(§ 22 Abs. 2 und 3 FAG), beim individuellen Sonderlastenausgleich  
(§ 24 Abs. 2 FAG) sowie beim Übergangsausgleich (§ 36 FAG).

Wegen der Grösse der Stadt Zürich können deren Daten wie bis anhin 
nicht berücksichtigt werden (§ 8 lit. d Satz 2 FAG).59

 

Steuerfüsse9.7

58 ABl 2011, S. 2465. 

59 Weisung RR  
FAG 2009, S. 275.
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Glossar

10
Begriff Erläuterung

Äquivalenz 
fiskalische

Der Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz ist 
ein finanzwissenschaftlicher und verfassungs-
mässiger Grundsatz. Danach sollten die Aufga-
ben- und Ausgabenkompetenzen der Gebiets-
körperschaften einer bestimmten Staatsebene 
mit einer entsprechenden Einnahmenkompe-
tenz übereinstimmen,  sodass mit Bezug auf die 
öffentlichen Aufgaben sogenannte → Spillovers 
vermieden werden können und keine Trittbrett-
fahrer möglich sind. Der Grundsatz der fiskali-
schen Äquivalenz ist im Verhältnis Bund-Kan-
tone in Art. 43a Abs. 2 und 3 BV geregelt. 

Der Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz 
kommt im Finanzausgleich des Kantons Zürich 
beim Zentrumslastenausgleich für die Städte 
Zürich und Winterthur zum Tragen. Dieser fi-
nanziert Zentrumsleistungen, die auch von der 
ausserhalb der Städte wohnenden Bevölke-
rung genutzt werden können, aus dem kanto-
nalen Haushalt. 

Aufgaben  
notwendige

Notwendige Aufgaben sind Aufgaben einer Ge-
meinde, auf die die Einwohner einer Gemeinde 
nach landläufiger Ansicht Anspruch haben, um 
ihre täglichen Bedürfnisse menschengerecht 
erfüllen zu können. Im Prinzip geht es um den 
Grundbedarf oder den Service public auf Ebe-
ne der Gemeinden (vgl. Art. 127 Abs. 2 lit. a KV 
und § 2 Abs. 1 FAG → Fachbeirat).

Effektivität 
(Wirksamkeit)

Die Effektivität ist eine Messgrösse für die 
Wirksamkeit staatlicher Massnahmen auf der 
Zielebene des Verwaltungshandelns. Für die 
Verwendung von Mitteln, die nicht wirksam 
sind, können keine Mittel des Finanzausgleichs 
eingesetzt werden (§ 3 Abs. 1 lit. a FAG).
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Effizienz Begriff der Ökonomie, der in den typischen An-
wendungsbereichen im Kern auf das Rationa-
litätsprinzip Bezug nimmt. Der ökonomischen 
Rationalität liegt allgemein das Streben nach 
grösstmöglichem Nutzen bei beschränkten 
Handlungsalternativen zugrunde. In diesem 
Sinne sind das Sparsamkeits- und das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip Aufforderungen zu ra-
tionalem, effizientem Handeln. Mit Bezug auf 
die Marktwirtschaft und die Wahrnehmung von 
öffentlichen Aufgaben im Sinne von Sachauf-
gaben wird unter (Allokations-) Effizienz die 
kostengünstigste Versorgung (Allokation) mit 
Gütern, die den Wünschen der Konsumenten 
bzw. der Stimmberechtigen entsprechen, ver-
standen.

Fachbeirat Der Fachbeirat berät die Direktion der Justiz 
und des Innern beim Vollzug des individuellen 
Sonderlastenausgleichs (§ 27 Abs. 1 FAG). Be-
setzung und Verfahren sind in § 27 FAG und 
§§ 34 ff. FAV geregelt. Mit dem Fachbeirat wird 
die Ermessensausübung des Kantons beim 
subsidiären Instrument des individuellen Son-
derlastenausgleichs transparent und überprüf-
bar gemacht. Die Beurteilung von Fragen der 
Beeinflussbarkeit von Aufwendungen (§ 2 Abs. 
2 FAG) oder der Notwendigkeit von Aufgaben 
(§ 2 Abs. 1 FAG) ist oft nicht einfach, weshalb 
beim individuellen Sonderlastenausgleich der 
erwähnte Fachbeirat eingesetzt wird. 

Fehlanreize Fehlanreize bestimmen Verhaltensmotive, die 
zu Massnahmen bzw. Ausgaben führen, die 
unerwünscht sind, da damit Ineffizienzen ver-
bunden sind. Unter Ineffizienzen fallen z.B. die 
unwirtschaftliche Aufgabenerfüllung oder eine 
Aufgabenerfüllung, die nach Art, Umfang oder 
Qualität mit den rechtlich verankerten Vorga-
ben der Stimmberechtigten einer Gemeinde 
oder des Kantons nicht kongruent ist. Fehlan-
reize gab es im alten Finanzausgleich beim 
Steuerfussausgleich mit der Defizitdeckung, 
was die Exekutive zu überhöhten Aufwendun-
gen ohne Bedürfnisnotwendigkeit motivieren 
konnte.
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Begriff Erläuterung

Finanzausgleich Der Finanzausgleich ist das in einem Gesetz 
geregelte systematische Instrumentarium von 
Beiträgen an Mindererträge bei den Steuer-
einnahmen (Ressourcenzuschüsse) oder bei 
überhöhten Aufwendungen bei der öffentli-
chen Aufgabenerfüllung (Sonderlasten), die 
von den Gemeinden nicht beeinflusst werden 
können. Ziele des Zürcher Finanzausgleichs 
sind nach der Kantonsverfassung die Erfül-
lung der notwendigen Aufgaben der Gemein-
den und die Minderung der Steuerfussdis-
parität (Art. 127 Abs. 2 lit. a und b KV). Die 
Finanzierung erfolgt durch den Kanton und 
durch die finanzstarken Gemeinden in Form 
der Ressourcenabschöpfungen.

Finanzausgleich 
direkter

Der direkte Finanzausgleich umfasst im Kanton 
Zürich das neue Finanzausgleichsgesetz. Es 
erfolgt eine unmittelbare Besserstellung einer 
Gemeinde ohne Lenkungswirkung.

Finanzausgleich 
indirekter

Der indirekte Finanzausgleich umfasst im Kan-
ton Zürich das Staatsbeitragsgesetz. Neben 
der finanziellen Unterstützung geht es in erster 
und direkter Linie um Lenkungsmassnahmen 
gegenüber den Gemeinden.

Finanzausgleich 
Ziele

Der Finanzausgleich des Kantons Zürich hat 
nach der Kantonsverfassung zwei Ziele zu ver-
folgen: 1. Muss er den Gemeinden die Erfül-
lung ihrer notwendigen Aufgaben ermöglichen;  
2. sorgt er dafür, dass die Gemeindesteuer-
füsse nicht erheblich voneinander abweichen  
(Art. 127 Abs. 2 KV und § 2 Abs. 1 FAG, not-
wendige Aufgaben, Steuerfussdisparität).

Finanzausstattung Unter Finanzausstattung versteht man die 
Mittel, die einer Gemeinde zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zur Verfügung stehen. Dazu gehören 
neben den eigenen Steuereinnahmen insbe-
sondere Beiträge des direkten und indirekten 
Finanzausgleichs.

10  Glossar
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Finanzbedarf Gesamtheit der Finanzmittel, die ein Gemein-
wesen zur Erfüllung der gestellten Aufgaben 
benötigt.

Föderalismus Der Föderalismus ist ein politisches Organisa-
tionsprinzip, nach dem sich ein Staat aus meh-
reren, ihre Entscheidungen abstimmenden, 
aber ihre Eigenständigkeit bewahrenden Glied-
staaten zusammensetzen soll («Einheit in der 
Vielfalt»). Der Föderalismus findet Anwendung 
im Verhältnis Bund zu den Kantonen. Auf das 
Verhältnis zwischen Kanton und Gemeinden 
findet der Föderalismus keine direkte Anwen-
dung, da die Gemeinden keine Gliedstaaten 
und der Organisationshoheit eines Kantons un-
terworfen sind; an die Stelle der Souveränität 
tritt die Gemeindeautonomie. In der Finanzwis-
senschaft wird der Begriff des Föderalismus 
umfassender verstanden als im Staatsrecht, 
sodass praktisch alle dezentralen Organisati-
onsformen unter den Föderalismusbegriff der 
Finanzwissenschaft fallen.

Gemeinde- 
autonomie

Eine Gemeinde ist in einem Sachbereich au-
tonom, wenn das kantonale Recht diesen 
Bereich nicht abschliessend ordnet, sondern 
ihn ganz oder teilweise der Gemeinde zur Re-
gelung überlässt und ihr dabei eine relativ er-
hebliche Entscheidungsfreiheit einräumt (BGE 
117 Ia 355 E. 4a mit Hinweisen). Ob und wie-
weit eine Gemeinde in einem bestimmten Be-
reich autonom ist, richtet sich nach dem kan-
tonalen Verfassungs- und Gesetzesrecht. Ein 
geschützter kommunaler Autonomiebereich 
kann auch bei der Anwendung kantonalen 
Rechts vorliegen, wenn dieses der Gemeinde 
eine relativ erhebliche Entscheidungsfreiheit 
belässt (BGE 118 Ia 218, Erw. 3a). Die Kan-
tonsverfassung regelt die Gemeindeautonomie 
in Art. 85 Abs. 1 KV. Mit Bezug auf den Finanz-
ausgleich, der ausschliesslich eine kantonale 
Aufgabe ist, kommt den Gemeinden keine Au-
tonomie zu.

Gemeinden  
Kreisschul-

Kreisschulgemeinden sind Schulgemeinden 
der Primarschule oder der Oberstufe oder ver-
einigte Schulgemeinden, die das Gebiet meh-
rerer politischer Gemeinden umfassen.
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Begriff Erläuterung

Gemeinden 
politische

Politische Gemeinden sind die allgemeinen 
Gemeinden in Form von Gebietskörperschaf-
ten, denen alle Aufgaben zukommen, die nicht 
einer Spezial- bzw. Schulgemeinde zugeordnet 
sind. Sie sind an allen Instrumenten des Finanz-
ausgleichs beteiligt. Die beiden Städte Zürich 
und Winterthur nehmen eine Sonderstellung 
ein: Sie erhalten beide einen Zentrumslasten-
ausgleich; die Stadt Zürich zahlt Ressourcen-
abschöpfungen, während die Stadt Winterthur 
Ressourcenausgleich erhält.

Gemeinden 
Schul-

Schulgemeinden sind Spezialgemeinden, de-
nen Aufgaben im Schulbereich auf der Stu-
fe der Primar- und Oberstufe zukommen. Im 
Normalfall sind politische Gemeinden und 
Schulgemeinden gebietsgleich; eine Schulge-
meinde kann aber auch die Gebiete mehrerer 
politischer Gemeinden (Kreisschulgemeinde) 
oder einen Teil einer politischen Gemeinde 
(Aussenwachten) umfassen (Gebietsteilschul-
gemeinden). Die Schulgemeinden sind am 
Ressourcenausgleich und am demografischen 
Sonderlastenausgleich beteiligt.

Legaldefinition 
von Begriffen

Die grundlegenden Begriffe des Finanzaus-
gleichsgesetzes sind in § 8 FAG definiert.

Ressourcen- 
ausgleich

Der Ressourcenausgleich bezweckt eine Min-
derung der Unterschiede zwischen den Ge-
samtsteuerfüssen der Gemeinden. Er stellt si-
cher, dass die relative Steuerkraft mindestens 
95 % des Kantonsmittels (Ausgleichsgrenze) 
beträgt (§ 10 Abs. 1 FAG). Er umfasst Ressour-
cenzuschüsse an finanzschwache Gemeinden 
und Ressourcenabschöpfungen bei finanzstar-
ken Gemeinden (§ 10 Abs. 2 FAG).

Ressourcen- 
ausgleich  
Abschöpfungen

Die Ressourcenabschöpfung erfolgt bei poli-
tischen Gemeinden, deren relative Steuerkraft 
das Kantonsmittel um mehr als 10 % (Abschöp-
fungsgrenze) übersteigt (§ 14 Abs. 1 FAG). 
Politische Gemeinden haben gegenüber Schul-
gemeinden Anspruch auf Beteiligung an der 
Ressourcenabschöpfung (§ 14 Abs. 2 FAG). 
Verpflichtung, Bemessung (vgl. dazu Formeln 
3 und 7) und Bezug sind in §§ 14 bis 16 FAG 
geregelt. Die Stadt Zürich zahlt Ressourcenab-
schöpfungen.
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Ressourcen- 
ausgleich  
Zuschüsse

Politische Gemeinden, deren relative Steuer-
kraft unter der Ausgleichsgrenze liegt, haben 
Anspruch auf Ressourcenzuschuss (§ 11 Abs. 1 
FAG). Schulgemeinden haben gegenüber den 
politischen Gemeinden Anspruch auf einen An-
teil am Ressourcenzuschuss (§ 11 Abs. 2 FAG). 
Berechtigung, Bemessung (vgl. Formeln 1 und 
2) und Auszahlung sind in §§ 11 bis 13 FAG ge-
regelt. Die Stadt Winterthur erhält Ressourcen-
zuschüsse.

Sanktionen  
des Kantons  
gegenüber  
Gemeinden

§ 4 FAG regelt allfällige Sanktionen des Kan-
tons gegenüber einer Gemeinde: Missachtet 
eine Gemeinde die allgemeinen Grundsätze 
der Haushalts- und Rechnungsführung und 
beeinflusst sie damit die sie betreffenden Fi-
nanzausgleichsbeiträge, setzt ihr die Direktion 
eine Frist zur Behebung der Mängel an (Abs. 1). 
Die Direktion kann die Beiträge bis zur Erfüllung 
allfälliger Auflagen zurückbehalten (Abs. 2). 
Können die Mängel nicht behoben werden, 
passt die Direktion die Beiträge entsprechend 
an (Abs. 3).

Sonderlasten-
ausgleich

Der Sonderlastenausgleich hat grundsätzlich 
den Ausgleich von Sonderlasten, also erhöhten 
Aufwendungen, einer Gemeinde zum Zweck. 
Der Kanton Zürich kennt für die Gemeinden 
ohne die Städte Zürich und Winterthur drei 
Instrumente: den demografischen, den geo-
grafisch-topografischen und den individuellen 
Sonderlastenausgleich. Die Städte Zürich und 
Winterthur erhalten anstelle dieser Instrumente 
den Zentrumslastenausgleich.

Sonderlasten- 
ausgleich  
demografischer

Der demografische Sonderlastenausgleich 
gleicht die besonderen Lasten einer politischen 
Gemeinde infolge eines hohen Anteils an Ein-
wohnerinnen und Einwohnern unter 20 Jahren 
aus (§ 17 FAG). Die Berechtigung der politi-
schen Gemeinden und der Anteil der Schulge-
meinden ist in § 18 FAG und die Bemessung in 
§ 19 FAG und den Formeln 5a bis c im Anhang 
zum Finanzausgleichsgesetz geregelt. Bei nied- 
rigem Gesamtsteuerfuss ist der Beitrag zu kür-
zen.
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Begriff Erläuterung

Sonderlasten- 
ausgleich  
geografisch- 
topografischer

Der geografisch-topografische Sonderlasten-
ausgleich gleicht die besonderen Lasten einer 
politischen Gemeinde infolge ihrer geringen 
Bevölkerungsdichte und ihrer schwierigen to-
pografischen Verhältnisse aus (§ 20 FAG). Die 
Berechtigung der politischen Gemeinden ist 
in § 21 FAG und die Bemessung in § 22 FAG 
und den Formeln 6a und 6b im Anhang zum Fi-
nanzausgleichsgesetz geregelt. Bei niedrigem 
Gesamtsteuerfuss ist der Beitrag zu kürzen. 
Die Schulgemeinden sind am geografisch-
topografischen Sonderlastenausgleich nicht 
beteiligt.

Sonderlasten- 
ausgleich  
individueller

Der individuelle Sonderlastenausgleich gleicht 
besondere Lasten einer politischen Gemeinde 
aus, die a. von ihr nicht beeinflusst werden 
können und b. weder vom demografischen 
Sonderlastenausgleich noch vom geogra-
fisch-topografischen Sonderlastenausgleich 
abgegolten werden (§ 23 FAG). Beim Vollzug 
des individuellen Sonderlastenausgleichs wird 
die Direktion von einem Fachbeirat beraten 
(§ 27 Abs. 1 FAG). Dieser konstituiert sich mit 
Blick auf das allfällige Wirksamwerden dieses 
Instruments mit Wirkung ab dem Jahr 2015.

Sparsamkeit Aufwendungen oder Investitionsausgaben ei-
ner Gemeinde, die nicht dem Grundsatz der 
Sparsamkeit entsprechen, sind nicht abgel-
tungsfähig (§ 3 Abs. 1 lit. a FAG).

Spillovers Spillovers (räumliche Externalitäten oder exter-
ne Effekte) entstehen bei der öffentlichen Auf-
gabenerfüllung, wenn Dritte Leistungen eines 
Gemeinwesens konsumieren (z.B. Kultur), ohne 
sich entsprechend an den Kosten zu beteiligen 
(Trittbrettfahrer). Dies ist z.B. bei den Zentrums-
leistungen der Städte Zürich und Winterthur 
der Fall. Der Zentrumslastenausgleich dient 
der entsprechenden Abgeltung solcher Lasten.  
(→ Äquivalenz fiskalische)
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Steuerfuss- 
disparität

Unter Steuerfussdisparität versteht man den 
Unterschied zwischen dem höchsten und 
tiefsten Gesamtsteuerfuss der Gemeinden. Zu 
unterscheiden ist dabei die Disparität vor und 
nach Durchführung des Finanzausgleichs. Nach  
Art. 127 Abs. 2 lit. b KV und § 2 Abs.1 FAG dür-
fen die Steuerfüsse (Gesamtsteuerfüsse) der 
Gemeinden im Kanton Zürich nicht erheblich 
voneinander abweichen. Die Steuerfussdispari-
tät ist im geltenden Finanzausgleichsgesetz nur 
noch durch den Gesetzgeber beeinflussbar.

Übergangs- 
ausgleich

Der von 2012 bis 2017 befristete Übergangs-
ausgleich erleichtert Gemeinden mit beson-
ders hoher Steuerbelastung den Übergang 
vom alten zum neuen Finanzausgleichsgesetz 
und verschafft ihnen ausreichend Zeit für die 
erforderlichen Anpassungen (§ 35 Abs. 1 und 
2 FAG). Der Übergangsausgleich entspricht 
dem Steuerfussausgleich des alten Finanzaus-
gleichs und ist im Charakter eine ineffiziente 
Defizitdeckung des Rechnungsergebnisses. 
Berechtigt sind nur die politischen Gemeinden 
(§ 36 FAG); praktisch werden die gebietsglei-
chen Schulgemeinden berücksichtigt. Bemes-
sung und Verfahren sind in § 36 bis 38 FAG 
geregelt. (→ Zahlungen)

Verfahren Beim Verfahren der Beitragsfestsetzung ist zwi-
schen zwei Gruppen von Instrumenten zu unter-
scheiden. Die erste Gruppe umfasst den Res-
sourcenausgleich, den demografischen und 
den geografisch-topografischen Sonderlasten-
ausgleich sowie den Zentrumslastenausgleich. 
Bei diesen Instrumenten werden die Ausgleich-
faktoren und Beiträge bereits im Vorjahr zum 
Ausgleichsjahr definitiv festgesetzt.

Demgegenüber umfasst beim Übergangs-
ausgleich und beim individuellen Sonderlas-
tenausgleich das Verfahren der Beitragsfest-
setzung in der Abfolge im Wesentlichen vier 
Schritte: (1) im Vorjahr (t-1) Festsetzung und 
Veröffentlichung der Ausgleichsfaktoren und 
(2) Bekanntgabe der provisorischen Beiträge 
für das Budget; (3) im Ausgleichsjahr Zahlung 
des provisorischen Beitrags; (4) im Nachjahr 
Festsetzung der definitiven Beiträge in Verbin-
dung mit der definitiven Abrechnung.
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Begriff Erläuterung

Wirksamkeits-
bericht

Der Regierungsrat legt dem Kantonsrat min-
destens alle vier Jahre einen Bericht über den 
Vollzug und die Wirksamkeit dieses Gesetzes 
vor (§ 31 Abs. 1 FAG).

Wirtschaftlichkeit Aufwendungen oder Investitionsausgaben ei-
ner Gemeinde, die nicht dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit entsprechen, sind nicht ab-
geltungsfähig (§ 3 Abs. 1 lit. a FAG).

Zahlungen Das Verfahren des Finanzausgleichs ist mit 
Bezug auf die Zahlungen in § 9 Abs. 3 und 4 
FAG, § 13 FAG, § 16 FAG, § 26 Abs. 4 FAG und 
§ 38 FAG geregelt. Es finden nur Zahlungen 
zwischen Kanton und politischen Gemeinden 
statt; Zahlungen von und an Schulgemeinden 
werden über die politischen Gemeinden abwi-
ckelt. (→ Verfahren)

Zentrumslasten-
ausgleich

Der Zentrumslastenausgleich bezweckt eine 
angemessene, pauschale Abgeltung der beson-
deren Lasten und der besonderen Leistungen 
der Städte Zürich und Winterthur (§ 28 Abs. 1 
FAG). Die Bemessung der Stadt Zürich ist in 
§ 29 und jene der Stadt Winterthur in § 30 FAG 
geregelt. Der jeweilige Kulturanteil ist zweck-
gebunden (§ 29 Abs. 2 und § 30 Abs. 2 FAG). 
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Literatur zum 
kommunalen 
Haushaltsrecht 
des Kantons 
Zürich
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Materialien 
Kanton Zürich

11.4

1977 Kanton Zürich, Direktion des Innern, Abteilung Kul-
turförderung, Möglichkeiten zur Verbesserung des 
Finanzausgleichs im Kanton Zürich, Zürich 1977.

1997 Kanton Zürich, Direktion des Innern, Arbeitsge-
meinschaft Infras/Dr. H.C. Nabholz, Lastenabgel-
tung für die Stadt Zürich , Schlussbericht und An-
hänge, Zürich 1997.

1999 Bucher Adrian, Finanzausgleich und Wohneigen-
tumsinitiative, in: Berichte des Kantons Zürich 49 
(1999) Nr. 1.

2001 Direktion der Justiz und des Innern des Kantons 
Zürich, Amt für Gemeinden und berufliche Vorsor-
ge, Dr. H.C. Nabholz Verwaltungsberatung, Vor-
studie zur Reform des Zürcher Finanzausgleichs, 
wif!-Projekt Nr. 65/2202, Schlussbericht vom 29. 
Mai 2001, Zürich, zit. Schlussbericht 2001.

2003 Direktion der Justiz und des Innern des Kantons 
Zürich, Gemeindeamt, Reform des Zürcher Fi-
nanzausgleichs, Schlussbericht wif!-Projekt Nr. 
71/2807, Zürich 2003.

2007 Direktion der Justiz und des Innern, Reform des 
Zürcher Finanzausgleichs, Erläuterungen zum 
Gesetz über den Finanzausgleich, Zürich August 
2007.

11.4.1	D irektion der Justiz und
	 des Innern
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Entscheide zum  
Finanzausgleich 
und Haushalts-
recht der  
Gemeinden 

11.5

1993
Buschor Ernst, 
Schedler Kuno,

Stäger Luca

Finanz- und Lastenausgleich im Kanton Zürich, 
Gutachten zuhanden des Regierungsrates des 
Kantons Zürich, Bern 1993.

1996
INFRAS, Dr. H.C. 

Nabholz

Arbeitsgemeinschaft INFRAS, INFRAS/Dr. H.C. 
Nabholz, Finanzausgleich des Kantons Zürich, 
Modellrechnungen zum Normlastenausgleich, 
Schlussbericht zuhanden des Regierungsrates 
des Kantons Zürich, Zürich April 1996.

2005
Angelini Terenzio, 
Thöny Bernhard,  
Gulde Alexander

Finanzausgleichsreform im Kanton Zürich, Bericht 
zum Gesamtkonzept für eine Finanzausgleichs-
reform, IFF Institut für Finanzwissenschaften und 
Finanzrecht, St. Gallen 2005.

2006
Angelini Terenzio, 
Thöny Bernhard,  
Gulde Alexander 

Grundmodell für die Reform des Finanzausgleichs 
im Kanton Zürich, Bericht zuhanden der Regierung 
des Kantons Zürich, IFF Institut für Finanzwissen-
schaft und Finanzrecht, St. Gallen 2006.

1967
17.05.1967

BGE 93 I 437, Erlenbach und Mitbeteiligte ge-
gen den Regierungsrat und den Kantonsrat des 
Kantons Zürich, Finanzausgleich zwischen Ge-
meinden, Art. 4 BV, Art. 19, 48, 51 und 55 aKV 
Zürich; Abweisung.

1974
13.03.1974

BGE 100 Ia 231, Ungültigerklärung einer kom-
munalen Volksinitiative wegen materieller Unver-
einbarkeit mit dem kantonalen Recht, Eigenwirt-
schaftlichkeit, Stadt Zürich.

11.4.2	 Expertenberichte
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1993
07.05.1993

BGE 119 Ia 214, Gemeinde Küsnacht und Mitbe-
teiligte gegen Regierungsrat des Kantons Zürich. 
Die beschwerdeführenden Gemeinden können sich 
gegenüber der ihnen vom Kanton auferlegten Ab-
gabepflicht aufgrund des Finanzausgleichsgeset-
zes nicht auf verfassungsmässige Individualrechte 
berufen (Bestätigung der Rechtsprechung; E. 1).

2004
29.09.2004

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2004. 00265,
Steuerfussausgleich 2003, Finanzierung der Lösch-
wasserversorgung, Festlegung des Steuerfussaus-
gleichs; Beschwerdeabweisung.

2004
15.12.2004

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2004. 00421, 
Investitionsbeiträge; Beschwerdegutheissung, vgl. 
dazu oben Ziff. 11.2 Artikel Agosti/Müller.

2011
23.03.2011

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2010. 00383,
Gemeinde Oberrieden, Steuerkraftabschöpfung 
2009, nachträgliche Berichtigung der Steuerkraft-
abschöpfung; Beschwerdeabweisung.

2011
21.06.2011

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2011. 00220,
Gemeinde Hausen am Albis, Kürzung Steuerkraft-
zuschuss, keine Verpflichtung zur antizyklischen 
Haushaltspolitik; Beschwerdeabweisung.

2011
24.08.2011

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2011. 00218,
Steuerkraftausgleich 2008, Kürzung, Gemeinde 
Bachs; Beschwerdeabweisung.

2011 
16.11.2011

Bundesgericht, 2C_379/2011, Gemeinde Ober- 
rieden, Steuerkraftabschöpfung 2009, Entscheid 
der Vorinstanz verletzt das Gleichbehandlungsge-
bot nicht und ist nicht willkürlich; Beschwerdeab-
weisung. 

2012 
03.02.2012

Bundesgericht, 2C_775/2011, Gemeinde    Buchs, 
Steuerkraftausgleich 2008, Willkürprüfung Kür-
zungsvoraussetzungen gemäss § 12 aFAG; Be- 
schwerdeabweisung.

2012 
03.06.2012

Bundesgericht, 2C_542/2011, Gemeinde Rüschli-
kon und Mitbeteiligte, neues Finanzausgleichge-
setz des Kantons Zürich, Verfassungsmässigkeit 
der Übergangsbestimmung von § 34 FAG; Ge-
meindeautonomie; Legalitätsprinzip, Vertrauens-
schutz bzw. Grundsatz von Treu und Glauben; Be-
schwerdeabweisung.

2013 
18.12.2013

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB 2013. 00364,
Stadt Kloten, Steuerkraftabschöpfung, Kürzung; 
Beschwerdeabweisung.
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Internetadressen 
zum Thema  
Finanzausgleich

11.6

11.6.1	B und
www.efv.admin.ch/d/themen/finanzpolitik_grundlagen/ 
finanzausgleich.php

www.efv.admin.ch/d/downloads/oeff_finanzen/
Taschenstatistik_d_web.pdf

11.6.2	 Kanton Zürich
www.finanzausgleich.zh.ch

2015 
18.02.2015

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2014. 00502, 
Gemeinde Affoltern am Albis, Übergangsausgleich; 
Beschwerdeabweisung. 

2015 
18.02.2015

Verwaltungsgericht Kanton Zürich, VB.2014. 00503, 
Gemeinde Oberstammheim und Mitb., Übergangs-
ausgleich; Beschwerdeabweisung. 




